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Liebe Leserinnen und Leser,

seit beinahe 30 Jahren gehört die Wan-
derausstellung „Deutsche aus Russland. 
Geschichte und Gegenwart“, die dank der 
Unterstützung durch das Bundesministeri-
um des Innern und für Heimat bundesweit 
gezeigt werden kann, zu den wichtigsten 
Instrumenten der Öffentlichkeitsarbeit der 
Landsmannschaft der Deutschen aus Russ-
land.

Betreut von den Projektleitern Jakob Fi-
scher, Dr. Eugen Eichelberg und Christian 
Sprenger, berichtet sie auf mittlerweile 28 
Tafeln über die Deutschen aus der Sowjet-
union und ihren Nachfolgestaaten, von de-
nen inzwischen über zweieinhalb Millionen 
eine neue Heimat in Deutschland gefunden 
haben.

Die Inhalte der Ausstellung sind breitge-
fächert. Sie reichen von der Auswanderung 
von Deutschen an die Wolga, ans Schwarze 
Meer, in den Kaukasus und in andere Gebie-
te des Russischen Reichs über die Schwie-
rigkeiten und Erfolge der ersten Jahrzehn-
te der Ansiedlung, die Unterdrückung und 
Verfolgung in den Zeiten des stalinistischen 
Terrors sowie die – oftmals gescheiterten 
– Versuche eines Neustarts nach dem Tod 
Stalins bis hin zur Rückwanderung in die 
Heimat ihrer Vorfahren, in der sie nach der 
Überwindung anfänglicher Integrations-
hemmnisse längst zu einem Gewinn für die 
Gesellschaft geworden sind.

Die Landsmannschaft der Deutschen 
aus Russland als anerkannte Vertreterin 
von Menschen, die in der Sowjetunion über 
Jahrzehnte am eigenen Leib erfahren muss-
ten, wozu Feindseligkeiten gegenüber Min-
derheiten führen, lehnt jegliche Form von 
Diskriminierung gesellschaftlicher Gruppen 
ab. Wer andere nur aufgrund ihrer Abstam-
mung, ihrer Hautfarbe oder ihres Glaubens 
ablehnt, hat bei uns nichts zu suchen.

Nicht zuletzt darauf geht die Ausstellung 
ein und wendet sich auf der Basis offizieller 
Untersuchungsergebnisse gegen negative 
Vorurteile über Deutsche aus Russland, die 
in der Öffentlichkeit kursieren und durch 
die oftmals einseitige Berichterstattung in 
deutschen Medien gefördert werden.

Gerade deshalb hat einer meiner Vor-
gänger im Amt des Bundesvorsitzende 
der Landsmannschaft der Deutschen aus 
Russland, Adolf Fetsch, beim Bundes-
treffen unseres Verbandes in Wiesbaden 

2007 die Worte des Generalsekretärs der 
Menschenrechtsorganisation „Gesellschaft 
für bedrohte Völker“, Tilman Zülch, zitiert: 
„Aussiedlerfeindlichkeit ist nicht besser als 
Ausländerfeindlichkeit.“

Wir mussten immer wieder erleben, dass 
Vertreter der Öffentlichkeit und der Politik 
die Berechtigung der Deutschen aus Russ-
land, sich in Deutschland niederzulassen, 
in Zweifel zogen. Wer die Tafeln unserer 
Wanderausstellung aufmerksam studiert, 
wird mehr als genügend Material zur Wi-
derlegung dieser Zweifel finden.

Unfassbar ist das, was meine Landsleute 
als Bürgerinnen und Bürger in der ehema-
ligen Sowjetunion zu ertragen hatten – als 
völlig Unschuldige in Haft genommen für all 
das Menschenverachtende, mit dem Hitler 
die Welt und insbesondere auch die Sowje-
tunion überzog.

Es sind generationenübergreifende 
Traumata, unter denen die Deutschen aus 
Russland bis heute zu leiden haben.

Trotzdem haben sie nicht aufgegeben. 
Und auch wenn einseitige Medienberich-
te das Gegenteil behaupten: Mit über-
wältigender Mehrheit sind die Deutschen 
aus Russland resistent gegen jede Art von 
Diktatur und wollen vor allem eines: Als 
Gleiche unter Gleichen in einem demokra-
tischen Land leben und nach Jahrzehnten 
der Unterdrückung endlich eine wirkliche 
Heimat finden.

Ganz im Sinne der Landsmannschaft der 
Deutschen aus Russland berichtet die Wan-
derausstellung über diese Unterdrückung 
und betont: Es ist nicht der Wunsch nach 
Rache und Vergeltung, der uns motviert, 
aber wir sind es den Mitgliedern unserer 
Volksgruppe schuldig, die Untaten nicht in 
Vergessenheit geraten zu lassen.

Mein Appell lautet daher:
Nach all dem, was die Deutschen aus 

Russland in den Jahren der Unfreiheit er-
leben mussten, mit Hunderttausenden, die 
zu Opfern einer Diktatur wurden, haben 
es meine Landsleute wahrlich verdient, in 
Deutschland mit offenen Armen aufge-
nommen zu werden – zumal sie ohne jeden 
Zweifel ein Gewinn für das Land sind!

 Johann Thießen,
Bundesvorsitzender

der Landsmannschaft
der Deutschen aus Russland e. V.

Johann Thießen

Vorwort



4

Nach der Statistik des Bundesministeriums des Innern und für Heimat haben von 1950 bis 2021 rund 2,5 Millionen Deut-
sche aus der Sowjetunion und ihren Nachfolgestaaten als Aussiedler und Spätaussiedler in der Bundesrepublik Deutsch-
land Aufnahme gefunden.

Woher kommen sie? 
Warum kommen sie?
Antworten auf diese Fragen will die Ausstellung der 
Landsmannschaft der Deutschen aus Russland geben. Sie 
zeigt den harten Schicksalsweg einer deutschen Volks-
gruppe ebenso wie ihre erfolgreichen Bemühungen um 
Integration.

Deutsche aus Russland, die jetzt nach Deutschland kom-
men oder bereits seit einigen Jahrzehnten hier leben, sind 
zum größten Teil Nachkommen der zur Zeit der Zarin Katha-
rina II. der Großen (1729–1796) und ihres Enkels Alexander 
I. (1777–1825) aus deutschen Landen ausgewanderten Men-
schen – Hessen, Schwaben, Pfälzer, Bayern und andere.

Ansiedlung
In die Regentschaft der beiden Zaren fallen die vier wich-
tigsten Auswanderungswellen aus Deutschland nach Russ-
land, der Zug an die Wolga (ab 1764), der Zug an den Dnjepr 
(ab 1789), der Zug an das Schwarze Meer (ab 1803) und der 
Zug in den Kaukasus (ab 1816).

Die ursprüngliche Ansiedlung in Sibirien und Mittelasien 
erfolgte später. Sie wurde vor allem um die Jahrhundert-
wende 1900 notwendig, als das Land für die Deutschen im 
europäischen Russland knapp geworden war.

Bereits im 18. Jahrhundert, insbesondere aber im 19. 
Jahrhundert entstanden blühende deutsche Kolonien im 
Russischen Reich, deren Bewohner es dank ihres Fleißes zu 
beachtlichem Wohlstand brachten.

20. und 21. Jahrhundert
Grundlegend änderte sich die Situation für die Russland-
deutschen nach der russischen Oktoberrevolution, als sie 
noch stärker als andere Völker der Sowjetunion unter dem 
Stalinismus zu leiden hatten.

Nach Ausbruch des deutsch-sowjetischen Krieges am 
22. Juni 1941 erreichte der in seiner Härte unvorstellbare 
Opfergang der Russlanddeutschen seinen tragischen Hö-
hepunkt. Repressionen, Diskriminierungen, Verfolgungen, 
Zwangsarbeit, Lagerhaft und Vertreibungen brachten Hun-
derttausenden von ihnen den Tod.

Die anderen leben zumeist – wenn sie nicht den Weg 
der Ausreise nach Deutschland gewählt haben bzw. ihn 
wählen durften – auch heute noch vorwiegend in nichteu-
ropäischen Gebieten Russlands, in Kasachstan oder ande-
ren mittelasiatischen Republiken der ehemaligen Sowjet-
union, sprich in ihren Vertreibungsgebieten, weit entfernt 
von ihren ursprünglichen Siedlungsgebieten.

Schicksalsweg der Russlanddeutschen Tafel 2
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Zarin Katharina II. (1762 – 1796) hatte am 22. Juli 1763 ein Manifest erlassen, in dem Aus-
länder eingeladen wurden, sich in Russland anzusiedeln. Die reformfreudige Monarchin – 
die erste Deutsche auf dem Zarenthron – wollte hauptsächlich mit deutschen Bauern und 
Handwerkern den wirtschaftlichen Aufschwung ihres noch in der Leibeigenschaft verhar-
renden Landes fördern.

Um den Erfolg ihres Aufrufes zu garantieren, räumte sie den Ansiedlungswilligen großzügige 
Privilegien ein:

• unentgeltliche Zuweisung unbebauten Landes
• Erlaubnis zum Kauf weiterer Grundstücke
• Steuerfreiheit bis zu 30 Jahre
• Gewerbefreiheit
• Befreiung vom Militärdienst
• freie Religionsausübung
• kulturelle Autonomie
• kommunale Selbstverwaltung
• völlige Freiheit zum Verlassen des Landes
• Reisebeihilfen u.a.m.

Es waren keine Abenteurer, die in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts und im 19. Jahr-
hundert ihre Heimat verließen und nach Russland gingen. Es waren durchweg ehrsame und 
fleißige Bauern und Handwerker.
Als Gründe für die Auswanderung werden genannt:

• wirtschaftliche Not und Missstände in Deutschland infolge von Kriegen (7-jähriger und 
Napoleonischer Krieg),

• Heeres- und Frondienste für die eigenen Fürsten und die fremden Mächte,
• politische Unterdrückung durch die eigenen Fürsten und die fremde Besatzung,
• Missernten und Hunger,
• Beeinträchtigung der Glaubensfreiheit.

Die Ausreise erfolgte in mehreren Strömen, von denen die wichtigsten genannt seien:
• Der Zug an die Wolga ab 1764 (unter Zarin Katharina II.) auf dem Seeweg über die Nord- 

und Ostsee und St. Petersburg. Die 1764 – 1767 nach Russland ausgewanderten Kolo-
nisten siedelten auf beiden Seiten der unteren Wolga (Bergseite/West ufer und Wiesen-
seite/Ostufer) in 104 Kolonien. Davon waren 31 katholisch und über 60 evangelisch. Am 
29. Juni 1764 wurde die erste deutsche Kolonie Nischnaja Dobrinka gegründet. 1914 gab 
es bereits 192 deutsche Dörfer, 152 evangelische, 38 katholische und zwei gemischte. 

• 1802–1859 wanderten fast 110.000 Deutsche in das Schwarzmeergebiet aus. Auf der 
Donau ging es zum Schwarzen Meer, auf die Krim und in den Kaukasus. Die Besiedlung 
begann unter Katharina II. und fand unter Zar Alexander I. ihren Höhepunkt. Der erste grö-
ßere Einwanderungsstrom in das Schwarzmeergebiet fand zwischen 1789 und 1797 statt, 
der zweite große Schub folgte zwischen 1804 und 1824.

• Ab 1789 wanderten mennonitische Siedler aus Westpreußen in die südrussischen Gebiete 
ein und gründeten Mutterkolonien, u.a. im Gebiet Saporoschje.

• Aus insgesamt 204 deutschen Mutterkolonien entstanden im Schwarzmeergebiet später 
über 1.800 Tochterkolonien.

• Eine besondere Gruppe bildeten die Wolhyniendeutschen, die sich zu verschiedenen Zei-
ten im 19. Jahrhundert in polnisch-russischen Grenzregionen (in den Gebieten um Rowno, 
Schitomir, Nowogradwolynsk) niederließen. 1816 bis 1861 wanderten Westpreußen, 
Rheinländer, Pfälzer und Schwaben nach Wolhynien aus.

• Bis zum Jahre 1871 stieg die Zahl der Deutschen in diesen Regionen auf etwa 28.560, 
die in ca. 139 Kolonien lebten. 1889 waren es bereits 102.139 Siedler.

Zarin Katharina II.

Zar Alexander I.

Deutsche wandern nach Russland aus Tafel 3

Viktor Hurr: Anwerbung von 
Ausreisewilligen.
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Der Aufbau einer Existenz war für die Siedler in den ersten Jahren sehr schwer: 
Das raue Klima und der anders beschaffene Boden brachten Missernten, Über-
fälle von Nomadenstämmen forderten Opfer.

Mit viel Gottvertrauen, Fleiß, Sparsamkeit und Opferbereitschaft konnten die 
Kolonisten diese harte Anfangszeit überwinden und im Laufe der folgenden Jahr-
zehnte einen außergewöhnlichen wirtschaftlichen Aufschwung bewerkstelligen. 
Die kulturelle und kommunale Autonomie als Teil der Privilegien ermöglichte den 
Kolonisten, das von ihnen gewünschte Eigenleben zu führen:

• Sie wählten Schulzen oder Oberschulzen, die der Gemeindeverwaltung vor-
standen und die untere Gerichtsbarkeit ausübten.

• Deutsch war Verwaltungs-, Gerichts- und Umgangssprache.
• Sie bauten ihre eigenen Schulen mit Deutsch als Unterrichtssprache.
• Sie errichteten Kirchen nach ihren Vorstel lungen, und der Gottesdienst wurde 

in deutscher Sprache gehalten.
• Sie pflegten in Familie und Dorfgemeinschaft die mitgebrachten Mundarten, 

Sitten und Gebräuche.

Der Kinderreichtum der deutschen Siedler führte schon in der zweiten Generati-
on zu Landmangel. Daher wurde vom Privileg des Zukaufs von Land ausgiebig Ge-
brauch gemacht. Neue Ländereien in anderen Teilen des Russischen Zarenreiches 
wurden ausfindig gemacht. So kamen zu den ursprünglichen 304 Mutterkolonien 
3.232 Tochterkolonien hinzu.

Zu Beginn des Ersten Weltkrieges 1914 lebten 1,7 Millionen Deutsche in Russland 
mit einem Landbesitz von 13,4 Millionen Hektar. Nur 4,4 Prozent der Deutschen 
lebten in Städten.

Aufgrund ihrer Leistungen genossen die deutschen Einwanderer in ganz Russ-
land hohes Ansehen. Ihre Zuverlässigkeit und Ordnungs liebe, ihr Fleiß und ihre 
Sparsamkeit wurden von Russen, Ukrainern, Georgiern, Kasachen und anderen 
Völkern sehr geschätzt.

In dieser Atmosphäre der Anerkennung und Wertschätzung konnten die deut-
schen Kolo nisten in den ersten einhundert Jahren nach ihrer Ansiedlung in Wohl-
stand und ohne Probleme mit ihren Nachbarn leben.

Landwirtschaft und Viehzucht sowie im Süden Weinbau waren die Haupt er-
werbs zweige. Die Produkte waren von bester Güte und vor allem in den Städten 
sehr geschätzt.

Leistungen der Deutschen in Russland – Tafel 4
Wirtschaftliche Blüte

Jakob Weber (1870 – 1958): – oben: „Beim Kochen von Melonensi-
rup“; – unten: „Kolonisten an der Wolga“.

Getreidespeicher im Wolgagebiet.
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Handwerk und Industrie entfalteten sich zunächst im land- und hauswirtschaft-
lichen Bereich. Aufgrund der hervorragenden Qualität eroberten die Erzeugnisse 
bald den gesamten russischen Markt. So deckten im Jahr 1911 die deutschen 
Großbetriebe zur Herstellung landwirtschaftlicher Maschinen und Geräte 6,2 Pro-
zent des gesamten russischen Bedarfs. 

Auch in den Städten wie Moskau, Sankt Petersburg, Saratow, Odessa, Tiflis, 
Omsk und Taschkent, in denen nur ein geringer Teil der Deutschen lebte, prägten 
sie das wirtschaftliche und kulturelle Leben. Ihr Einfluss reichte von Gesetzge-
bung, Staatsführung und Militärwesen bis hin zu Wissenschaft und Kunst, Archi-
tektur, Technik und Wirtschaft.

Bis heute erinnern die St. Michaels- und die St. Peter-und-Paul-Kirche in St. Pe-
tersburg oder die „Deutsche Vorstadt“ in Moskau, der „Lutheri sche Hof“ in Odes-
sa und die „Deutsche Straße“ in Saratow an das Wirken der Deutschen.

Das Bild von Viktor Hurr beschreibt den 
Überfall auf die Schwabenkolonie Kathari-
nenfeld in Georgien am 27. August 1826. 
Bereits davor, am 9. und 10. Mai, waren 
die benachbarten Kolonien Annenfeld und 
Helenendorf überfallen worden.

Teilnehmer der 10-jährigen Gründungsfeier der Katharinenfelder Winzergenossenschaft „Union“ 1918.

Odessa – Zentrum der Schwarzmeerdeutschen und Symbol ihrer Kultur und ihres Wohl-
stands.

Leistungen der Deutschen in Russland – Tafel 4
Wirtschaftliche Blüte
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Die Kirchen
Das kirchliche Leben hatte für die Kolonisten eine ganz besondere Be-
deutung.

Ihre evangelischen, katholischen und mennonitischen Kirchenge-
meinden standen zwar unter dem Schutz der Zaren, wie es in den Pri-
vilegien verbrieft war, sie hatten aber keinen Anspruch auf materielle 
Unterstützung. Auch eine Hilfe aus der Heimat war wegen des Missio-
nierungsverbots für die christlichen Westkirchen im Russischen Reich 
nicht möglich.

Dadurch waren die Gemeinden auf die Opferbereitschaft der Gläu-
bigen angewiesen. Neue Theologen zu bekommen, war schwierig, die 
wenigen Geistlichen wurden daher von den Lehrern tatkräftig unter-
stützt.

Es entwickelte sich bei den Deutschen in Russ land eine kulturge-
schichtlich wohl einmalige Gemeinschaftsform zwischen bürgerlicher 
und kirchlicher Gemeinde, die wiederum eine tragende Säule bei der 
Identitätswahrung war. Damit sind auch die zahlreichen und prächtigen 
Kirchenbauten selbst in kleineren Siedlungen zu erklären.

Die Schulen
Das Schulwesen der Deutschen nahm in Russland ebenfalls eine Son-
derstellung ein.

Die Schulfrage war weder im Manifest Katha rinas noch in seinen 
Durchfüh rungs bestim mungen enthalten, weil es in Russ land bis Anfang 
des 20. Jahrhunderts kein staatliches Schulwesen gab.

So waren die Kolonisten sich selbst überlassen und schufen aus 
dem Nichts ein später für ganz Russland vorbildliches Schul system. Die 
deutschen Einwanderer waren sich vom ersten Tag der Ansiedlung an 
dessen bewusst, dass derjenige, der seine Muttersprache nicht mehr 
spricht, seine nationale Identität verliert.

Schulträger waren neben Stiftungen und Schulvereinen die Kirchen-
gemeinden. In jeder Siedlung gab es eine 4-klassige Grund- oder Ele-
mentarschule. Schon bald entstand als Modell für alle deutschen Ko-
lonien eine weiterbildende Schulart, die Zentralschule, in der auch die 
Lehrerausbildung stattfand. Später kamen Lehrer- und Predigersemina-
re, Gymnasien sowie Handels- und Landwirtschaftsschulen dazu. Auch 
zwei deutsche Taubstummenanstalten wurden eingerichtet.

Zeit der Reformen 
Abschaffung der Sonderrechte
Die Blüte des Deutschtums in Russland fand mit Alexander II. (1855 
– 1881) ein jähes Ende. Er war nach dem verlorenen Krimkrieg (1853 
– 1856) gezwungen, weitgehende innenpolitische Reformen einzufüh-
ren, die das Leben und die Rechtsstellung der Deutschen in Russ land 
tiefgreifend veränderten. Die bei der Ansiedlung „auf ewige Zeiten“ ge-
währten Privilegien wurden aufgehoben und die Deutschen allen ande-
ren Bürgern des Russischen Reiches gleichgestellt. Besonders schwer 
wirkten sich dabei die Aufhebung der Selbstverwaltung und die Aus-
dehnung der Wehrpflicht auch auf die Deutschen aus, was vor allem 
die Mennoniten sehr schwer traf.

Zar Alexander III. (1881 – 1894) steigerte die begonnene Russifi-
zierung der Deutschen noch beträchtlich: In den deutschen Schulen 
wurde 1891 in allen Fächern die deutsche Sprache abgeschafft und die 

Kultureller Aufschwung – Tafel 5
Verkehrung ins Gegenteil

Die Kirchen von Messer (oben) und Schäfer, von Artjom 
Uffelmann bei einer Wolgareise 2012 aufgenommen im 
nassen Kollodiumverfahren, einem Negativ-Verfahren 
aus der Frühzeit der Fotografie.

Die evangelische Kirche in der ehemaligen deutschen 
Siedlung Annenfeld (heute Schamkir) im Südkaukasus 
(Aserbaidschan).
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russische eingeführt. So war die Bewahrung der deutschen 
Identität auf die Kirchen und Familien beschränkt.

Trotz einer vorübergehenden Erleichterung im Zuge der 
so genannten Kleinen Revolution (1905 – 1907) gewann die 
russisch-chauvinistische und panslawistische Bewegung im-
mer mehr Einfluss auf die russische Politik. Die Ablehnung 
und der Hass gegen die Deutschen – vor allem ihre Leistun-
gen und Erfolge – wurden bei der russischen Intelligenz und 
beim Besitzbürgertum immer stärker.

Die Kirche von Kamenka (Wolgagebiet).

Die ehemalige Mädchenschule in Chortitza am Dnjepr.

Lehrer und Schüler 1915 in Alt-Rotowka, Gebiet Rostow am Don.

Kultureller Aufschwung - Tafel 5
Verkehrung ins Gegenteil
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Der Ausbruch 
des Ersten Welt krieges 
bedeutete für die Deutschen in Russland die erste Katast-
rophe in ihrem Bestand als Volksgruppe. Während 300.000 
deutsche Männer in die russische Armee eingezogen wur-
den, setzte man die Deutschen zu Hause schwersten Re-
pressionen aus; so durfte in der Öffentlichkeit und in der 
Kirche nicht mehr deutsch gesprochen werden. Es kam zu 
Ausschreitungen und Pogromen gegen die Deutschen.

Durch die „Liquidationsgesetze“ von 1915 wurden über 
150.000 Wolhyniendeutsche, die im Frontbereich an der 
Westgrenze Russ lands lebten, enteignet und nach Sibirien 
verschleppt.

Die Anwendung dieser Gesetze auf alle Deut schen westlich 
des Urals war bereits verfügt, kam aber wegen der bürgerli-
chen Februar revolution (1917) und des Sturzes von Zar Niko-
laus II. (1894 – 1917) nicht mehr zur Aus führung.

Oktoberrevolution 
und Folgen
Als am 7. November 1917 die Kommunisten unter Lenin und 
Trotzki die Macht an sich rissen, machten sie den Weg für 
Diktatur und Terror frei.

Während des Bürgerkrieges (1918 – 1922) wurden Tau-
sende von Deutschen enteignet und ermordet. Viele Deut-
sche entschlossen sich unter diesen Umständen zur Aus-
wanderung nach Nord- und Südamerika.

Eine weitere Maßnahme, von der viele Deut sche hart ge-
troffen wurden, war die entschädigungslose Enteignung von 
Grund und Boden sowie die Trennung der Kirche vom Staat 
und der Schule von der Kirche.

Vorübergehende Erleichterungen
Die verheerenden wirtschaftlichen Folgen dieser rigorosen 
Enteignungs- und Verfolgungspolitik zwangen die Kommu-
nisten zu einem vorübergehenden Kurswechsel.

Die „Neue Ökonomische Politik“ (1921 – 1928) brachte 
auch den Deutschen eine gewisse Erleichterung und Hoff-
nung auf eine bessere Zukunftsperspektive insbesondere 
durch

• die Wiederzulassung von Privatbetrieben in Stadt und 
Land

• und die Wiedereinführung der deutschen Sprache in den 
deutschen Schulen.

Vor allem die Gründung der „Autonomen Sozia listischen 
Republik der Wolgadeutschen“ (ASSRdWD) im Jahre 1924 
sowie die Bildung von insgesamt 16 eigenen deutschen 
Land kreisen und rund 3.000 Gemeinden in der Ukraine, auf 
der Krim, im Kau ka sus, im Südural, in Westsibirien, Kasach-
stan und Kirgisien mit deutscher Amtssprache wurden als 
Zeichen einer Nor ma lisierung gewertet.

1915: Pflichtbewusste und loyale Kolonisten aus Katharinenfeld im 
Transkaukasus als Soldaten der russischen Armee.

Der Weg in die Katastrophe Tafel 6

Kolonistenhaus in Wolhynien.

Durch gravierende Fehler der politisch Verantwortlichen in der 
Sowjetunion kam es zu Beginn der 1920er und 1930er Jahre zu 
verheerenden Hungersnöten in weiten Teilen des Landes. Hilfe 
konnte nur aus dem Ausland erwartet werden.
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Verschärfung der Repressionen
Unmittelbar auf diese Jahre der Hoffnung folgte jedoch von 
1928 bis 1932 die so genannte Entkula kisierung und Kollek-
tivierung.

Daraus resultierte die endgültige Vernichtung des freien 
Bauern tums, indem nach der Enteignung des Großgrundbe-
sitzes (1917) jetzt auch die mittelständischen Bauern enteig-
net und in den hohen Norden Russlands, nach Sibirien und 
Kasachstan deportiert wurden.

Da die Deutschen in der Mehrzahl mittelständische Bau-
ern waren, traf sie diese Maßnahme besonders hart.

Gleichzeitig begann die Verfolgung der Kirchen aller Kon-
fessionen mit der Folge, dass die meis ten Geistlichen und 
Lehrer aus den deutschen Siedlungen verhaftet, verschleppt 
oder exekutiert wurden.

Mit der Machtergreifung Hitlers in Deutschland 1933 
verstärkte sich der Ver dacht der Kollaboration, dem die 
Russland deutschen ausgesetzt waren, zu einem wahren Kes-
seltreiben.

So wurden 1934 alle Russland deutschen vom sowjeti-
schen Geheimdienst (GPU) für eine Deportation im Falle ei-
nes Konfliktes mit Deutschland listenmäßig erfasst.

Außerdem wurde die erst in den 1920er Jahren zugestan-
dene administrative und kulturelle Autonomie der deutschen 
Landkreise und Gemeinden außerhalb der Wolgadeutschen 
Republik aufgehoben und Deutsch als Unterrichtssprache 
abgeschafft (1936 bis 1938).

Damit war auch das kulturelle Rückgrat der Deutschen 
gebrochen, und bis heute gibt es keine deutschsprachigen 
Schulen in den Nachfolgestaaten der So wje t union.

1930er Jahre: Lehrer und Schüler in Marienheim, Ukraine.

Der Weg in die Katastrophe Tafel 6
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Grundlegendes
Ab 1918 existierte die „Arbeitskommune der Wolgadeut-
schen“ bzw. das „(Autonome) Gebiet der Wolgadeutschen“; 
Anfang 1924 wurde da raus die „Autonome Sozialistische 
Sowjetrepub lik der Wolgadeutschen“, abgekürzt: ASSRdWD.

1917 existierten mehr als 200 ländliche deutsche Sied-
lungen, die sich auf beiden Seiten der Wolga ober- und 
unterhalb der Regionalmetropole Saratow in den Kreisen 
Nikolajewsk und Nowousensk des Gouvernements Samara 
und in Atkarsk sowie in Saratow und Kamyschin, also im 
Gouvernement Saratow, befanden. Sie nahmen insgesamt 
eine Fläche von ca. 20.000 km² ein. Einige weit entfernte 
Siedlungen, wie Jagodnaja Poljana, blieben außerhalb der 
künftigen Autonomie.

Hungersnot an der Wolga
Die Politik des Kriegskommunismus 1918 – 1921 ruinierte 
nachhaltig die wirtschaftlichen Grundlagen der ländlichen 
Bevölkerung, die unter Gewalt androhungen gezwungen 
war, große Mengen an Lebensmittel abzuliefern und für die 
Rote Armee Rekruten, Pferde und Futter bereitzustellen.

Das autonome Gebiet wurde zum Epizentrum der ka-
tastrophalen Hungersnot 1921– 1922. Zur Linderung der 
Notlage ließ die Sowjetregierung die Tätigkeit ausländi-
scher Hilfsorganisationen zu. In Deutschland führte der 
Reichsausschuss „Brüder in Not“ Sammelaktionen durch. 
Anfang 1922 durfte eine medizinische Hilfsexpedition des 
DRK ihre Tätigkeit u.a. in der Arbeitskommune aufnehmen.

Wirtschaftliche Entwicklungen
Die im März 1921 eingeführte Neue Ökonomische Politik 
(NÖP) führte marktwirtschaftliche Elemente ein und setz-
te stabile Ablieferungsnormen für die Bauern fest, die nun, 
anders als bei den zuvor durchgeführten Requisitionen, 
über ihre Überschüsse frei verfügen konnten.

Auch von der Aufnahme andersethnischer Siedlungen und 
des zentral liegenden Kreises Pokrowsk in das Autonome Ge-
biet im Juni 1922 erhofften sich die örtlichen Funktionäre vor 
allem eine Verbesserung der wirtschaftlichen Situation.

Nicht zuletzt aus außenpolitischen Erwägungen stimmte 
das Politbüro des ZK der Kommunistischen Partei im De-
zember 1923 der Statuserhöhung des Gebiets (Aufwertung 
zu einer Autonomen Republik) zu.

Die NÖP führte zu einer raschen wirtschaftlichen Erho-
lung der Deutschen Autonomie, in der bereits 1927 die Ge-
samtfläche des bewirtschafteten Landes und die Gesamt-
produktion der Landwirtschaft 80% des Vorkriegsniveaus 
sowie die industrielle Produktion im Berichtsjahr 1927/28 
bereits 88% der Vorkriegsleistung erreichten.

Kultur- und Bildungswesen
Auf Betreiben der Republikführung nahm im Herbst 1929 
das Deutsche Staatliche Pädagogische Institut seine Tä-
tigkeit in der Hauptstadt auf; zwei Jahre später folgte die 
Deutsche Landwirtschaftliche Hochschule. Darüber hinaus 
sorgte ein dichtes Netz von Fachoberschulen und Insti-
tuten für eine fachliche und akademische Ausbildung des 
Personals für das Schulwesen, die Kulturarbeit, Landwirt-
schaft und Industrie.

Das Zentralmuseum der ASSR der Wolgadeutschen 
wurde 1925 in der Republikhauptstadt eröffnet. Die 1930 
erfolgte Verhaftung des Direktors Georg Dinges (1891–
1932), der in der Verbannung starb, unterbrach die erfolg-
reiche Sammel- und Forschungstätigkeit.

Neben dem Zentralen Republikmuseum und -archiv gab 
es das Akademische Deutsche Staatstheater und zwei ört-
liche Bühnen in Marxstadt und Balzer, die Zentrale Repu-
blikbibliothek, den Deutschen Staatsverlag und das Repu-
blikradiozentrum. Zudem erschienen fast 30 Zeitungen und 
Zeitschriften und jährlich Hunderte Buchtitel in deutscher 
Sprache. Die künstlerische und literarische Intelligenz war 
in den Republikverbänden der bildenden Künste und der 
Schriftsteller vereinigt.

Niedergang und Auflösung
Zwischen 1928 und 1932 vollzog sich in der Sowjetunion 
der Übergang zu einer Mobilisierungsdiktatur. Die Zwangs-
kollektivierung der Bauernwirtschaften, die restlose Ent-
eignung der wohlhabenden Bauern („Kulaken“) und ihre 
Verbannung nach Kasachstan und in den Hohen Norden 
wurden rücksichtslos durchgesetzt.

Als direkte Folge dieser Politik brach 1932– 33 erneut 
eine Hungerkatastrophe über das Land herein, die bis zu 
fünf Mio. Opfer forderte. Allein in der Wolgarepublik ver-
hungerten in diesen zwei Jahren um die 45.300 Menschen. 
Mehrere tausend Bewohner der Republik fielen dem „Gro-
ßen Terror“ der Jahre 1936 – 38 zu Opfer.

Die Liquidation der ASSR der Wolgadeutschen im Au-
gust 1941 markierte den Übergang zu einer Verfolgung und 
Diskriminierung der gesamten Minderheit. Der Großteil des 
Territoriums der einstigen Republik fiel dem benachbarten 
Gebiet Saratow zu, der Rest ging an das Gebiet Stalingrad. 
Bis Ende 1941 wurden aus dem europäischen Teil der So-
wjetunion 794.000 Deutsche nach Kasachstan und Sibirien 
deportiert. Ihr gesamtes Hab und Gut restlos konfisziert, 
man liquidierte nationale Bildungs- und Kultureinrichtun-
gen und zerstörte Objekte der geistigen und materiellen 
Kultur.

(Nach Texten von Dr. Viktor Krieger)

Die Deutsche Autonomie an der Wolga Tafel 7
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Das Pädagogische Institut in der Hauptstadt der Wolgarepublik, 
Engels.

Die evangelisch-lutherische Kirche von Warenburg, Wolga, aufge-
nommen Anfang der 1990er Jahre. Oben kann man noch den roten 
Stern erkennen, der nach der Entweihung der Kirche im Mai 1935 
durch die Sowjets anstelle des Kreuzes angebracht wurde.

Die Deutsche Autonomie an der Wolga Tafel 7
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Oft wird der Eindruck erweckt, die Verfolgung 
der Deutschen in Russland bzw. der Sowjet-
union habe erst mit dem Erlass des Präsidiums 
des Obersten Sowjets der Sowjetunion vom 28. 
August 1941 „Über die Übersiedlung der Deut-
schen, die in den Wolgarayons wohnen“ begon-
nen. Davon kann jedoch keine Rede sein. 

Immer wieder gedenkt die Landsmannschaft 
der Deutschen aus Russland neben der Verbrin-
gung deutscher Frauen und Männer in die sow-
jetischen Zwangsarbeitslager auch des „Großen 
Terrors“ in der Sowjetunion, der so genannten sta-
linistischen Säuberungen, die in den Jahren 1937 
und 1938 ihren Höhepunkt hatten.

Unter dem Terror dieser Jahre hatten alle Völker 
der Sowjetunion zu leiden, in besonderem Maße 
aber Minderheiten wie Polen, Deutsche, Letten, 
Esten, Iraner oder Finnen. So stand dem Bevöl-
kerungsanteil der Deutschen in der Sowjetunion 
von 0,8 Prozent ein Anteil an der Gesamtzahl der 
Verhafteten von 5,3 Prozent gegenüber.

Als Grund für die massenhafte Verfolgung von 
Minderheiten wird unter anderem die deutliche 
Wende in der sowjetischen Innenpolitik ab Mitte 
der 1930er Jahre mit einer zunehmenden Abkap-
selung vom Ausland genannt. Man argwöhnte, 
ausländische Staaten könnten durch nationale 
Minderheiten schädliche Einflüsse ins Land brin-
gen.

• Bis zum 16.11.1937 wurden im Zuge der 
„Deutschen Operation“ gegen 2.554 Personen 
Urteile gefällt; 2.294 dieser Personen wurden 
zum Tode, 74 zu zehn Jahren Lager und 168 
zur Verbannung verurteilt.

• Zum 10.1.1938 war die Anzahl der zum Tode 
Verurteilten auf 8.597 angestiegen.

• Bis zum 15.11.1938 wurden Verfahren gegen 
56.787 Personen durchgeführt. Davon wur-
den Urteile gegen 55.005 Personen verhängt. 
41.898 Personen wurden zum Tod durch Er-
schießen, 10.247 zu zehn Jahren Haft, 1.913 
zu fünf bis acht Jahren Haft im Besserungsar-
beitslager verurteilt.

• Die meisten Todesurteile wurden gegen die 
Verhafteten in der Ukraine (18.005 Personen), 
in den Regionen Krasnodar (2.784) und Altaj 
(2.412) sowie in den Gebieten Nowosibirsk 
(2.548) und Leningrad (2.536) verhängt.

Die Historiker N. Ochotin und A. Roginskij ka-
men in ihrer Untersuchung zu dem Ergebnis, dass 
nach allen „nationalen“ Operationen 335.513 
Personen verurteilt wurden, davon 73,66 Prozent 

Großer Terror: 
Vom 1. Januar 1936 bis zum 1. Juli 1938  

in der UdSSR verhaftete Personen

A:Nationalität
(Auswahl)

B: Zahl der 
Verhafteten

C: Anteil an der 
der Gesamtzahl 
der Verhafteten

D: Anteil der 
Nationalität an 
der Bevölkerung 
der UdSSR

Ungefähres 
Verhältnis C/D

Russen 657.799 43,6 % 58,4 % 0,75:1
Ukrainer 189.410 13,3 % 16,5 % 0,81:1
Polen 105.485 7,4 % 0,4 % 18,5:1
Deutsche 75.331 5,3 % 0,8 % 6,63:1
Weißrussen 58.702 4,1 % 3,1 % 1,32:1
Juden 30.542 2,1 % 1,8 % 1,17:1
Letten 21.392 1,5 % 0,1 % 15:1
Iraner 14.994 1,1 % 0,02 % 55:1
Esten 11.002 0,8 % 0,1 % 8:1
Finnen 10.678 0,7 % 0,1 % 7:1
Insgesamt 1.420.711 100 % 100 % 1:1

Die Deutsche Autonomie an der Wolga Tafel 8

Viktor Hurr: Unruhige Zeiten.
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zum Tode durch Erschießen. Bei der „Deutschen 
Operation“ lag dieser Anteil bei 76,17 Prozent. 
Nach ihren Berechnungen wurden 1937 – 1938 
zwischen 69.000 und 73.000 Deutsche verur-
teilt, da runter 40.000 bis 41.000 nach „nationa-
len“ Operationen, 20.000 bis 22.000 im Zuge der 
„Kulaken-Operation“, der Rest durch Sonderbera-
tungen des NKWD und Gerichte.

Heinrich Brogsitter: „Tschorny Woron“ (der „Schwarze Rabe“, mit dem die zu Unrecht Beschuldigten in den 1930er Jahren abgeholt wurden).

„Ich denke an das Jahr 1937, als Stalins Hä-
scher im September in unser Dorf kamen 
und 54 Männer verhafteten und nach Sibi-
rien verbannten. Keiner kam jemals wieder.

Ich war damals sieben Jahre. Je älter 
ich werde, desto mehr denke ich an diese 
Nacht. Was waren die letzten Gedanken 
meines Vaters? Wie ist er gestorben? Wo 
ist sein Grab? Wir hatten nicht einmal die 
kleinste Chance, uns vom Vater zu verab-
schieden. Noch heute nagt der Schmerz in 
unseren Herzen.

Es leben nicht mehr viele von der Er-
lebnisgeneration; ihre Nachfahren wissen 
nur wenig über diese schreckliche Zeit. Ich 
habe vergeben, vergessen kann ich jedoch 
niemals! Möge Gott unsere Klage hören und 
die Weltöffentlichkeit unsere Toten in ihre 
Gebete mit einschließen!“

Nelly Däs (1930 – 2021)

Viktor Hurr gab der Angst in den Zeiten des stalinistischen Terrors Ausdruck.

Die Deutsche Autonomie an der Wolga Tafel 8
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Woher konntet ihr wissen,
Hirsehalme,
was eure Bestimmung war,
als am silbernen Bach
der grüne Wind euch umschmeichelte?

Woher konntet ihr wissen,
Hirsehalme,
was eure Bestimmung war,
als man euch
zum goldgelben Besen zusammen-
band?

Und woher konntest du wissen, Besen,
was deine Bestimmung war
in der grauen Trostlosigkeit
der finsteren Zelle?...

Da wurde sie hereingestoßen –
nach Mitternacht –
die sonnenblonde Frau,
schreiende Verzweiflung
in den Augenhöhlen...
Nachts
lauschte sie in die Dunkelheit,
und ihr Herz begann zu flattern
in namenloser Angst
bei den sich nahenden Stiefeln.

Und vor der Tür verhielten die Schritte.
Ein Augenblick – Stille:
Zum Sprung holte aus das reißende 
Tier:
Kurz – das Rasseln
des Schlüssels im Schloss!...

Und nach Stunden
wurde sie hereingeschleift...
Und nur der vergitterte Mond
strich für Augenblicke
mitleidig über die Erschöpfte...
Und schneckenhaft
krochen die Tage dahin,
da sie nicht schlafen durfte
nach der nächtlichen
Grausamkeit...

Und du sahest, Besen,
wie das Sonnengold ihres Haares
seinen Glanz verlor
und das Meeresblau ihrer Augen
vergraute...

Und einmal hörtest du
ihre zerrissenen Lippen flüstern:
„Ich bring dir das Tannenbäumchen,
 mein Kind,
ich hab‘s dir versprochen,
mein Kind!“ 

Und du ahntest,
dass der schleichende Wahnsinn
schon wieder mal
Einlass begehrte
 in die düstere Zelle.

Und plötzlich wusstest du,
was deine Bestimmung war:
Die Ahnungslose zu retten
aus ihrer höchsten Not.
Und du wusstest auch – wie!

„Brich ein Stäbchen von mir ab“,
rauntest du ihr zu,
„tröpfle Wasser
 aus dem irdenen Krug
auf den Tisch
und kratze den Dreck von ihm ab!“

Und sie brach ein Stäbchen ab
und tröpfelte Wasser auf den Dreck
und kratzte
und schabte stundenlang...
Und sie hatte eine Beschäftigung.

Und auf einmal war da
ein grellgelber Fleck.
Und sie brach weitere Stäbchen ab
und kratzte und schabte
den Dreck vom Tisch...

Und es vergingen Tage,
bis sich der gelbe Fleck
über die ganze Tischplatte ergoss.
Und du sahst, wie ihre Augen
für Augenblicke
 meeresblau schimmerten.
Und sie begann
den lehmigen Boden zu schaben.
Und darob vergingen Monate,
und dann war es ein kirschrot
lackierter Zementboden.

Und da verspürte sie
den Geschmack
 von Kirschen
auf den Lippen.
Kaum wahrnehmbar –
das Lächeln um ihren Mund...

Sie freute sich
am Rot und am Gelb...

Du, guter Besen,
hattest jedoch
keine Stäbchen mehr.
Aber –
du freutest dich sehr...

Nora Pfeffer: Die Ballade vom Besen Tafel 9

Die Dichterin, Publizistin und Über-
setzerin Nora Pfeffer wurde am 31. 
Dezember 1919 in Tiflis, Georgien, 
geboren, war ab 1992 in Deutsch-
land und starb am 15. Mai 2012 in 
Köln. Ihr autobiografisches Gedicht 
„Die Ballade vom Besen“ schrieb 
sie im Untersuchungsgefängnis 
von Tbilissi, in dem sie 1943 – 44 
war, nachdem sie denunziert und 
vom NKWD (Volkskommissariat 
für innere Angelegenheiten) ver-
haftet worden war.

Ohne auf die konkreten Ursa-
chen einzugehen, bringt das Gedicht 
in eindrucksvoller und berührender 
Weise die Trauer über das zum Aus-
druck, was den Deutschen – und 
nicht nur ihnen! – in der Sowjetuni-
on Stalins angetan wurde.
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Erlass des Präsidiums des Obersten Sowjets der Sowjet-
union „Über die Übersiedlung der Deutschen, die in den 
Wolgarayons wohnen“ (Auszug) Moskau, Kreml,  
28. August 1941
Laut genauen Angaben, die die Militärbehörden erhalten haben, befin-
den sich unter der in den Wolgarayons wohnenden deutschen Bevöl-
kerung Tausende und aber Tausende Diversanten und Spione, die nach 
dem aus Deutschland gegebenen Signal Explosionen in den von den 
Wolgadeutschen besiedelten Rayons hervorrufen sollen.

Über das Vorhandensein einer solch großen Anzahl von Diversanten 
und Spionen unter den Wolgadeutschen hat keiner der Deutschen, die 
in den Wolgarayons wohnen, die Sow jetbehörden in Kenntnis gesetzt, 
folglich verheimlicht die deutsche Bevölkerung der Wolgarayons die 
Anwesenheit in ihrer Mitte der Feinde des Sowjetvolkes und der Sowjetmacht.

Falls aber auf Anweisung aus Deutschland die deutschen Diversanten und Spione in der Republik der Wolgadeutschen 
oder in den angrenzenden Ra yons Diversionsakte ausführen werden und Blut vergossen wird, wird die Sowjetregierung laut 
den Gesetzen der Kriegszeit vor die Notwendigkeit gestellt, Strafmaßnahmen gegenüber der gesamten deutschen Wolga-
bevölkerung zu ergreifen.

Zwecks Vorbeugung dieser unerwünschten Erscheinungen und um kein ernstes Blutvergießen zuzulassen, hat das Prä-
sidium des Obersten Sowjets der UdSSR es für notwendig befunden, die gesamte deutsche in den Wolgarayons wohnende 
Bevölkerung in andere Rayons zu übersiedeln, wobei den Überzusiedelnden Land zuzuteilen und eine staatliche Hilfe für 
die Einrichtung in den neuen Rayons zu erweisen ist. Zwecks Ansiedlung sind die an Ackerland reichen Ra yons des Nowosi-
birsker und Omsker Gebiets, des Altaigaus, Kasachstans und andere Nachbarortschaften bestimmt.

In Übereinstimmung mit diesem wurde dem Staatlichen Komitee für Landesverteidigung vorgeschlagen, die Übersiedlung 
der gesamten Wolgadeutschen unverzüglich auszuführen und die Versorgung der überzusiedelnden Wolgadeutschen mit 
Land und Nutzländereien in den neuen Rayons sicherzustellen. 

1941 erfuhren die Russlanddeutschen stärker als jemals 
zuvor, dass sie trotz aller Beteuerungen des Systems nicht 
zu den gleichberechtigten Völkern der Sowjetunion gehör-
ten.

Das wurde vor allem durch den Erlass des Präsidiums 
des Obersten Sowjets der Sowjet union vom 28. August 
1941 „Über die Übersiedlung der Deutschen, die in den 
Wolgarayons wohnen“ dokumentiert. Drei Jahre nach 
dem „Großen Terror“ und zwei Monate nach Beginn des 
deutsch-sowjetischen Krieges am 22. Juni 1941 wurden die 
Wolgadeutschen darin ohne jeden Grund der Kollaboration 
mit dem angreifenden Deutschland bezichtigt.

„Die hysterische Angst vor Spionage und feindlichen 
Fallschirmjägern, die sich nach dem Angriff Hitler-Deutsch-
lands entwickelt hatte, ließ Russlanddeutsche und deutsch-
sprachige Emigranten leicht in den Verdacht geraten, Agen-
ten der Gestapo oder der Abwehr zu sein. Dadurch kam es 
in den ersten Kriegswochen zu zahlreichen Verhaftungen.“ 
(Dr. Viktor Krieger in der Informationsschrift der Landsmann-
schaft der Deutschen aus Russland, „Deutsche aus Russland 
gestern und heute“.)

Der Deportationserlass vom 28. August 1941 ist zwar 
der bekannteste, aber bei weitem nicht der einzige. In einer 
Zusammenstellung kommt der russlanddeutsche Historiker 

Viktor Herdt auf rund 35 Erlasse, Verordnungen, Befehle 
und Beschlüsse, mit denen die Deportation der Russland-
deutschen mit größter Akribie geregelt wurde.

Betroffen waren schließlich alle Deutschen in der So-
wjetunion, sieht man von denjenigen ab, die in dem Teil der 
Ukraine lebten, der damals von Hitlers Truppen besetzt 
war. Doch auch diese erlitten nach zwei Jahren relativer 
Ruhe ein Schicksal, das genauso tragisch war wie das ihrer 
Landsleute.

All diese Menschen wurden ohne jede Schuld zu Op-
fern. Ihr einziges Verbrechen bestand da rin, dass sie Deut-
sche waren. Das allein genügte, um sie Tod und Verderben 
auszusetzen.

Laut Angaben des KGB der UdSSR wurden bis zum 25. 
Dezember 1941 894.626 Deutsche in der Sowjetunion 
zwangsweise umgesiedelt, die meisten aus der ASSR der 
Wolgadeutschen mit 374.717 Personen.

Aus ihren Siedlungsgebieten im europäischen Teil der 
Sowjetunion wurden sie unter menschenunwürdigen Be-
dingungen in die unwirtlichsten Gegenden des Riesenrei-
ches im Osten und hohen Norden gebracht.

Bereits auf dem Weg dorthin, vor allem aber in den 
Zwangsarbeitslagern der sogenannten Trudarmee starben 

Kultureller Aufschwung – Tafel 10
Verkehrung ins Gegenteil
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Alexander Wormsbecher: Der Erlass vom 28. August 1941.

Viktor Hurr: Deportation.

Kultureller Aufschwung – Tafel 10
Verkehrung ins Gegenteil

Republiken 
und Regionen

Volkszählung 
17. Jan. 1939

Volkszählung 
12. Jan. 1989

UdSSR insgesamt 1.427.232 2.038.341

davon RSFSR 862.504 842.033

Unter anderem in:

ASSR
der Wolgadeutschen* 366.685

Gebiete Saratow  
und Stalingrad  
(Wolgograd)

66.721 45.076

Nordkaukasus  
(ohne autonome Re-
publiken)

109.994 52.453

Sibirien 105.391 470.763

ASSR Krim** 51.299 --

Ural 38.441 157.447

andere Regionen  
der RSFSR 123.673 116.294

Ukrainische SSR 392.458 37.849

Kasachische SSR 92.571 957.518

Aserbaidschanische SSR 23.133 748

Georgische SSR 20.527 1.546

Kirgisische SSR 11.741 101.309

Usbekische SSR 10.049 39.809

Weißrussische SSR 8.448 3.517

Turkmenische SSR 3.346 4.434

Tadschikische SSR 2.022 32.671

Armenische SSR 433 265

Moldauische SSR -- 7.335

Estnische SSR -- 3.466

Lettische SSR -- 3.783

Litauische SSR -- 2.058

Hunderttausende Russlanddeutsche einen viel zu frühen 
und grausamen Tod, erlagen der Kälte und dem Hunger, 
mussten Schwerstarbeit leisten, bis sie mit ihren Kräften 
am Ende waren.

Territoriale Verschiebungen nach 1941
Vor dem II. Weltkrieg wohnten nur etwa 20% der Russland-
deutschen im asiatischen Teil der Sowjetunion. 50 Jahre 
später waren sie verstreut vor allem in Kasachstan und Kir-
gisien, in Sibirien und dem Ural anzutreffen.
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Der nachstehende (unvollständige) 
Überblick zeigt, in welchem Um-
fang und mit welcher Genauigkeit 
die Deportation der Deutschen aus 
Russland in den einzelnen Gebieten 
der Sowjet union geplant und durch-
geführt wurde.
Von den Maßnahmen, die in dem Er-
lass des Präsidiums des Obersten So-
wjets der Sow jetunion vom 28. Au-
gust 1941 „Über die Übersiedlung der 
Deutschen, die in den Wolgarayons 
wohnen“ angekündigt wurden, waren 
keineswegs nur die Wolgadeutschen 
betroffen. Zu leiden hatten vielmehr 
alle Deutschen in der Sowjetunion, 
ganz gleich ob sie an der Wolga, am 
Dnjepr oder am Don, am Schwarzen 
Meer, auf der Krim oder im Kaukasus, 
in Wolhynien, in den Städten oder in 
Streusiedlungen wohnten.

Juni 1941: UNKWD (Verwaltung des 
Volkskommissariats des Innern) der 
Stadt und des Gebietes Moskau: Am 
22. Juni sind alle deutschen Staatsan-
gehörigen zu internieren. Staatenlose 
Personen deutscher Volkszugehö-
rigkeit sind bei Vorliegen von kom-
promittierendem Material in Haft zu 
nehmen.

Juni 1941: UNKWD der Region 
Krasnojarsk: Anweisungen zur In-
ternierung von Personen deutscher 
Volkszugehörigkeit und zur Festnah-
me von Personen, die die deutsche 
Staatsangehörigkeit nicht besitzen, 
wenn dafür ausreichend Material 
vorliegt.

22. Juni 1941: Beginn des deutsch-
sowjetischen Krieges – die Wehr-
macht überfällt die Sowjetunion. 
Anweisungen zur Internierung von 
Personen deutscher Volkszugehörig-
keit.

28. Juni 1941: Direktive des NKWD 
und des NKGB (Volkskommissariat 
für Staatssicherheit) der UdSSR über 
die „Umsiedlung sozial-gefährlicher 

Elemente“ aus Gebieten im Kriegs-
zustand.

Juli 1941: 1.200 deutsche Arbeits-
siedlerfamilien auf dem Territorium 
der Karelo-Finnischen SSR, die in den 
Jahren 1932-33 aus den Grenzgebie-
ten der Ukrainischen SSR ausgewie-
sen worden sind, sollen in Anbetracht 
der Lage in die Komi ASSR umgesie-
delt werden.

August 1941: Befehl des Kriegsra-
tes der Südfront über die „Umsied-
lung“ der Deutschen aus dem Gebiet 
Dnjep ropetrowsk.

August 1941: Befehl des Kriegsrates 
der Südwestfront über die „Umsied-
lung“ der Deutschen aus dem Gebiet 
Charkow.

August 1941: Deportation von 
53.000 Deutschen von der Krim in 
den Nordkaukasus. Später werden 
sie mit nordkaukasischen Deutschen 
hinter den Ural ausgesiedelt.

26. August 1941: Befehl des Kriegs-
rates der Leningrader Front zur „Um-
siedlung“ von Deutschen und Finnen 
aus der Stadt und dem Gebiet Lenin-
grad.

28. August 1941: Erlass des Prä-
sidiums des Obersten Sow jets der 
UdSSR „Über die Übersiedlung der 
Deutschen, die in den Wolgarayons 
wohnen“, der die Wolgadeutschen 
der Kollaboration mit dem Feind be-
schuldigt.

31. August 1941: Beschluss des Po-
litbüros des ZK der KPdSU über die 
Ukrainedeutschen; demnach müssen 
alle deutschen Männer im Alter von 
16 bis 60 Jahren in Arbeitslager im 
Ural und in Kasachstan mobilisiert 
werden. Über 18.600 Personen wer-
den mobilisiert. Der schnelle Vor-
marsch der deutschen Truppen ver-
hindert eine weitere Mobilisierung. 

Die mobilisierten Deutschen aus der 
Ukraine gehörten zum ersten Kontin-
gent der Trudarmee.

August–September 1941: 96.000 
Bürger finnischer und deutscher Na-
tionalität werden aus Leningrad und 
Umland vertrieben.

3. – 20. September 1941: Depor-
tation der deutschen Bevölkerung 
aus dem Wolgagebiet nach Sibiri-
en und Kasachstan, die meisten mit 
376.717 Personen aus der ASSR der 
Wolgadeutschen. Zum Wolgagebiet 
gehören außerdem die Gebiete Sara-
tow (46.706 Deportierte), Stalingrad 
(26.245), Kujbyschew (11.101) und 
Astrachan (19.850). Am 7. September 
wird das Territorium der Wolgadeut-
schen Republik gemäß Beschluss des 
Präsidiums des Obersten Rates der 
Sow jetunion zwischen den Gebieten 
Saratow und Stalingrad aufgeteilt.

6. September 1941: Beschluss des 
Staatlichen Verteidigungskomitees 
über die Umsiedlung aus Moskau und 
Rostow.

6. September 1941: Befehl des 
Volkskommissariats des Innern über 
die Sicherstellung der Dokumente 
der Wolgarepublik.

7. – 8. September 1941: Befehl über 
die Entlassung aller Deutschen aus 
der Roten Armee und ihre Verlage-
rung in die Trudarmee. Bis zum Jah-
resende bilden etwa 15.000 Soldaten 
und Offiziere der Roten Armee deut-
scher Nationalität das zweite Kontin-
gent der Trudarmee.

21. September 1941: Beschluss des 
Staatlichen Verteidigungskomitees 
der UdSSR über die „Umsiedlung“ 
der Deutschen aus den Regionen 
Krasnodar und Ordschonikidse, dem 
Gebiet Tula sowie der Kabardino-
Balkarischen und Nord-Os setischen 
ASSR.

Deportation der Deutschen
in der Sowjetunion – Zeittafel Tafel 11
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Deportation der Deutschen
in der Sowjetunion – Zeittafel Tafel 11

22. September 1941: Beschluss des 
Staatlichen Verteidigungskomitees 
der UdSSR über die „Umsiedlung“ 
von Deutschen aus den Gebieten 
Saporoschje, Stalino und Woro-
schilowgrad.

September 1941: Beschluss des 
Staatlichen Verteidigungskomitees 
über die „Umsiedlung“ von 11.500 
Deutschen aus dem Gebiet Kujby-
schew.

September – Oktober 1941: Befehl 
des Kriegsrates der Westfront über 
die „Umsiedlung“ der Deutschen aus 
dem Gebiet Kalinin.

8. Oktober 1941: Beschluss des 
Staatlichen Verteidigungskomitees 
der UdSSR über die „Umsiedlung“ 
der Deutschen aus dem Gebiet Wo-
ronesch.

8. Oktober 1941: Beschluss des 
Staatlichen Verteidigungskomitees 
der UdSSR über die „Umsiedlung“ der 
Deutschen aus der Georgischen, der 
Aserbaidschanischen und der Arme-
nischen ASSR.

15. Oktober 1941: Befehl des NKWD 
der UdSSR über die „Umsiedlung“ der 
Deutschen aus dem Gebiet Gorkij.

22. Oktober 1941: Beschluss des 
Staatlichen Verteidigungskomitees 
der UdSSR über die „Umsiedlung“ der 
Deutschen aus der Dagestanischen 
ASSR und der ASSR der Tschetsche-
nen und Inguschen.

25. Dezember 1941: Bis zu diesem 
Zeitpunkt sind 894.626 Deutsche in 
der UdSSR (nach anderen Angaben 
949.829) deportiert und in Sonder-
siedlungen eingewiesen worden. 

10. Januar 1942: Beschluss über die 
Masseneinziehung der Deutschen 
zur Trud armee. Massenhafte Mobi-
lisierungen erfolgen außerdem nach 

den Beschlüssen vom 14. Februar 
1942 und vom 7. Oktober 1942 (jetzt 
werden auch Frauen zur Trudarmee 
einberufen) sowie vom Mai bis Sep-
tember 1943. Die Trudarmee exis-
tiert offiziell bis zum März 1946, viele 
Deutsche müssen jedoch viel länger 
in ihren Mobilisierungsorten bleiben. 
Mehr als 316.000 deutsche Männer 
und Frauen werden mobilisiert, etwa 
70.000 von ihnen kommen ums Le-
ben.

9. März 1942: Befehl des Kriegsrates 
der Leningrader Front über die „Um-
siedlung“ der Deutschen aus dem 
Gebiet Leningrad.

7. Januar 1944: Befehl über die 
Verhaftung der Volksdeutschen, die 
sich auf dem Territorium der UdSSR 
befinden, das von der deutschen 
Besatzung befreit worden ist. Ihr 
Vermögen wird beschlagnahmt, die 
verhafteten Volksdeutschen sind in 
das Sonderlager Tschernogorsk des 
NKWD der UdSSR der Eisenbahn-
verwaltung Krasnojarsk einzuwei-
sen. 

Januar 1945: Sondersiedlungen er-
halten rechtlichen Status, Sonder-
kommandanturen werden gegrün-
det.

Dezember 1948: 590.977 deutsche 
Sondersiedler sind im Arbeitseinsatz; 
etwa 272.000 in der Landwirtschaft, 
66.450 in der Kohleindustrie, 44.066 
in der Holz- und Papierindustrie, 
20.171 in der Eisenhüttenindustrie, 
26.095 im Ministerium für örtlich 
geleitete Industrie, 25.392 im Mi-
nisterium des Innern, 14.542 in der 
Erdölindust rie, 16.789 auf Bauobjek-
ten für Schwerindustrie.

26. November 1948: Beschluss „Über 
strafrechtliche Verantwortung für die 
Flucht aus den Orten der obligatori-
schen und ständigen Ansiedlung der 
während des Vaterlandskrieges in die 
entfernten Gebiete der Sow jetunion 
ausgesiedelten Personen“. Die Maß-
nahme sieht 20 Jahre Zwangsarbeit 
vor.

13. Dezember 1955: Beschluss „Über 
die Aufhebung der Beschränkungen 
in der rechtlichen Lage der Deut-
schen und deren Familien, die in Son-
dersiedlungen untergebracht sind“. In 
ihre früheren Orte dürfen die Depor-
tierten jedoch nicht zurück.

29. August 1964: Beschluss „Über 
Änderungen im Beschluss des Prä-
sidiums des Obersten Rates der 
UdSSR vom 28. August 1941 ‚Über 
die Übersiedlung der im Wolgagebiet 
lebenden Deutschen‘“. Die Wolga-
deutschen werden von den „unbe-
gründeten Beschuldigungen“ der 
Kollaboration mit dem Feind zwar 
befreit, aber eine Rückkehr in ihre 
Vorkriegswohnorte sowie die Wie-
derherstellung ihrer Autonomie sieht 
der Beschluss nicht vor.

3. November 1972: Beschluss „Über 
die Aufhebung der ehemals für be-
stimmte Bürgerkategorien vorgese-
henen Einschränkungen in der Wahl 
des Wohnortes“. Russlanddeutsche 
erhalten 31 Jahre nach der Depor-
tation das Recht, in ihre Vorkriegs-
wohnorte zurückzukehren.
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TRUDARMEE (Arbeitsarmee; russ. trud armija)

ist ein euphemistischer Terminus für ein besonderes System der 
Zwangsarbeit, das in der Sow jet union in den Jahren 1941 – 1946 vor 
allem für russlanddeutsche Jugendliche, Männer und Frauen aufge-
baut wurde.

Nach der Liquidation der ASSR der Wolgadeutschen und der Ver-
bannung der deutschen Minderheit in den asiatischen Teil des Landes 
und ihrer weitgehenden Entrechtung nach dem Erlass des Präsidiums 
des Obersten Sowjets der Sowjetunion vom 28. August 1941 schuf 
man für die Deutschen des Landes eine neue Lagerkategorie – eine 
Zwitterkonstruktion, gedacht für rekrutierte Bauarbeiter und Straf-
gefangene, wobei sie in der Lagerstatistik keine Erwähnung fanden.

Merkmale der Zwangsarbeitslager:
• Unterbringung in von Stacheldraht umgebenen Baracken;
• Arbeitseinsatz und Freizeit unter militärischer Bewachung;
• Essens- und Verpflegungsrationen nach den Normen des GULag;
• Verbot jeglicher nicht gebilligter Kontakte mit der zivilen Bevölkerung.

Die Aushebung durch örtliche Kriegskommissariate des Verteidi-
gungsministeriums und ihre Unterstellung unter die Kriegsgerichtsbar-
keit verlieh dieser Kategorie Züge einer militärischen Rekrutierung: Ei-
genmächtiges Verlassen des zugewiesenen Einsatzortes wurde nicht als 
Flucht, sondern als Desertion bezeichnet und entsprechend geahndet.

Beschluss des Staatlichen Verteidigungskomitees der UdSSR 
vom 10. Januar 1942 über die Richtlinien für den Einsatz deut-
scher Umsiedler im wehrpflichtigen Alter von 17 bis 50 Jahren 
(Auszüge):

• Alle deutschen Männer im Alter von 17 bis 50 Jahren, die für körper-
liche Arbeit tauglich und in die Gebiete Nowosibirsk, Omsk, die Regi-
onen Krasnojarsk und Altaj und in die Kasachische SSR ausgesiedelt 
worden sind – etwa 120.000 Personen -, werden für Arbeitskolon-
nen für die gesamte Dauer des Krieges mobilisiert.

• Das NKWD der UdSSR wird beauftragt, die Sachen in Bezug auf 
die in den Einberufungs- oder Sammelstellen zum Abtransport nicht 
erschienenen Deutschen sowie in Bezug auf die in Arbeitskolon-
nen Befindlichen für Disziplinverletzung und Arbeitsverweigerung, 
Nichterscheinen trotz Mobilisierungsbefehl und für Desertion aus 
den Arbeitskolonnen im Sonderkollegium des NKWD der UdSSR zu 
verhandeln und in den härtesten Fällen die Höchststrafe zu verhän-
gen.

Viktor Hurr: Brief aus der Arbeitsarmee.

Viktor Hurr: Weg zur Kohlengrube.

„Trudarmee“ – Zwangsarbeitslager I Tafel 12
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Viktor Hurr: In der Männerbaracke im Arbeitslager.

Beschluss des Staatlichen Verteidigungskomitees der 
UdSSR vom 14. Februar 1942 über die Mobilisierung 
deutscher Männer im wehrpflichtigen Alter von 17 bis 
50 Jahren mit ständigem Wohnsitz in den Gebieten, 
Regionen, autonomen und Unionsrepubliken (Auszug):

• Alle deutschen Männer im Alter von 17 bis 50 Jahren, die 
für körperliche Arbeit tauglich sind und ihren ständigen 
Wohnsitz in den Gebieten Archangelsk, Wologda, Iwa-
nowo, Molotow, Penza, Rjazan, Swerdlowsk, Tambow, 
Tschita, Tschkalow, Jaroslawl, Kirow, Nowosibirsk, Omsk, 
Kujbyschew und Irkutsk, den Regionen Primorje, Cha-
barowsk, Altaj und Krasnojarsk, der Baschkirischen und 
Mordwinischen ASSR, der ASSR der Mari, der Tatarischen, 
Udmurtischen, Tschuwaschischen und Burjat-Mongoli-
schen ASSR, der Komi ASSR, der Kasachischen, Turkmeni-
schen, Tadschikischen, Kirgisischen und Usbekischen SSR 
haben, werden für Arbeitskolonnen für die gesamte Dauer 
des Krieges mobilisiert und dem NKWD der UdSSR zum 
Einsatz beim Bau von Eisenbahnen zugewiesen.

Baracken im Zwangsarbeitslager Tscheljabinsk in den 1940er Jahren.

Viktor Hurr: Wachturm im Zwangsarbeitslager.

„Trudarmee“ – Zwangsarbeitslager I Tafel 12
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Beschluss des Staatlichen Vertei-
digungskomitees der UdSSR vom 7. 
Oktober 1942 über eine zusätzliche 
Mobilisierung von Deutschen für 
die Volkswirtschaft der UdSSR 
(Auszüge):
• Deutsche Männer im Alter von 15 

bis 55 Jahren und tauglich für kör-
perliche Arbeit … werden zum Ein-
satz in den Arbeitskolonnen für die 
gesamte Dauer des Krieges zusätz-
lich mobilisiert.

• Zusätzlich wird eine Mobilisierung 
von deutschen Frauen ab 16 bis 
einschließlich 45 Jahre zum Ein-
satz in Arbeitskolonnen für die ge-
samte Dauer des Krieges vorge-
nommen. Von der Mobilisierung 
sind schwangere deutsche Frauen 
und Frauen mit Kindern unter drei 
Jahren freizustellen.
Die ankommenden Arbeitskräfte 

wurden in sog. Bautrupps eingeteilt, 
die ihrerseits aus Kolonnen bis zu tau-
send Mann und letztere aus Brigaden 
unterschiedlicher Größe bestanden. 
An der Spitze der Arbeitskolonnen 
standen andersethnische Vorgesetzte 
und Politoffiziere.

Andere Zwangsarbeiter wiederum 
kamen in schon existierende Straflager 
als Ersatz für in kämpfende Truppen 
überstellte oder vorzeitig entlassene 
Häftlinge. Dort wurden sie getrennt 
von den übrigen Häftlingen und der 
freien Belegschaft untergebracht und 
eingesetzt.

Die Gesamtzahl der deutschen 
Zwangsarbeiter lag bei etwa 350.000, 
d.h. dass sich jeder Dritte aus dieser 
Volksgruppe während des Krieges in 
Arbeitslagern befand. Die Einberu-
fungsquote lag für Männer bei 80 bis 
90 Prozent, für Frauen bei etwa einem 
Drittel der entsprechenden arbeitsfä-
higen Jahrgänge. Für Frauen, die we-
niger als drei Kinder bzw. keines unter 
drei Jahren hatten, lag die Einberu-
fungsquote bei nahezu 100 Prozent.

Die deutschen Familien waren für 
viele Jahre getrennt. Tausende von 

„Alles für den Sieg“ ist auf dem Kohlewagen zu lesen. Das Bild von Viktor Hurr illustriert, 
dass auch Frauen zur Zwangsarbeit unter schwersten Bedingungen verpflichtet wurden.

Viktor Hurr: Arbeitslager.

Jakob Wedel (1931–2014), „Die letzte Kraft“. Die 
Plastik, die im Detmolder Museum für russlanddeut-
sche Kulturgeschichte zu sehen ist, ist dem Leiden und 
Sterben russlanddeutscher Frauen in den sowjetischen 
Zwangsarbeitslagern gewidmet.

„Trudarmee“ – Zwangsarbeitslager II Tafel 13
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Kindern blieben ohne Aufsicht und 
Fürsorge. Viele von ihnen kamen in 
Kinderheime; sie erhielten andere Na-
men und konnten in der Folge ihre El-
tern nicht mehr finden.

Insbesondere in den Jahren 1942 
und 1943, als die Baustellen auf die 
Aufnahme dieser großen Anzahl von 
überwiegend bäuerlichen Häftlin-
gen nicht vorbereitet waren, war die 
Sterblichkeit außerordentlich hoch. 
Sie trug genozidale Züge. So kam im 
Lager Wjatlag im Winter 1942 über ein 
Drittel der Lagerinsassen ums Leben. 
Selbst nach Statistiken des NKWD 
waren zum 1. Januar 1943 rund 26 
Prozent der Arbeitsarmisten arbeits-
unfähig. Eine verlässliche Zahl der 
Opfer lässt sich bislang nicht angeben; 
die Sterblichkeitsrate soll Hochrech-
nungen aus einzelnen Lagern zufolge 
nicht weniger als 20 Prozent betragen 
haben.

„Es wurden schon keine Einzelgräber 
mehr ausgehoben, sondern lange 
Gräben, wie Schutzgräben. Sie wur-
den immer länger. Spät am Abend 
lud man die Leichen wie Baumstäm-
me auf Schlitten und fuhr sie in ein 
Massengrab, jeweils bis 20 Tote. Die 
Leichen wurden nackt, ohne Namen, 
nur mit einem Brettchen mit ihrer 
Nummer an den Füßen wie ein ver-
endetes Vieh eingescharrt.

Die Menschen wurden zu Schat-
ten. Auch mein Bruder Andrej. Er 
kam ins Lagerlazarett. Auf den Prit-
schen krümmten sich jämmerliche 
Geschöpfe. Der Hunger entzog den 
Menschen ihre Identität, verwandel-
te sie in nicht mehr unterscheidbare 
Skelette mit gelber Haut und nack-
ten Schädeln. Andrej bat mich, ihn 
auf die andere Seite umzudrehen. Er 
lag auf der Pritsche, ohne Matratze, 
ohne Decke. Die Wattedecke, mit 
der er sich zudeckte, stank erbärm-
lich.

Ich drehte seinen leichten, fast 
trockenen Körper um und erschrak: 
Durch die wundgelegenen Stellen 
sah ich seine weißen Knochen. Am 
Morgen darauf war mein Bruder 
Andrej tot. Für mich hatte die Welt 
von dieser Stunde an ein anderes 
Gesicht bekommen.“

Gottlieb Eirich (1925 – 2016)

Zwei Bilder aus der Dokumentation des russ landdeutschen Malers Michael Disterheft 
(1921–2005), „In jenen Jahren. Requiem für alle Deportierten, Verbannten und Ermordeten“. 
Seine Texte zu den Bildern: – oben: „Ein Schritt nach links – ein Schritt nach rechts. Das gilt 
als Fluchtversuch. Also gibt es die ‚gesetzmäßige‘ Kugel in den Rücken.“ – unten: „Los, los! 
‚Der Spaten ist kein Bagger...‘ Diese Worte waren überall und ständig zu hören.“ 

„Trudarmee“ – Zwangsarbeitslager II Tafel 13
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„Ohne die Vertreter der christlichen Kirchen wären unsere Veran-
staltungen – seien es nun Bundes- und Landestreffen, Delegierten-
versammlungen oder Gedenkfeiern anlässlich der Deportation der 
Deutschen in der Sowjet union – um vieles ärmer.

Der christliche Glaube gibt unserer Arbeit Ziel und Perspektive, 
mit der zentralen Wertschätzung des christlichen Glaubens haben 
wir aber auch einer historischen Verantwortung gerecht zu werden.

Es sind aber auch viele unter den Deutschen aus Russland, die 
unter Christentum und vor allem Kirche etwas Anderes verste-
hen als ihre einheimischen Nachbarn. Wie hier in Deutschland der 
Glaube gelebt wird, ist ihnen oft fremd, zu unpersönlich, zu kalt.

Wie sie denken und fühlen, passt vielleicht nicht in die Gegen-
wart, es kann jedoch den Kirchen Impulse geben, wieder verstärkt 
auf die Menschen und ihre Bedürfnisse einzugehen und sich weni-
ger an Ritualen und Formellem zu orientieren.

Innerhalb der Landsmannschaft der Deutschen aus Russland 
müssen wir leider feststellen, dass die Kontakte vonseiten der Kir-
chen lockerer geworden sind. Vielleicht lassen sie sich von der Auf-
fassung leiten, die Integration, auch die religiöse, sei abgeschlossen.

Das mag auf Äußerlichkeiten zutreffen. Deutsche aus Russland 
können durchaus als Leistungsträger bezeichnet werden, sie haben 
herausragende Künstler und Sportler. Sie sind froh, ein Leben ohne 
Schikanen und Repressionen führen zu können. Was ihnen jedoch 
häufig fehlt, ist das Gefühl, mit ihrer Mentalität angenommen zu 
werden. Allzu oft müssen sie erleben, dass aus bedauerlichen Ein-
zelfällen Gesamtvorwürfe konstruiert werden, die bei ihnen den 
Eindruck erwecken, doch nicht willkommen zu sein.“

Der Bundesvorsitzende der LmDR, Johann Thießen,
bei der Jahrestagung der Konferenz

für Aussiedlerseelsorge der Evangelischen Kirche
in Deutschland (EKD) im Januar 2019

Die evangelische Kirche in der Schwazmeermetropole 
Odessa.

Entwurf der katholischen Kirche in der Schwarzmeer-
kolonie Rastadt, Bezirk Beresan, von 1828. 1830 wurde 
die Kirche gebaut.

Zwei Geistliche, die das Bild 
der LmDR in den ersten 
Jahren nach ihrer Gründung 
in entscheidender Weise 
geprägt haben:
Links: Heinrich Roemmich 
(geb. 1888 in Worms, Gebiet 
Odessa, gest. 1980 in Stutt-
gart) war der geistige Vater 
der LmDR. Er war Mitgrün-

der und Vorsitzender des „Hilfskomitees der evangelisch-lutherischen 
Ostumsiedler“, aus der auf seine Initiative die „Arbeitsgemeinschaft 
der Ostumsiedler“ wurde, die 1955 in Landsmannschaft der Deutschen 
aus Russland umbenannt wurde. Pfarrer Roemmich war auch ihr erster 
(provisorischer) Vorsitzender 1950, ab 1952 Geschäftsführer, ab 1954 
Sprecher, ab 1968 Ehrenpräsident und Berater auf Lebenszeit.
Rechts: Johannes Schleuning (geb. 1879 in Norka, Wolga, gest. 1961 
in Braunschweig) war von 1952 bis 1957 als Sprecher und Vorsitzender 
der erste Mann der Landsmannschaft und danach ihr Ehrenpräsident. 
Schleuning wurde schon 1914 nach Sibirien verbannt, konnte aber nach 
der Februarrevolution von 1917 zurückkehren und die „Saratower 
deutsche Volkszeitung“ herausgeben. Kam 1918 nach Deutschland, 
wo er Vorsitzender des Vereins der Wolgadeutschen wurde und vie-
len Landsleuten half. Er half auch während des Krieges und danach in 
Berlin und Brandenburg vielen Deutschen aus Russland, aber auch 
anderen Menschen als Pfarrer und Superintendent der evangelisch-
lutherischen Kirche.

Glaubens- und Kirchenverfolgung
in der UdSSR Tafel 14
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Anlässlich der Konstituierenden Sitzung der Arbeitsstelle Vertriebe-
nen- und Aussiedlerseelsorge der Deutschen Bischofskonferenz am 19. 
April 2012 in Frankfurt/Main nahm die Landsmannschaft Stellung zur 
Verfolgung des Glaubens und der Kirchen in der ehemaligen UdSSR:
„Für die Landsmannschaft der Deutschen aus Russland, die 1950 von 
Vertretern der evangelisch-lutherischen, katholischen, mennoniti-
schen und baptistischen Kirche gegründet wurde, waren der christli-
che Glaube und die Zusammenarbeit mit den Kirchen von Anfang an 
Stützpfeiler ihres Wirkens.

Der christliche Glaube gibt unserer Arbeit Ziel und Per spektive, 
und ohne die Wertschätzung des christlichen Glaubens wären wir 
der religiösen Prägung großer Teile unserer Landsleute nicht gerecht 
geworden, für die Religion und Kirche im Mittelpunkt ihres Lebens 
stehen. Mit der zentralen Wertschätzung des christlichen Glaubens 
haben wir aber auch einer historischen Verantwortung gerecht zu 
werden: Wir dürfen nämlich niemals vergessen, dass die religiösen 
Gemeinschaften in der Sow jetunion Stalins systematisch vernichtet 
wurden, um die kommunistische Weltanschauung als einzige zuzulas-
sen und sie mit allen staatlichen Mitteln zu fördern.“

Zum Ausmaß der Kirchenverfolgung in der UdSSR führt der Histori-
ker Dr. Alfred Eisfeld in einer Stellungnahme für den Stiftungsrat der 
Stiftung „Flucht, Vertreibung, Versöhnung“ aus:

„Geistliche (‚Kultdiener‘) wurden bereits 1930 der Schicht der grund-
besitzenden Bauern (Kulaken) in Bezug auf Besteuerung und Entzug 
des Wahlrechts zugerechnet.

Die Bekämpfung der Kirchen und Religionen wurde ab Sommer 
1937 verstärkt im Rahmen des Befehls des NKWD Nr. 00447 ‚Über 
Operationen zwecks Repressierung ehemaliger Kulaken, Krimineller 
und anderer antisowjetischer Elemente‘ und der so genannten natio-
nalen Linien geführt. Ab Juli 1937 wurden Geistliche aller Religionen 
systematisch verhaftet, überwiegend zum Tode oder zu langjährigen 
Strafen mit Einweisung in Arbeitslager verurteilt.

In den Jahren 1937 bis 1938 wurden ca. 200.000 Geistliche und 
Laien repressiert und circa 100.000 hingerichtet.

Die Russisch-Orthodoxe Kirche hat 1918 –1938 250 Me tropoliten, 
Erzbischöfe und Bischöfe verloren, davon 50 allein 1937.

Die Römisch-Katholische Kirche in der UdSSR hat in den Jahren 
1918–1939 601 Priester verschiedener Volkszugehörigkeit verloren. 
Von ihnen kamen 187 ums Leben, das Schicksal von 168 Priestern, die 
in Gefängnisse und Lager eingewiesen wurden, ist bislang nicht geklärt; 
92 blieben nach der Abbüßung der Strafen am Leben und in der UdSSR; 
154 haben nach der Entlassung aus den Gefängnissen, Straflagern und 
der Verbannung die UdSSR verlassen und emi grierten ins Ausland. Die 
Katholische Kirche stellte 1939 ihre Tätigkeit in der UdSSR ein. Die 
Evangelisch-Lutherische Kirche in der UdSSR hat in den Jahren 1918–
1938 317 Kirchen und 856 Bethäuser verloren. Etwa 200 Pastoren 
wurden zu Gefängnis- und Lagerhaft verurteilt, davon kamen 37 ums 
Leben. Über 100 Pastoren gingen ins Ausland. Die letzten Kirchen wur-
den 1939 geschlossen. Die Kirche hörte auf zu existieren.

Die Bekämpfung der jüdischen, moslemischen, buddhistischen und 
freikirchlichen Gemeinschaften und Priester verlief zeitgleich und mit 
ähnlichen Folgen.“

Evangelisch-lutherische Kirche (oben) und katholischer 
Dom in Saratow, Wolgagebiet.

Glaubens- und Kirchenverfolgung
in der UdSSR Tafel 14
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Rund 350.000 Deutschen, vor allem in der Ukraine, blieb das Schick-
sal der Deportation zunächst erspart, weil die deutschen Truppen 
so schnell vorgestoßen waren, dass den sowjetischen Behörden 
keine Zeit zur Deportation geblieben war. Diese Menschen zogen 
dann 1943/44 mit der zurückweichenden deutschen Front in langen 
Trecks westwärts. Sie wurden im Wartheland bei Posen (Poznan) 
und Litzmannstadt (Lodz) angesiedelt und erhielten im Wege der 
Einzeleinbürgerung die deutsche Staatsangehörigkeit.

Nach Kriegsende wurden sie von sowjetischen „Repatri-
ierungskommandos“, die überall nach Russlanddeutschen fahndeten, 
erfasst und in die Sowjetunion verschleppt, wo sie „wegen Verrats der 
sozialistischen Heimat“ zu lebenslanger Verbannung und Zwangsar-
beit verurteilt wurden.

Insgesamt wurden in den Jahren 1941 bis 1945 1,1 Millionen Deut-
sche aus dem europäischen Teil der Sowjetunion in Gebiete östlich 
des Urals deportiert. Selbst die schon in Sibirien und im asiatischen 
Teil der UdSSR lebenden Deutschen wurden in Zwangsarbeitslager 
verschleppt und unter „Sonderkommandantur“ gestellt.

Trotz Kriegsende im Mai 1945 änderte sich das Schicksal dieser 
Geschundenen nicht.

Im Gegenteil: Mit dem Dekret des Obersten Sowjets vom 26. No-
vember 1948 wurden die Deportierten auf „ewige Zeiten“ den Depor-
tierungsorten zugewiesen. Sie wurden unter Sonderkommandantur-
aufsicht gestellt; bei unerlaubtem Verlassen dieser Orte drohte ihnen 
Zwangsarbeit bis zu 20 Jahren. Personen, die ihnen bei der Flucht 
halfen, wurden zu fünf Jahren Freiheitsentzug verurteilt.

So fristeten die Russlanddeutschen auch nach dem Krieg ein Leben 
als Arbeitssklaven, als Ausgestoßene, die nicht einmal eines Perso-
nalausweises würdig waren, sondern lediglich einen „Deportie rungs-
schein“ bekamen, der sie gegenüber jedermann als „Faschisten“ ab-
wertete.

Deutsch konnte ausschließlich in der Familie gesprochen werden, 
die Kinder durften nur russische Kinder gärten und Schulen besuchen; 
eine Weiter bildung war völlig ausgeschlossen.

In der Öffentlichkeit wurden die Deutschen totgeschwiegen und 
als Volksgruppe ignoriert, obwohl sie mit etwa 2 Millionen Menschen 
unter den 100 Nationalitäten der UdSSR die 14. Stelle einnahmen.

In dieser entwürdigenden Trostlosigkeit mussten die Russland-
deutschen noch zehn Jahre nach Ende des II. Weltkrieges schuldlos 
ihr Dasein fristen.

Erst am 10. März 1955 erhielten Sondersiedler in der UdSSR end-
lich ihre Pässe, die ihnen seit Kriegsende vorenthalten worden waren.

Drei Monate nach dem Besuch des ersten Bundeskanzlers der 
Bundesrepublik Deutschland, Konrad Adenauer, in Moskau im Spät-
sommer 1955 folgte aus Moskau der Ukas vom 13. Dezember 1955, 
mit dem die Meldepflicht bei der Kommandantur für Deutsche und 
ihre Familien aufgehoben wurde, die immer noch in Sondersiedlungen 
festgehalten wurden.

Das war theoretisch eine Verbesserung ihrer Rechte. In der Praxis 
aber blieb ihre Lage auch mehr als zehn Jahren nach Kriegsende und 
über 14 Jahre seit ihrer Verbannung weiterhin trostlos:

Im Flüchtlingstreck von der Ukraine in den Warthegau.

Bei der Zwangs arbeit 1946 in Orsk, Gebiet Orenburg, 
Ural.

Im Bergbau Kimpersai in Batamschinsk, Gebiet Aktju-
binsk, Kasachstan.

Verbannung auf „ewige Zeiten“ –
Sonderkommandantur Tafel 15
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Michael Disterheft: „Sondersiedlung‚ auf ewig‘“.
Disterheft schreibt dazu:

„Der schwarze Tag, der 28. November 1948. Man verliest den 
Erlass des Obersten Sowjets der UdSSR über die Sonder-
siedlung‚ auf ewig‘ der deportierten Völker. Im Saal herrscht 
Grabesstille, die ab und zu vom Aufstöhnen der Frauen 
unterbrochen wird. Die Männer stehen, unfähig, ein Wort 
herauszubringen, und schweigen.

Dieser Erlass zerstörte das Schicksal von Millionen Men-
schen; er erhob Gewalt und Genozid zum Gesetz und 
rechtfertigte sie. Die Sondersiedler waren nun der ‚legitimen‘ 
Ablehnung ihrer Mitbewohner ausgesetzt. Man misstraute 
ihnen, verdächtigte sie und hasste sie sogar.“

Auszug aus dem Erlass des Präsidiums
des Obersten Sowjets der UdSSR
vom 26. November 1948

Zwecks Festigung des Siedlungsregimes für die vom 
Obersten Machtorgan der UdSSR während des Zweiten 
Weltkrieges zwangsausgesiedelten Tschetschenen, Ka-
ratschajer, Inguschen, Balkaren, Kalmücken, Deutschen, 
Krimtataren u.a. sowie in Anbetracht der Tatsache, dass 
bei ihrer Verschickung die Geltungsdauer ihrer Aussied-
lung nicht bestimmt worden ist, wird festgelegt, dass die 
o.g. Personen in diese fernen Regionen auf ewig ausge-
wiesen sind; ihnen wird das Recht auf Rückkehr in die 
früheren Siedlungsorte aberkannt.

Für den eigenmächtigen Wegzug (die Flucht) aus den 
Orten ihrer Pflichtansiedlung sind die Schuldigen zur 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit zu ziehen. Als Straf-
zumessung für dieses Verbrechen sind 20 Jahre Zwangs-
arbeit anzusetzen.

Personen, die sich der Verbergung der aus den Orten 
der Pflichtansiedlung Geflüchteten schuldig gemacht 
bzw. Personen, die ihnen die Flucht ermöglicht haben, 
wie auch Personen, die sich dadurch schuldig machen, 
dass sie den Umgesiedelten die Rückkehr in deren frü-
heren Siedlungsorte genehmigen oder ihnen bei der Ein-
richtung in den früheren Siedlungsorten helfen, unterlie-
gen einer strafrechtlichen Verfolgung. Diese Verbrechen 
sind mit fünf Jahren Freiheitsentzug zu bestrafen.

• Es vergingen noch Monate, bis der Ukas in ihren Ver-
bannungsorten bekannt wurde.

• Sie erhielten nichts von ihrem konfiszierten Vermögen 
zurück.

• Eine Wiederherstellung der Autonomie oder eine Rück-
kehr in ihre Heimatorte an der Wolga, im Kaukasus, auf 
der Krim oder in der Ukraine blieben ihnen weiterhin 
verwehrt.

• Auswanderungen nach Deutschland bewegten sich all-
jährlich – außer 1951, als 1.721 Deutsche ausreisen 
durften – in der Nähe der Nullgrenze oder fanden über-
haupt nicht statt.

In der Verbannung 1954 in Beresniki, Gebiet Perm, Nordural.

Viktor Hurr: Neuer Wohnort in Kasachstan.

Verbannung auf „ewige Zeiten“ –
Sonderkommandantur Tafel 15
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1914 –1918: Insgesamt sollen im Verlauf des I. Weltkrieges etwa 200.000 russi-
sche Staatsbürger deutscher Herkunft Zwangsverschickung erleben. Wie viele 
die Strapazen der Aussiedlung, die lange Fahrt in den überfüllten Zügen und die 
Entbehrungen in den Bestimmungsorten nicht überlebt haben, lässt sich nicht 
einmal annähernd feststellen. Auf jeden Fall handelt es sich um Tausende Men-
schenleben.

1918 –1922: Die Zahl der Hunger- und Bürgerkriegsopfer allein unter den Wol-
gadeutschen – innerhalb und außerhalb des Autonomen Gebiets, die Hunger-
flüchtlinge mit eingerechnet – wird auf 108.000 geschätzt. Für das Schwarz-
meergebiet ist von 50.000 – 60.000 Toten auszugehen. Unter Einbeziehung 
anderer Siedlungsräume in Sibirien, Zentral asien und Zentralrussland sind für 
diese Jahre mindestens 180.000 –200.000 Opfer unter der russlanddeutschen 
Minderheit zu beklagen.

1924: Eine weitere Hungersnot in der Wolgarepublik von weit geringerem Aus-
maß als zwei Jahre davor fordert etwa 5.000 Menschenleben.

1928 –1932: Übergang zur Zwangskollektivierung der selbständigen Bauern-
wirtschaften, einhergehend mit der restlosen Enteignung der wohlhabenden 
Bauern („Kulaken”) und ihrer Verbannung nach Kasachstan und in den Hohen 
Norden. Die Kulakendeportationen betreffen bis zu diesem Zeitpunkt etwa 

Im Schicksal der Russlanddeutschen spiegelt sich, wie in keinem anderen 
Volk, der erste Zivilisationsbruch der europäischen Geschichte wider, der 
mit der Machtergreifung der Bolschewiki eingeleitet wird und mit dem 
untrennbar das Wort „GULag“ verbunden ist:

• wahllose Erschießungen im Bürgerkrieg;
• Lebensmittelrequisitionen, die den millionenfachen Hungertod 1921–

22 verursachten;
• restlose Enteignungen der Bauernschaft;
• Deportationen und Zwangsarbeit für mindestens zwei Millionen wohl-

habende Bauern („Kulaken“);
• durch überstürzte Kollektivierung hervorgerufene Hungernot 1932–

33, die wieder Millionen Menschen das Leben kostete;
•  Kirchen- und Glaubensverfolgungen;
• Massenterror mit hunderttausendfachen Justizmorden und Einweisun-

gen von Millionen ins Straflager;
• Deportationen ab 1935 und verstärkt nach Ausbruch des II. Weltkrie-

ges;
• und und und...

Auf mindestens 20 Mio. Menschen beläuft sich die Zahl der Opfer kommu-
nistischer Gewaltherrschaft in der UdSSR.

Die Russlanddeutschen mussten unter diesen und vielen anderen Verbre-
chen überdurchschnittlich leiden. Nach einer eher konservativen Rech-
nung sind von 1917 bis 1948 etwa 480.000 deutsche Kinder, Jugendliche, 
Frauen und Männer vorzeitig ums Leben gekommen: erschossen, erfroren, 
verhungert, an Entkräftung und Krankheiten gestorben.
Eine gravierende Zahl für eine Ethnie, die Anfang der 50er Jahre des vori-
gen Jahrhunderts lediglich um die 1,35 Millionen Menschen zählte.

Dr. Viktor Krieger

Bilanz des Schreckens Tafel 16
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50.000 Deutsche. Mehrere tausend werden von der GPU (Geheimpolizei) ver-
haftet und abgeurteilt. Die Strafen reichen von dreijähriger Haft bis zum Er-
schießen.

1932–1933: Hungerkatastrophe an der Wolga, in Kasachstan und in der Uk-
raine – Folge der überstürzten und unfreiwilligen Kollektivierung. Insgesamt 
sterben nicht weniger als 100.000 Russlanddeutsche an den Folgen der Stalin-
schen „Umgestaltung der Landwirtschaft“.

1937–1938: Die sowjetische politische Strafjustiz verurteilt in diesen zwei Jah-
ren 1.345.000 Personen, von denen 681.692 erschossen werden. Nach den 
bislang veröffentlichten Opferlisten und der Schätzung der russischen Men-
schenrechtsorganisation „Memorial“ kostet der „Große Terror“ etwa 55.000 
Deutschen das Leben; weitere 20.000 landen im Straflager (GULag).

1942: Durch geheime Beschlüsse des GKO vom 10. Januar, 14. Februar und 7. 
Oktober werden im Laufe des Krieges ca. 350.000 russlanddeutsche Jugendli-
che, Frauen und Männer zur Zwangsarbeit mobilisiert. Dabei sind etwa 60.000–
70.000 Lageropfer zu beklagen.

1941–1945: In den Sondersiedlungsorten in Sibirien und Kasachstan kommen 
aufgrund miserabler Unterbringungsbedingungen und fehlender Lebensmittel 
etwa 70.000 – 80.000 Deportierte ums Leben.

1941–1948: Tausende und Abertausende – man kann von nicht weniger als 
15.000 –20.000 Fällen ausgehen – sterben in den Nachkriegsjahren in der Ver-
bannung vorzeitig, vor allem wegen der Hungersnot 1946 – 47.
Zusammen mit den Umgekommenen in Zwangslagern und Sondersiedlungen 
werden die Verluste der russlanddeutschen Minderheit in diesen Jahren auf 
nicht weniger als 150.000 –160.000 Menschen geschätzt.

Dr. Viktor Krieger

Entschädigung für 
ehemalige deutsche 
Zwangsarbeiter
In seiner Sitzung am 6. Juli 2016 
hat der Haushaltsausschuss des 
Deutschen Bundestages be-
schlossen, deutschen Staatsbür-
gern, die zwischen dem 1. Sep-
tember 1939 und dem 1. April 
1956 Zwangsarbeit für einen 
ausländischen Staat verrichten 
mussten, einen symbolischen 
Anerkennungsbeitrag in Höhe 
von 2.500 Euro zu gewähren.
Von besonderer Bedeutung ist 
diese Entscheidung für deutsche 
Heimatvertriebene und (Spät-)
Aussiedler, die unter unmensch-
lichen Bedingungen Zwangsar-
beit verrichten mussten und nur 
mit viel Glück und eisernem Wil-
len überlebten.
Die LmDR begrüßt diese Ent-
scheidung als humanitäre Geste 
mit Symbolgehalt, die einer grö-
ßeren Öffentlichkeit bewusst 
macht, was viele Deutsche ohne 
jede Schuld zu erdulden hatten.
Wir schließen uns darüber hinaus 
der ursprünglichen Forderung 
des Bundes der Vertriebenen 
an, einen Entschädigungsfonds 
einzurichten, an dem sich auch 
Staaten beteiligen sollten, die 
Zwangsarbeit angeordnet ha-
ben, und Unternehmen, die von 
dieser Zwangsarbeit profitiert 
haben.

Pressemitteilung der LmDR

Bilanz des Schreckens Tafel 16
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Nach der Volkszählung von 1989 bekannten sich 
rund 2 Millionen Deutsche in der damaligen Sow-
jetunion zu ihrem Volkstum. Es dürften aber tat-
sächlich mehr gewesen sein, weil zum Zeitpunkt 
der Erhebung das Bekenntnis zum Deutschtum 
noch mit persönlichen Risiken verbunden war.

Es grenzt an ein Wunder, dass die Russland-
deutschen trotz ihrer Verstreuung und ihrer über 
50 Jahre dauernden sprachlichen und kulturellen 
Unterdrückung ihre Zugehörigkeit und ihr Be-
kenntnis zur deutschen Volksgruppe bewahrten.

Kaum waren die Kommandantur aufgehoben 
und die Rehabilitierung offiziell verkündet, fingen 
die Russlanddeutschen mit bescheidensten Mit-
teln an, ihre kulturelle Eigenständigkeit zu finden.

Nach dem Verbot der Autonomiebewegung 
entfalteten sie in den 70er und 80er Jahren eine 
im Westen kaum wahrgenommene kulturelle Ak-
tivität, mit der sie ihre Landsleute in der gesamten 
Sowjetunion für die Volksgruppe motivierten und 
ihnen Mut und Zuversicht für die Zukunft vermit-
telten.

Das 1980 als Wanderbühne gegründete 
„Deutsche Schauspieltheater Kasachstan“ in Te-
mirtau (später in Alma-Ata) übernahm in dieser 
„Volks gruppen politik durch Kultur“ die Rolle einer 
da mals noch nicht bestehenden Volksgruppen-
ver tretung.

Im Zuge von Perestroika und Glasnost waren 
die meisten Russlanddeutschen optimistisch be-
züglich einer Verwirklichung der Autonomie und 
sahen für sich Zukunftsper spektiven im Land, 
was zum Teil wohl auch auf die allgemeine Welle 
der Hoffnung in der gesamten Sowjetunion zu-
rückzuführen war.

Die ersten Verbände und zahlreiche kulturelle 
Vereinigungen der Russlanddeutschen waren Zei-
chen ihres Selbstbewusstseins und ihres großen 
Willens, die eigene kulturelle Identität zu bewah-
ren und zu pflegen.

Denn: Hatten 1926 noch 95 Prozent der Deut-
schen in Russland Deutsch als Muttersprache 
angegeben und 1959 immerhin noch 75 Prozent, 
waren es 1989 nur noch 48 Prozent.

Das war nicht verwunderlich, da es ab 1938 
keine deutschen Schulen mehr gab (mit Ausnah-
me der Deutschen Wolgarepublik mit 171 Schu-
len bis 1941) und die Deutschkenntnisse bei 
vielen Russlanddeutschen auf den Dialekt zurück-
gedrängt wurden, sofern er noch familiär vermit-
telt werden konnte. Und während des Krieges und 
unmittelbar danach war sogar der Gebrauch des 
Dialekts verboten.

Das Deutsche Schauspieltheater in Temirtau.

Festival der deutschen Kultur 1990 in Alma-Ata, Kasachstan: – oben: Auftritt 
der Gruppe aus Schdanowka (Orenburg); – unten: Schlussbild des Festivals.

Kulturelle Wiederbelebung Tafel 17
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Als erste freie Organisationen der Deutschen in der ehema-
ligen Sowjetunion wurden gegründet:

• 1989 die zwischenstaatliche Vereinigung der Deutschen 
(„Wiedergeburt“);

• 1990 der Internationale Verband der Russlanddeut-
schen;

• 1991 der Internationale Verband der deutschen Kultur.

Und obwohl in ihrer Entfaltung massiv unterdrückt, hinterlie-
ßen die Deutschen auch im geistigen und gesellschaftlichen 
Leben nicht zu übersehende Spuren. Als einige Beispiele von 
vielen seien genannt:

•  die Mitglieder der Akademie der Wissenschaften der 
UdSSR, Boris Rauschenbach und Eugen Pinnecker;

• die Mitglieder der Nationalen Akademie der Republik Ka-
sachstan, Erwin Gossen und Ernst Boos;

• der bedeutende Komponist Alfred Schnittke und die 
weltberühmten Pianisten Swjatoslaw Richter und Ru-
dolf Kehrer;

• die Olympiasieger im Gewichtheben, Rudolf Pflugfelder 
und David Riegert.

Moskau, März 1989. Teilnehmer der „Wiedergeburt“ – Gründungs-
konferenz, darunter der Schriftsteller und Journalist Waldemar Spaar 
(2. von links), der Dichter und Pädagoge Reinhold Leis (2. von rechts) 
und der spätere Projektleiter der Wanderausstellung der Lands-
mannschaft der Deutschen aus Russland, Jakob Fischer (rechts).

Kalender des Internationalen Verbandes der deutschen Kultur (IVDK).

2013: Mitwirkende einer Veranstaltung mit Musik von Alfred 
Schnittke und Poesie von Viktor Schnittke. Organisiert wurde die 
Veranstaltungsreihe vom Nürnberger Kulturbeirat zugewanderter 
Deutscher in Kooperation mit dem Nürnberger Haus der Heimat 
und der Ortsgruppe Nürnberg der Landsmannschaft der Deutschen 
aus Russland.

Alfred (links) und Viktor Schnittke.

Viktor Schnittke 

Ich hab mich in fremde Sprachen verirrt,
zu fremden Stämmen gesellt.
Mit vierundzwanzig steh ich verwirrt
in einer fremden Welt.
Der Heimweg wird wohl ein weiter sein.
Ich fürchte, ich schaff es nicht.
Als Wegweiser da – ein beschriebener Stein,
dort – ein erloschenes Licht.

Kulturelle Wiederbelebung Tafel 17
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Am 13. Dezember 1955 erließ das Präsidium des Obersten Sowjets der Sowjet-
union ein Dek ret, wonach die Komman danturaufsicht und Zwangsarbeit aufge-
hoben wurden.

• Die Rückkehr in die ursprünglichen Heimatorte im europäischen Teil der Sow-
jetunion blieb jedoch verboten.

• Auch wurden die nationalen Rechte der Deutschen nicht wiederhergestellt.
• Sie mussten sich verpflichten, nie wieder in ihre ehemaligen Siedlungsgebiete 

zurückzukehren und keine Ansprüche auf das konfiszierte Eigentum zu erhe-
ben.

Als sich infolge dieses Dekretes etwa 200.000 Russland deutsche spontan für die 
Aussiedlung nach Deutschland entschieden, wurde ihnen auch das verweigert.

In der Öffentlichkeit und in der Presse wurden die Deutschen weiterhin tot-
geschwiegen. Die im Dekret zugesagte Hilfe für den „wirtschaftlichen Aufbau 
unter Be rücksichtigung ihrer nationalen Besonder heiten und Interessen“ wurde 
nicht ausgeführt.

Erleichterungen, aber die Schikanen gehen weiter
Trotzdem erleichterte das Dekret aufgrund der nun möglichen, wenn auch einge-
schränkten Bewegungsfreiheit das Los der Russlanddeutschen.

Die 1958/59 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der UdSSR ver-
einbarte Aus reise der Russlanddeutschen zum Zwecke der Familienzusammenfüh-
rung mit in der Bundes republik Deutschland lebenden Verwandten ersten Grades 
brachte leider nur einen kurzfristigen Anstieg der Ausreisegenehmigungen.

Obwohl sich beim Deutschen Roten Kreuz innerhalb kurzer Zeit die Anträge 
zu Hunderttausenden türmten, durften zwischen 1959 und 1970 lediglich rund 
15.000 Personen ausreisen. Die Genehmigungspraxis der sowjetischen Behör-
den war schleppend, willkürlich und schikanös.

Teilnehmer der zweiten Delegation der Russlanddeutschen, die 1967 in Moskau die Wiederherstellung der Wolgarepublik forderte.

Teilrehabilitierung – Autonomiebestrebungen Tafel 18
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Mit dem „Tauwetter“ in der Ostpolitik der 1960er Jahre entspannte sich die 
Lage der Russland deutschen ein wenig. Mit dem Dek ret vom 29. August 1964 des 
Präsidiums des Obersten Sowjets wurden die Deutschen nach 23 Jahren von der 
pauschalen Beschuldigung des Verrats freigesprochen. Leider blieb diese längst 
fällige Rehabilitierung jedoch ohne die erhofften Fol gen.

Nach dem bisher Erlittenen konnte das die Deutschen aber nicht abschrecken: 
Mit dem Mut der Verzweiflung brachten sie eine Bewegung zur Wiederherstel-
lung der früheren Autonomie ins Rollen. Die Sicherheitskräfte des KGB erstickten 
aber sämtliche Aktivitäten mit immer härteren und brutaleren Mitteln bis zum 
ausdrücklichen Verbot aller Autonomiebestrebungen im Jahr 1968.

Der am 12. August 1970 zwischen der Bundes republik Deutschland und der 
UdSSR abgeschlossene Vertrag über gegenseitigen Gewalt verzicht brachte zwar 
eine Verbesserung des Klimas hinsichtlich der Deutschen im Allgemeinen und der 
Russlanddeutschen im Besonderen.

Doch außer einem vorübergehenden Anstieg der Ausreise geneh mi gungen 
und der Einbeziehung der Russ landdeutschen in den Erlass der Regierung vom 3. 
November 1972 über die Gewährung der Freizügigkeit für alle Sow jetbürger gab 
es keine Verbesserung der Lage für die Volksgruppe. Auch die Unterzeichnung 
der Schluss akte der „Konferenz über Sicherheit und Zusammen arbeit in Europa“ 
(KSZE) in Helsinki am 1. Au gust 1975 durch die Sowjetregierung ergab keine kon-
kreten Auswirkungen für die Deut schen in der UdSSR.

Erst Anfang der 1980er Jahre konnten die Russ landdeutschen mit ihrer Forde-
rung nach Autonomie wieder in die Öffentlichkeit treten. So war es möglich, dass 
in den Jahren 1988 und 1989 drei Delegationen von Russland deutschen aus allen 
Teilen der UdSSR mit einer eindrucksvollen Zahl von Unterschriften in Moskau für 
die Autonomie vorstellig werden konnten.

Der Durchbruch in den deutsch-sowjetischen Be ziehungen war schließlich 
mit dem von Bundes kanzler Dr. Helmut Kohl und Präsident Michail Gorbatschow 
1990 abgeschlossenen „Abkommen über gute Nach barschaft und Zusammenar-
beit zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der UdSSR“ geschafft.

1989: – oben: Teilnehmer der Gründungs-
konferenz der Gesellschaft „Wiedergeburt“, 
deren oberstes Ziel die Wiederherstellung 
der Deutschen Wolgarepublik war.
– unten: Arbeitsgruppe bei der Gründungs-
konferenz. In der Mitte Josef Schleicher 
(1960–2016), langjähriger Projektleiter 
der landsmannschaftlichen Wanderausstel-
lung und Verfasser des Standardwerkes zur 
russlanddeutschen Autonomiebewegung.

Unter Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und 
Präsident Michail Gorbatschow öffneten 
sich für die Deutschen in der Sowjetunion 
die Tore in die Bundesrepublik.

Teilrehabilitierung – Autonomiebestrebungen Tafel 18



37

Der Vorfahre von Rose Steinmark, Georg Steinmark, wurde 1732 in 
Ober-Seemen im heutigen Hessen geboren. Im blühenden Alter mach-
te sich Georg Steinmark mit seiner Ehefrau Anna Barbara geb. Lantz 
und zwei Kindern (Gertrauda, geb. 1759, und Johannes, geb. 1765) per 
Schiff auf den Weg aus Lübeck nach Russland.

Die Familie ließ sich am 18. Juni 1767 in der wolgadeutschen Kolonie 
Dönhof nieder, die am 21. Juli 1766 gegründet und nach dem Anführer 
dieser ursprünglichen Siedlergruppe, Christian Dönhof, benannt wur-
de. Laut Volkszählung von 1767 erhielt die Familie von Georg Stein-
mark vom Vormundschaftskontor in Saratow „32 Rubel, 2 Pferde, 2 
Zäune, 1 Pferdewagen, 3 Sätze Pferdeleine, 5 Sätze Seil, 1 Sense und 
1 Krummholz“.

Die Dorfbewohner waren größtenteils lutherischer Konfession.
Die Familie wuchs und gedieh, es kamen Kinder auf die Welt, wuchsen 
heran, heirateten, gründeten neue Familien und erwirtschafteten sich 
einen gewissen Wohlstand.

In den 1920er Jahren gab es im Dorf einen Genossenschaftsladen, eine 
landwirtschaftliche Kreditgenossenschaft und eine Lesehütte.

Als die Dorfbewohner 1931 gegen die Beschlagnahmung der Ernte 
gerichtete Massenproteste organisierten, wurde ihr Aufstand durch 
Kräfte der OGPU (Geheimpolizei der Sowjetunion) niedergeschla-
gen und alle aktiv Beteiligten entkulakisiert und nach Kasachstan 
verbannt. Im gleichen Jahr wurden einige Dorfbewohner repressiert, 
weil sie angeblich eine die Kollektivierung untergrabende Zelle einer 
konterrevolutionären Aufstandsorganisation gegründet hatten. Diese 
Maßnahmen trafen auch die Familie Steinmark.

Auf der Suche nach einem besseren Leben gingen Großmutter Ma-
ria Katharina Steinmark (1910 – 1967) und Großvater Heinrich Haas 
(1910 – 1983) mit ihren Kindern Heinrich, Eugenia, Erna und Jakob in 
den Altai und kamen 1939 im Dorf Kamyschi, Bezirk Slawgorod, an. 
Das Leben schien sich zu normalisieren, in Kürze kamen aber neue He-
rausforderungen auf die Familie zu.

Nach Ausbruch des Zweiten Weltkriegs wurde Heinrich Haas im No-
vember 1941 in die Arbeitsarmee eingezogen und in das Gebiet Nowo-
sibirsk verschickt. Die Jahre 1948 – 1954 verbrachte er in einer Son-
dersiedlung in der Region Krasnojarsk und durfte erst im April 1954 
nach Kamyschi zurückkehren. In den schweren Kriegsjahren waren die 
Kinder auf sich selbst gestellt, weil die Mutter Maria Katharina für eini-
ge Jahre ins Gefängnis musste.

Rose Steinmarks Eltern Heinrich Steinmark (1930 – 2004) und Ka-
tharina Stettinger (1928) heirateten 1949 in Kamyschi und bekamen 
sechs Kinder. 1963 siedelte die Familie nach Kasachstan um und lebte 
dort bis 1975. Die Sehnsucht nach dem Ort, den sie als Kinder verlas-
sen mussten, führte sie aber zurück an die Wolga. Sie landeten jedoch 
nicht in ihren Geburtsorten, sondern im Dorf Starizkoje, dem ehemali-
gen Reinwald, und lebten dort bis zur Auswanderung nach Deutschland 
(1993).

1914: Die Eltern des Großvaters von Rose Steinmark, 
Katharina geb. Lind und Konrad Haas, beide gestorben 
in Dönhof.

Die ehemalige luth. Kirche in Reinwald, erbaut 1913, 
dient heute als Dorfklub.

Mitglieder der Familie Steinmark um 1950 (jeweils 
von links): – 1. Reihe: Rose Steinmarks Vater Heinrich, 
Großmutter Maria Katharina und Großvater Heinrich 
Haas; – 2. Reihe: die Schwestern des Vaters, Frida, 
Eugenia und Erna, mit Ehemännern.

Kasachstan, 1967: Katharina und Heinrich Steinmark 
mit Kindern.

Die Familie Steinmark (Nach Angaben von Rose Steinmark) Tafel 19
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Rose Steinmark, „Das Schicksal eines Theaters“

Rose Steinmark dokumentiert in ihrem Buch die Geschichte des 
deutschen Theaters in Russland und der Sowjetunion – in der Zwi-
schenkriegszeit und vor allem der Nachkriegszeit. 

Mit dem Deutschen Schauspieltheater Temirtau/Almaty in Ka-
sachstan, das 1980 eröffnet wurde, war das Leben der Verfasserin 
zehn Jahre lang aufs Engste verbunden. Als Chefdramaturgin des 
Theaters, zuständig für die Dramaturgie, die Beziehungen zu den 
Autoren und Verlagen, die Kontakte zu anderen Theatern und der 
Presse, hat sie mit viel Herzblut und Leidenschaft maßgeblich dazu 
beigetragen, dass das Theater ein russlanddeutsches Profil bekam 
und sich verstärkt auf das russlanddeutsche Kultur erbe besann. 

Neben zahlreichen anderen Abhandlungen steht die Wiederbe-
lebung des deutschen Theaters in der Nachkriegszeit, diesmal in Ka-
sachstan, dem größten Verbannungsgebiet der Deutschen in der So-
wjetunion, im Mittelpunkt der Dokumentation.

Die Verfasserin nimmt ihre Leser mit auf Gastspielreisen nach Si-
birien, Kasachs tan und an die Wolga, geht mit ihnen auf die Tourneen 
in der Bundesrepublik 1989 und der DDR 1990.

Das Theater, als Kulturstätte für die Deutschen in der UdSSR ge-
dacht, stand im Mittelpunkt der kulturellen und politischen Ereignisse rund um die Russlanddeutschen.

Rose Steinmark selbst wurde 1951 in Kamyschi, Region Al-
tai, geboren.

• 1969 – 1973: Studium an der Fakultät für deutsche Spra-
che und Literatur der Pädagogischen Hochschule Nowo-
sibirsk.

• 1973 – 1981: Lehrerin für muttersprachlichen Deutsch-
unterricht an der Mittelschule in der Kolchose „Trudo-
wik“, Kasachstan.

• 1981 – 1991: Chefdramaturgin am Deutschen Theater in 
Temirtau/Alma-Ata. Studium der Theaterwissenschaft in 
Moskau, Riga und Alma-Ata (1983, 1984, 1986). Veröf-
fentlichte diverse Beiträge zum Schaffen des Theateren-
sembles in Medien Kasachstans, Russlands und anderen 
postsowjetischen Republiken, arbeitete mit Dramatikern, 
Schriftstellern und Regisseuren zusammen.

• 1991 – 2000: Tätigkeit am Staatlichen Fernsehen Ka-
sachstans als Chefredakteurin, Drehbuchautorin und 
Moderatorin der deutschen Redaktion „Guten Abend!“. 
Einige der Sendungen können auf der Internetseite 
www.wolgadeutsche.net angesehen werden. („Thea-
ter – ein Ort, wo man sterben lernt...“, Russlanddeutsche 
Schriftsteller, „Hier bin ich geboren“ u. a.)

• 2000: Auswanderung nach Deutschland. Tätig als Do-
zentin für Integrationskurse an Sprachschulen in Mainz 
und Münster.

• 2014: Ehrenpreis des Russlanddeutschen Kulturpreises 
des Landes Baden-Württemberg für die Erhaltung und 
Förderung des Kulturgutes der Deutschen aus Russland.

Die Autorin lebt zurzeit in Münster (NRW) und schreibt Bei-
träge zum Thema Theater, Literatur und Kultur der Russland-
deutschen. Mitglied der Landsmannschaft der Deutschen 
aus Russland und des Deutschen Verbandes der Pressejour-
nalisten.

Katharina und Heinrich Steinmark in Deutschland, 2003.

Rose Steinmark

Mitte der 1980er Jahre: Rose Steinmark (vorne 2. von rechts) 
mit Schauspielern und Mitarbeitern des Deutschen Theaters in 
Temirtau.

376 Seiten 
 ISBN: 978-5-9907539-5-2.

Die Familie Steinmark (Nach Angaben von Rose Steinmark) Tafel 19
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Der Vorfahre von Wendelin Mangold, Joseph Mangold, wanderte 1808 im Alter 
von 35 Jahren mit seiner Frau (34 J.) und den Söhnen Kaspar (13 J.) und Johannes 
(8 J.) aus Mothern/Weißenburg im Elsass nach Selz im Gebiet Odessa (Schwarz-
meergebiet) aus.

Das 1808 gegründete Dorf Selz war wie die benachbarten Dörfer Kandel, Straß-
burg, Baden und Elsass Teil der deutschen Kolonie Kutschurgan. Im Gründungsjahr 
ließen sich in Selz Auswanderer aus dem Elsass, aus Baden und der Pfalz nieder.

Selz war ein katholisches Dorf, das zunehmend pros perierte. 1816 hatte es be-
reits 100 Bauernhöfe, eine Mühle, eine Schmiede, eine Schule, eine Sattlerwerk-
statt und eine katholische Kirche. Später wurde Selz Kreiszentrum und war von 
1924 bis 1939 Zentrum des deutschen Nationalen Rayons.

In Selz wurde der Bischof der römisch-katholischen Diözese Tiraspol, Anton Zerr 
(1849 – 1932), geboren. Hier wurde auch der Großvater von Wendelin Mangold, 
Michael Mangold, geboren und empfing mit seiner Frau das Sakrament der Ehe.

Mit den Bürgerkriegsunruhen in der Ukraine (1917 bis 1920) war auch das friedli-
che Leben in den deutschen Kolonien beendet. Die deutschen Kolonisten wehrten 
sich zwar gegen die Enteignung, konnten aber nicht verhindern, dass ihr gesamtes 
Vermögen konfisziert und die Kathedrale zerstört wurde. Vermögende wurden als 
Klassenfeinde betrachtet und verfolgt. Wer konnte, flüchtete ins Ausland. Auch der 
Großvater von Wendelin Mangold mütterlicherseits musste 1920 als vermögender 
Bauer flüchten und seine Frau und drei kleine Kinder für immer zurücklassen.

Seine Frau starb bald darauf vor Kummer, ihre Mutter wurde mit den drei Enkeln 
aus dem Haus gejagt. Wendelin Mangolds Großvater konnte daher nichts über 
das weitere Schicksal seiner zurückgelassenen Familie erfahren, wusste nichts von 
ihrer Flucht in den Warthegau 1944 und die Verschleppung in den Nord ural 1945.

Ebenso tragisch war das Schicksal von Wendelin Mangolds Vater. 1915 in Ma-
riental, Gebiet Saratow, Wolga, als Albert Barbiere geboren, starben seine Eltern 
während der Hungersnot an der Wolga zu Beginn der 1920er Jahre. In zwei Zügen 
wurden Kinder zu schwarzmeerdeutschen Familien in der Ukraine gebracht, um 
sie vor dem Hungertod zu retten. Albert Barbiere wurde vom kinderlosen Ehepaar 
Margarete und Michael Mangold adoptiert. 

Die Siedlung Selz im Schwarzmeergebiet mit der Kathedrale Mariä Himmelfahrt.

Michael Mangold mit Ehefrau Margarete, 
geborene Duttenhofer, im Jahr 1954.

Die Familie Mangold (Nach Angaben von Dr. Wendelin Mangold) Tafel 20
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von 47 Jahren mit seiner zweiten Frau in 
Toronto, Kanada.
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Margarete und Michael Mangold lebten zu dieser Zeit in Neudorf/Schewtschen-
ko, Ra yon Rasdelnoje, Gebiet Odessa. Sie errichteten ein Steinhaus, legten einen 
Weinberg an, bauten Getreide an und züchteten Pferde. In dem Dorf gab es noch 
keine Schule, so dass Michael Mangold Analphabet blieb. Trotzdem war es für ihn 
eine schöne und glückliche Zeit, an die er sich immer gern erinnerte. 

Die Eltern heirateten 1934. 1936 wurde Wendelin Mangolds Bruder Michael ge-
boren, er selbst kam 1940 auf die Welt. 1944 musste sich die Familie im Zeichen 
des Zweiten Weltkrieges auf die gefährliche Flucht in den Westen begeben. Un-
terwegs kam der Bruder Heinrich zur Welt.

1945 wurde die Familie in Numsdorf, Kreis Teltow, Brandenburg, interniert und 
von dort in den Norden des Urals, in eine Waldsiedlung inmitten der Taiga ver-
schleppt, die sie erst 1955 verlassen durfte. Hier gab es keinen Strom, keinen 
Verkehr, kein Krankenhaus, keine Bibliothek, keine Verbindung mit der Außenwelt 
und lediglich eine Grundschule, in der zwei russische Mädchen alle vier Klassen 
unterrichteten. Außer Bäumefällen im Wald gab es keine Arbeit. Im Ural wurden 
in der Familie Mangold drei weitere Kinder geboren.

Nach der Entlassung aus der Aufsicht durch die Sonderkommandantur zog die 
Familie 1956 nach Nowosibirsk und lebte in Baracken ohne Leitungswasser, Zen-
tralheizung und sanitäre Einrichtung als Domizil verschleppter und verbannter 
Russlanddeutscher. Arbeit gab es nur auf dem Bau.

Wendelin Mangold erlebte in den Jahrzehnten nach dem Umzug die folgenden 
Stationen seines Lebens:

• 1962 – 1967: Studium an der Fakultät für Deutsche Sprache und Literatur der 
Pädagogischen Hochschule Nowosibirsk.

• 1967 – 1990: Dozent und Lehrstuhlleiter an der Pädagogischen Hochschule 
Koktschetaw, Nordkasachs tan.

• 1979: Promotion zum Dr. phil. in Moskau im Fachbereich Germanistik (deut-
sche Gegenwartssprache).

• 1988: Aufnahme in den Verband der Schriftsteller der UdSSR (Sektion 
deutschschreibender Autoren).

• 1990: Auswanderung nach Deutschland und anschließend bis zur Rente 2007 
Tätigkeit bei der Seelsorge für katholische Aussiedler in Königstein im Taunus.

Die Großmutter mit den drei zurückgelas-
senen Kindern; links Wendelin Mangolds 
Mutter Katharina Usselmann.

Albert Mangold, geb. Barbiere

Katharina Mangold, geb. Usselmann.

Sondersiedlung Tschurotschnaja im Gebiet Molotow/Perm.

Die Familie Mangold (Nach Angaben von Dr. Wendelin Mangold) Tafel 20
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• 2013: Auszeichnung mit dem Hessischen Preis „Flucht, Vertreibung, Integra-
tion“.

• 2019: Uraufführung der von ihm verfassten Tragikomödie „Vom Schicksal ge-
zeichnet und geadelt“ in Wiesbaden.

• 2020: Gastprofessor an der Universität Kokschetau mit einem Fachkurs für 
russlanddeutsche Literatur.

• 2020: Ehrengabe des Russlanddeutschen Kulturpreises des Landes Baden-
Württemberg.

Wendelin Mangold lebt zurzeit in Königstein im Taunus (Hessen) und ist literarisch 
und ehrenamtlich weiter aktiv, hält Vorträge und gibt Lesungen. Er ist Mitglied der 
LmDR und Ehrenmitglied des Literaturkreises der Deutschen aus Russland.

1956: Die Kinder der Familie Mangold. In der Mitte Alexander, hinten rechts Wendelin mit 
Johann auf dem Schoß und hinten links Heinrich mit Magdalene auf dem Schoß.

Wendelin Mangold (hinten links) beim Schriftstellerseminar in Moskau 1980.

Dr. Wendelin Mangold

Die Familie Mangold (Nach Angaben von Dr. Wendelin Mangold) Tafel 20
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Wendelin Mangold, „Sibirische Trüffel“
„Wir haben Herbst für Herbst die Knollen aus der Erde gebuddelt, und wer das nicht getan, überstand den Winter nicht“, 
heißt es in der Miniatur „Sibirische Trüffel“, die dem Buch von Wendelin Mangold den Titel gegeben hat.

In der Publikation, die 2015 im Verlag „edita gelsen“ erschienen ist, sind thematisch zusammenhängende Kurztexte ge-
sammelt, die als Impressionen zu Themen wie Russland, Russlanddeutsche und russlanddeutsche Aussiedler bezeich-
net werden können und eine Sache häufig viel besser auf den Punkt bringen als längere Erörterungen. „Denn bekannt-
lich liegt in der Kürze die Würze“, sagt der Autor, der auch in seinem poetischen Schaffen dem gleichen Ansatz folgt.

Durch die gegenwärtige Krise zwischen Ukraine und Russland ist die Aktualität des Buches zusätzlich gegeben. Es ist 
eine Lektüre mit einem weinenden und einem lachenden Auge.

Einige der von Wendelin Mangold verfassten Bücher. Auf dem Titelbild von „Wenn Steine weinen könnten“ ist er 
vor der Ruine des Hauses seiner Großeltern zu sehen.

Die Familie Mangold (Nach Angaben von Dr. Wendelin Mangold) Tafel 20
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Geschichte des Amtes

Ende der 1980er Jahre kam es zu einem erheblichen Anstieg 
der Aussiedler- bzw. Spätaussiedlerzahlen aus den Ländern 
Osteuropas (Polen, Tschechoslowakei, Ungarn, Rumänien, 
Bulgarien) und insbesondere aus der Sowjetunion.

Deshalb beschloss die Bundesregierung am 28. September 
1988 die Einsetzung eines Beauftragten für Aussiedlerfra-
gen (ab 2002: Beauftragter der Bundesregierung für Aus-
siedlerfragen und nationale Minderheiten). Dieser sollte alle 
Aktivitäten der Regierungsstellen koordinieren, um die Auf-
nahme von Aus- und Übersiedlern zu verbessern.

• Erster Aussiedlerbeauftragter der Bundesregierung war 
Dr. Horst Waffenschmidt (CDU).

• Zum Nachfolger wurde am 2. Dezember 1998 der Bun-
destagsabgeordnete Jochen Welt (SPD) berufen. 

• Ab dem 17. November 2004 übte der Bundestagsabge-
ordnete Hans-Peter Kemper (SPD) das Amt aus.

• Am 1. Februar 2006 wurde der Parlamentarische Staats-
sekretär im BMI, Dr. Christoph Bergner (CDU), zu sei-
nem Nachfolger ernannt.

• Am 8. Januar 2014 übernahm der Bundestagsabgeord-
nete Hartmut Koschyk (CSU) das Amt.

• Vom 1. November 2017 bis 10. April 2018 war der Par-
lamentarische Staatssekretär Prof. Dr. Günter Krings 
(CDU) Aussiedlerbeauftragter.

• Anschließend amtierte der Präsident des Bundes der 
Vertriebenen, Prof. Dr. Bernd Fabritius (CSU), bis zum 
14. April 2022.

Zu seiner Nachfolgerin wurde die SPD-Bundestagsabgeord-
nete Natalie Pawlik ernannt.

Natalie Pawlik wurde 1992 in Wostok in Russland geboren. 
Mit sechs Jahren kam sie gemeinsam mit ihrer Familie als 
Spätaussiedlerin nach Deutschland, wo sie nach dem kurzen 
Aufenthalt im Grenzdurchgangslager Friedland in Bad Nau-
heim (Hessen) lebte und aufwuchs. Seit 2021 ist sie direkt 
gewählte Bundestagsabgeordnete für den Wahlkreis Wet-
terau (Hessen).

Für die Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler ist die Beauftragte zentrale Ansprechpartnerin auf Bundesebene. Sie 
ist verantwortlich für die Koordinierung der Aussiedlerpolitik der Bundesregierung, der Integrationsmaßnahmen mit 
Bund, Ländern und Gemeinden sowie der im Eingliederungsbereich tätigen Kirchen, Wohlfahrtsverbände und gesell-
schaftlichen Gruppen. Zusätzlich betreut sie die in den Herkunftsgebieten der Aussiedler verbliebenen Deutschen, ko-
ordiniert die Maßnahmen der Hilfenpolitik und übernimmt den Co-Vorsitz der bestehenden Regierungskommissionen 
zu Angelegenheiten der deutschen Minderheiten.
Auch für die nationalen Minderheiten ist die Beauftragte zentrale Ansprechpartnerin auf Bundesebene. Sie vertritt die 
Bundesregierung in den bestehenden Kontaktgremien.

Bundesministerium des Innern und für Heimat

Der/Die Aussiedlerbeauftragte der Bundesregierung  Tafel 21
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Aussiedler  
und Spätaussiedler aus der  

ehemaligen UdSSR 1950 bis 2021

1950–1952: 1.784

1953–1955: 172

1956–1958: 6.061

1959–1961: 9.180

1962–1964: 1.337

1965–1967: 2.703

1968–1970: 2.703

1971–1973: 11.106

1974–1976: 22.230

1977–1979: 24.955

1980–1982: 12.798

1983–1985: 2.820

1986–1988: 62.813

1989–1991: 393.404

1992–1994: 616.137

1995–1997: 513.485

1998–2000: 299.707

2001–2003:  260.510

2004–2006: 101.828

2007–2009: 13.299

2010–2012: 6.171

2013–2015: 14.097

2016–2018: 20.797

2019–2021: 18.496

1950-2021: 2.417.146

Die 2022 veröffentlichte Studie „Integration gelungen? Lebenswelten und ge-
sellschaftliche Teilhabe von (Spät)Aussiedlerinnen und (Spät)Aussiedlern“ des 
Sachverständigenrates für Integration und Migration (gefördert durch das Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge) kommt zu folgenden Ergebnissen:

• (Spät)Aussiedlerinnen und (Spät)Aussiedler sind insgesamt gut integriert. 
Ihre Arbeitsmarktbeteiligung ist hoch und ihr Durchschnittseinkommen 
liegt zwischen dem der Bevölkerung ohne Migrationshintergrund und dem 
der übrigen Personen mit eigener Migrationserfahrung. Zugleich sind über-
durchschnittlich viele von ihnen als Arbeiterinnen und vor allem Arbeiter 
tätig. Etwa ein Drittel der (Spät)Aussiedlerinnen und (Spät)Aussiedler ab 65 
Jahren ist armutsgefährdet.

• Im Vergleich zu anderen Personen mit Migrationserfahrung berichten (Spät)
Aussiedlerinnen und (Spät)Aussiedler kaum von Diskriminierungserfahrun-
gen. Wird jedoch Benachteiligung wahrgenommen, geht dies häufig mit 
einem geringeren Zugehörigkeitsgefühl zu Deutschland einher. Trotzdem 
identifizieren sich über 90 Prozent der (Spät)Aussiedlerinnen und (Spät)Aus-
siedler mit Deutschland; eine Verbundenheit mit dem Herkunftsland berich-
ten insbesondere Personen aus der ehemaligen Sowjetunion viel seltener.

• (Spät)Aussiedlerinnen und (Spät)Aussiedler pflegen zahlreiche Kontakte zu 
Deutschen ohne Migrationshintergrund, was auch ein Grund für ihre hohe 
Identifikation mit Deutschland ist.

• (Spät)Aussiedlerinnen und (Spät)Aussiedler, aus dem Gebiet der ehemali-
gen Sowjetunion befinden sich gegenüber denjenigen aus anderen Geburts-
ländern in einer ökonomisch insgesamt etwas ungünstigeren Situation und 
bezeichnen sich seltener als politisch interessiert bzw. kompetent. Diese 
Unterschiede hängen u. a. mit Änderungen in den gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen in den 1990er Jahren, mit dem Bildungsniveau und ihrer durch-
schnittlich kürzeren Aufenthaltsdauer zusammen.

• Außerdem sind sie mit den politischen Verhältnissen in Deutschland etwas 
weniger zufrieden als andere (Spät)Aussiedlerinnen und (Spät)Aussiedler.

•  (Spät)Aussiedlerinnen und (Spät)Aussiedler stellen die Unabhängigkeit deut-
scher Medien häufiger infrage als andere Zugewanderte. Zugleich vertrauen 
aber auch sie eher den deutschen Medien als den Medien des jeweiligen 
Herkunftslandes.

Die gesamte Studie ist abrufbar unter 
https://www.bamf.de/SharedDocs/
Anlagen/DE/Forschung/svr-studie-

spaetaussiedler-innen.pdf

Integration der Deutschen aus Russland – gelungen?  Tafel 22

Außer durch ihre ehrenamt-
lichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in ihren Gliede-
rungen auf Orts- und Landes-
ebene unterstützt die Lands-
mannschaft der Deutschen 
aus Russland die Integration 
der Deutschen aus Russland 
durch eine ganze Reihe von 
Projekten und mittels Migra-
tionsberatungsstellen:

MBE – Migrations beratung: Beratung und Begleitung von Neuzugewanderten – im Alter ab 
27 Jahren mit einem dauerhaften Aufenthalt in Deutschland – vor, während und nach einem 
Integrationskurs – von der Landsmannschaft der Deutschen aus Russland betreute Stellen:

•  Baden-Württemberg: Karlsruhe und Stuttgart
• Bayern: München und Regensburg
• Berlin: drei Stellen
• Hessen: Bad Homburg, Groß-Gerau und Melsungen
• Niedersachsen: Hannover
•  Rheinland-Pfalz: Neustadt an der Weinstraße
•  Sachsen: Dresden  Weitere Informationen unter: http://mbe.LmDR.de
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Grafiken erstellt im Rahmen der Studie „Lebenswelten und gesellschaftliche Teilhabe von (Spät)Aussiedlerinnen und (Spät)Aussiedlern“.

Integration der Deutschen aus Russland – gelungen?  Tafel 22
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Projekte der Landsmannschaft der Deutschen aus Russland im Rahmen  
des Bundesprogramms „Gesellschaftlicher Zusammenhalt“ (Stand Ende 2021)

Projektname Projektorte

Empowerment und Engagement. Integration durch gesellschaft-
liche Teilhabe

Kreis Groß-Gerau, Hessen

Generationenübergreifendes Engagement Landkreis Weißenburg-Gunzenhausen, Bayern

Frauentreffs in Städten am Neckar (in Kooperation mit DJR e. V., 
Stuttgart)

Heilbronn, Heidelberg, Stuttgart, Mannheim, Ludwigsburg, 
Baden-Württenberg

Identitätsfindung in einer heterogenen Gesellschaft Groß-Gerau, Hessen

Meine neue Heimat Deutschland Wuppertal, NRW

Mut für Diversität Fürth, Passau, Weißenburg, Ansbach, Straubing, Regensburg, 
Bayern

Orte für Partizipation von Migranten (in Kooperation mit DJR e. 
V., Stuttgart)

Weingarten, Stuttgart, Pforzheim, Backnang,
Baden-Württemberg

Politische Diskussionen stärken – andere Positionen akzeptieren Düsseldorf, Neuss, Leverkusen, Duisburg, NRW

Mein – Dein – UNSER Weg Kaiserslautern, Rheinland-Pfalz

Vorurteile (auf beiden Seiten!) verletzen!
Ergebnisse einer von Albina Baumann durchgeführten empirischen Untersuchung

Vorurteile -
Herkunftsdeutsche über Deutsche aus Russland

Vorurteile -
Deutsche aus Russland über Herkunftsdeutsche

Sie wollen unsere Sprache nicht sprechen. Sie haben keinen Geschmack (Kleider).

Sie integrieren sich nicht, bleiben unter sich. Sie sind Fremden gegenüber intolerant.

Sie tischen auf, um zu protzen. Sie sind krankhaft geizig; man bekommt höchstens ein Glas 
Wasser.

Sie trinken Wodka. Sie trinken mehr als wir.

Sie sind maßlos beim Essen und Trinken. Sie können nicht feiern, sind langweilig.

Sie schnappen uns die Arbeitsplätze weg. Sie beanspruchen die besten Arbeitsplätze für sich und 
überlassen uns die Drecksarbeit.

Sie bauen Häuser von unseren Steuergeldern. Sie haben einen geringen Zusammenhalt in der Familie, 
unter Freunden und Kollegen.

Die Frauen verharren in ihrer traditionellen Rolle,  
unterwerfen sich.

Die Frauen sind keine guten Hausfrauen.

Die älteren Frauen sind altmodisch (Kopftuch, dicke 
Strümpfe).

Sie haben keinen Respekt Älteren gegenüber.

Die Männer sind Paschas. Die Männer sind schwach.

Ihre Kinder sind laut, haben keine Kultur und keine Manieren. Sie haben Hunde und Katzen lieber als Kinder.

Sie sind unfreundlich. Ihre Freundlichkeit ist künstlich.

Sie sind ausgelassen und laut. Sie verstehen keinen Humor, sind steif.

Sie sind aufbrausend und streitsüchtig. Sie bestehen auf Vorschriften, halten sich aber selbst nicht 
daran.

Integration der Deutschen aus Russland – gelungen?  Tafel 22
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Die Landsmannschaft der Deut-
schen aus Russland e. V. (LmDR) ist die 
älteste und größte Organisation der 
Volksgruppe in der Bundesrepublik 
Deutschland und offen für alle Deut-
schen aus der ehemaligen Sowjet union.

Der Verband wurde 1950 als „Ar-
beitsgemeinschaft der Ostumsiedler“ 
gegründet und 1955 in „Landsmann-
schaft der Deutschen aus Russland e. 
V.“ umbenannt. Er versteht sich als Inte-
ressenvertretung, Hilfsorganisation und 
Kulturverein der Deutschen aus Russland 
nicht nur in Deutschland, sondern auch in 
den Nachfolgestaaten der Sow jetunion.

Die LmDR verfolgt ausschließlich ge-
meinnützige Zwecke, ist überparteilich 
und überkonfessionell und sucht stets 
den Dialog mit allen demokratischen 
Parteien. Familienzusammenführung 
sowie die soziale, gesellschaftliche, be-
rufliche und religiöse Eingliederung in 
die deutsche Gesellschaft, Kultur-, Öf-
fentlichkeits- und Jugendarbeit gehören 
zu den wichtigsten Aufgaben der LmDR.

Die LmDR ist organisatorisch unter-
teilt in Landes- sowie rund 120 Orts- 
und Kreisgruppen, deren Vertreter bei 
der alle drei Jahre stattfindenden Bun-
desdelegiertenversammlung den eh-

renamtlich tätigen Bundesvorstand 
wählen. Koordiniert wird die Arbeit der 
Landsmannschaft durch die in Stuttgart 
ansässige Bundesgeschäftsstelle.

Die Verbandszeitung „Volk auf dem 
Weg“ ist die Stimme der Landsmann-
schaft und ihrer Mitglieder. Das „Hei-
matbuch“ und andere Publikationen be-
handeln die Geschichte und Kultur der 
Deutschen aus Russland.

Um die Aufklärungsarbeit über die 
Volksgruppe zu fördern, ist die landsmann-
schaftliche Wanderausstellung „Deutsche 
aus Russland. Geschichte und Gegenwart“ 
seit über 25 Jahren bundesweit unterwegs.

Die Mitglieder des 2022 gewählten Bundesvorstandes 
der LmDR (jeweils von links): – vorne: Olesja Romme, 
Lilli Bischoff, Johann Thießen, Valentina Wudtke, Albina 
Baumann; – hinten: Roman Ramenski, Walter Gauks.

Die Landsmannschaft – der Deutschen aus Russland e. V.  Tafel 23

Der Bundesvorstand
setzt sich nach den Wahlen bei der Bundesdelegiertenversammlung  
am 10. und 11. September 2022 wie folgt zusammen:
• Johann Thießen (Bundesvorsitzender; Hessen)
• Albina Baumann (stellvertretende Bundesvorsitzende, Bayern)
• Walter Gauks (stellvertretender Bundesvorsitzender, Berlin)
• Roman Ramenski (Baden-Württemberg)
• Valentina Wudtke (Bayern)
• Olesja Romme (Baden-Württemberg)
• Lilli Bischoff (Niedrsachsen)
2013 wurde der langjährige Bundesvorsitzende Adolf Fetsch (Bayern)  
zum Ehrenvorsitzenden des Verbandes gewählt.

Die Vorsitzenden der größten Lan desgruppen:
• Baden-Württemberg: Ernst Strohmaier
• NRW: Dietmar Schulmeister
• Bayern: Ewald Oster
• Niedersachsen: Lilli Bischoff
• Hessen: Johann Thießen
• Rheinland-Pfalz: Valentina Dederer
• Vorsitzender der Jugendorganisation der LmDR: Walter Gauks

Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Bundesdelegiertenversammlung der LmDR in Fulda 2022.
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Der amtierende Bundesvorsitzende der LmDR, Johann 
Thießen, ging nach seiner Wiederwahl im September 
2022 auf zwei Punkte, die im Mittelpunkt der lands-
mannschaftlichen Arbeit stehen sollten, gesondert ein:

„Wie mein Vorgänger im Amt des Bundesvorsitzenden 
der Landsmannschaft der Deutschen aus Russland, 
Waldemar Eisenbraun, immer wieder betonte, sind die 
Deutschen aus Russland ‚auffällig unauffällig‘.

Diese Einschätzung trifft zu, dieses ‚auffällig unauffäl-
lig‘ hat uns aber über Jahrzehnte hinweg geschadet 
und sollte durch die beiden Adjektive ‚selbstbewusst‘ 
und ‚deutlich‘ ersetzt werden.

Als Beispiel 1 der mangelhaften Berücksichtigung un-
serer Interessen nenne ich die weitgehend ausbleiben-
de Reaktion der Parteien auf unsere Wahlprüfsteine 
zur Bundestagswahl 2021.

Statt auf unsere Fragen einzugehen, schickte man uns 
im Gegensatz zu vergleichbaren Aktionen in früheren 
Jahren diesmal vorgefertigte Formulare, die in keiner 
Weise geeignet waren, Antworten auf unsere drängen-
den Fragen zu bekommen.

Dieser Vorgang ist gewiss ärgerlich, viel schlimmer und 
für viele unserer Landsleute existenzbedrohend ist 
dagegen die Tatsache, dass die politisch Verantwort-
lichen in diesem Land schon seit den 1990er Jahren 
so gut wie keine Anstalten machen, wirkliche Verände-
rungen der restriktiven Regelungen der Fremdrenten-
gesetzgebung vorzunehmen, die dazu geführt haben, 
dass die Deutschen aus Russland in weit überdurch-
schnittlichem Maße von Altersarmut bedroht sind.

Gerade in dieser Angelegenheit sollten wir uns ge-
meinsam an dem orientieren, was ich anlässlich meiner 
Wahl zum Bundesvorsitzenden im Jahr 2018 in ‚Volk 
auf dem Weg‘ geschrieben habe. Ich zitiere den Wort-
laut in leicht veränderter, den gegenwärtigen Verhält-
nissen angepasster Form:

‚Es gibt Politiker, die den besonderen Weg der Deut-
schen aus Russland nicht erkannt haben beziehungs-
weise nicht anerkennen wollen.

Diese Politiker sollten auch damit rechnen, dass das In-
teresse an einer Zusammenarbeit seitens der meisten 
Deutschen aus Russland nur gering sein wird. In Fällen 
von Versprochenem und doch nicht Eingehaltenem 
wird ähnlich verfahren.‘“

Im Motto des 32. Bundestreffens der Landsmannschaft der 
Deutschen aus Russland (2015 in Stuttgart), „Deutsche aus 
Russland – hier und heute. Von Hilfesuchenden zu Leis-
tungsträgern“, drückte sich die Neuorientierung des Ver-
bandes aus, die in den letzten Jahren Gestalt angenommen 
hat. Grob gegliedert, lassen sich die 72 Jahre seit der Grün-
dung der Landsmannschaft 1950 in drei Phasen unterteilen:

Phase I – 1950 bis Ende der 1980er Jahre:
Die ersten vier Jahrzehnte nach Ende des II. Weltkrieges waren 
für die Landsmannschaft insbesondere gekennzeichnet durch
• die Sorge um die Deutschen in der Sowjetunion, denen 

in minimalem Ausmaß die Ausreise nach Deutschland 
gestattet wurde,

• die Forderung nach Familienzusammenführung,
• den Einsatz für die Gleichstellung der Deutschen aus 

Russland mit anderen Vertriebenen (Lastenausgleich, 
Fremdrentengesetz, allgemeine Ausgleichsgesetzgebung),

• Kampf gegen das Vergessen einer in der Sowjetunion 
festgehaltenen Volksgruppe,

• die Lenkung der öffentlichen Aufmerksamkeit auf das 
Schicksal der politischen Gefangenen im sowjetischen 
Machtbereich.

Phase II – Ende der 1980er Jahre bis etwa 2008:
Mit dem rapiden Anstieg der Aussiedlerzahlen aus der dama-
ligen Sow jetunion ab Ende der 1980er Jahre änderten sich 
die Anforderungen für die Landsmannschaft.

In den Vordergrund traten Bemühungen um das Gelingen 
der Integration von Menschen, denen verstärkt Hindernisse 
in den Weg gestellt wurden. Stichworte:
• mangelhafte Akzeptanz seitens der Politik und Öffent-

lichkeit;
• Nichtanerkennung mitgebrachter schulischer und beruf-

licher Qualifikationen;
• gravierende Benachteiligungen durch die sog. Fremdren-

tenregelung (Stichwort Altersarmut);
• weitgehend fehlende aktive Einbeziehung in politische 

Entscheidungsprozesse im Spätaussiedlerbereich;
• kaum vorhandenes Wissen der Öffentlichkeit über die 

Geschichte und Gegenwart der Deutschen aus Russland.
Hinzu kam der drastische Rückgang der Spätaussiedler-

zahlen durch die Neufassung des Zuwanderungsgesetzes 
vom 1.1.2005.

Phase III – Gegenwart
Unterstützt durch offizielle Untersuchungsergebnisse, 
geht die LmDR davon aus, dass die Integration der Deut-
schen aus Russland als Erfolgsgeschichte zu betrachten 
ist. Ohne nach wie vor bestehende Integrationshinder-
nisse zu übersehen, hat die Landsmannschaft daher ihre 
Herangehensweise an die Herausforderungen im Spät-
aussiedlerbereich modifiziert und ihren traditionellen 
Maßnahmenkatalog (vor allem in den Bereichen Jugend, 
Soziales und Kultur) ergänzt und den Gegebenheiten der 
Gegenwart angepasst. Einige Beispiele:

Schwerpunkte Tafel 24
landsmannschaftlicher Arbeit
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• 2013 wurde ein neuer Jugendverband der Landsmannschaft gegründet 
(Vorsitzender Walter Gauks), der in enger Zusammenarbeit mit dieser 
agiert, seine Inhalte jedoch eigenständig festlegt.

• 2020 wurde das Amt einer Frauenbeauftragten der LmDR (gegenwärtig: 
Albina Baumann) geschaffen.

• Darüber hinaus existieren in der LmDR die folgenden Bundesaus-
schüsse:
Haushaltsausschuss – Johann Thießen
Ausschuss für Öffentlichkeitsarbeit – Albina Baumann
Organisationsausschuss – Lilli Bischoff
Ausschuss für Soziales, Familie und Frauen und Jugend – Walter Gauks
Kulturausschuss – Valentina Wudtke
Bildungs- und Innovationsausschuss – Roman Ramenski
Wirtschaftsausschuss – Olesja Romme
Grenzüberschreitende Maßnahmen – Walter Gauks

• Ausbau der Öffentlichkeitsarbeit unter Nutzung aktueller Kommunikati-
onsmedien.

• Ausweitung des landsmannschaftlichen Beratungsangebotes im Sozial-
bereich, insbesondere im Jugend- und Seniorenbereich.

• Als vorrangiges Ziel der Kulturarbeit wurde die Schaffung eines zent-
ralen Museums und Archivs zur Geschichte und Gegenwart der Deut-
schen aus Russland festgelegt.

• Weitere Bereiche:
• Zusammenarbeit mit Vertretern der im Bundestag vertretenen 

Parteien;
• Beteiligung an grenzüberschreitenden Maßnahmen der Bundesre-

gierung;
• Wanderausstellung „Deutsche aus Russland. gestern und heute“;
• Herausgabe von Publikationen zur russlanddeutschen Thematik;
• Projektarbeit;
• Migrationsberatung für erwachsene Zuwanderer.

Teilnehmerinnen der Bundesdelegiertenversammlung der LmDR in Fulda 2022.

Schwerpunkte Tafel 24
landsmannschaftlicher Arbeit

Johann Thießen,
Walter Gauks,  

Albina Baumann,
Roman Ramenski, 

Olesja Romme,
Lilli Bischoff, 

Valentina Wudtke;
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„Volk auf dem Weg“
„Volk auf dem Weg“ ist eindeutig definiert als offizielles 
Mitteilungsblatt der LmDR, das ausschließlich reserviert 
ist für Beiträge, die sich mit Belangen der Volksgruppe und 
landsmannschaftlichen Themen befassen. Die Diskussio-
nen über die Inhalte der Politik der Landsmannschaft finden 
nicht auf den Seiten von „Volk auf dem Weg“ statt, sondern 
in den dafür vorgesehenen Gremien des Vereins (Vorstän-
de, Ausschüsse, Delegiertenversammlungen, Beirat), die 
jedem Mitglied der Landsmannschaft unmittelbar (durch 
Wahl bzw. Berufung) oder mittelbar über Mitbestimmung 
auf Ortsebene zugänglich sind.

Im Idealfall
bestimmen die Ergebnisse der Arbeit der landsmannschaftli-
chen Gremien und sonstigen Einrichtungen auch die Inhalte 
von „Volk auf dem Weg“, so dass sich neben Artikeln allge-
mein volksgruppenspezifischen Inhalts unter anderem die 
folgenden Rubriken ergeben haben:

• Politik der Landsmannschaft
• Aktivitäten der landsmannschaftlichen Gliederungen
• Verdiente Mitglieder der LmDR
• Projekte
• Beispiele erfolgreicher Integration
• Leistungsträger
• Politisch aktive Mitglieder
• Jugend
• Kulturarbeit
• Literatur
• Kirche und Glaube
• Geschichte der Volksgruppe
• Grenzüberschreitende Maßnahmen

Selbstverständlich
gelten auch für „Volk auf dem Weg“ die Grundprinzipien der 
landsmannschaftlichen Öffentlichkeits- und Pressearbeit:

• Zusammenhalten – Zukunft gestalten!
• Sachlichkeit und Kompetenz statt subjektiver und einsei-

tiger Berichtserstattung!
• Bundesdeutsche Realität statt irrationales Wunschdenken!
• Integration statt Parallelgesellschaft!
• Weg vom Negativen – hin zum Positiven!
• Weg vom Passiven – hin zum Offensiven!

Beiträge,
die aus Platzgründen nicht in „Volk auf dem Weg“ berück-
sichtigt werden können, werden verstärkt auf der Home-
page der LmDR (www.lmdr.de) veröffentlicht.

Publikationen Tafel 25
der Landsmannschaft der Deutschen aus Russland
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Heimatbücher der Deutschen aus Russland
30 Heimatbücher und fünf Sonderbände der Heimatbuch-Reihe hat die LmDR seit 1953 
veröffentlicht. Sie stellen eine Dokumentation dar, die das Bewusstsein für das wertvolle 
kulturelle Erbe der Russlanddeutschen wachhält und eine Fundgrube für Wissenschaftler 
in der Gegenwart und Zukunft ist. Dass die Mitglieder der LmDR die Arbeit, die dahinter 
steckt, aber auch den Wert der Heimatbücher zu schätzen wissen, bestätigen sie immer 
wieder durch ihre Spenden.

Die Heimatbücher der Landsmannschaft wurden geschrieben, um jedem Deutschen aus 
Russland die Möglichkeit zu geben, sich verstärkt mit seiner Volksgruppe identifizieren zu 
können. Sie wurden aber auch in der Hoffnung geschrieben, dass sich der eine oder an-
dere alteingesessene Bürger der Bundesrepublik Deutschland ein möglichst abgerundetes 
Bild der vielfach verkannten deutschen Menschen machen kann, die erst in letzter Zeit die 
Möglichkeit erhalten haben, in die Heimat zurückzukehren, die ihre Vorfahren im 18. oder 
19. Jahrhundert in dem Glauben verließen, auch in der Ferne Deutsche bleiben zu können.

Seit über sechs Jahrzehnten ist die LmDR dem Konzept der Heimatbücher treu geblie-
ben. Von Anfang an war das Heimatbuch als Sammelband gestaltet. Mit der Zeit hat das ur-
sprüngliche Konzept zwar etliche Veränderungen erfahren, aber es hat sich auch im Laufe von 
Jahrzehnten bewährt. Jeder Band ist eine ausgewogene Mischung aus Beiträgen, die anhand 
fundierter Quellen entstanden sind, und Erinnerungen von Zeitzeugen, aus Dorfgeschichten, 
persönlichen Erfahrungen oder Por träts herausragender Persönlichkeiten der russlanddeut-
schen Geschichte.

Weitere Publikationen der LmDR
• Bücherangebot auf Seite 56
• LmDR.de – Digitale Bibliothek

Heimatbuch 2021 –  
Aus dem Inhalt
• Dr. Alfred Eisfeld: Zur 

Geschichte der Deut-
schen in Kasachstan

• Dr. Viktor Krieger: Die 
erzwungene Rückkehr in 
die historische Heimat

• Nina Paulsen: Interview 
mit Prof. Dr. Annelore 
Engel-Braunschmidt

• Nina Paulsen: Zur Ge-
schichte der Wolgadeut-
schen

• 1990: Festival der deut-
schen Kultur und Kunst 
in Alma-Ata

• Russlanddeutscher 
Kulturpreis

• Rita Laubhan: Deutsche 
im Südkaukasus

• Dr. Robert Korn: August 
Lonsinger (1881–1953): 
Durchbruch der  
literarischen Schall-
mauer

• Rose Steinmark: Das 
Deutsche Gebietsthea-
ter Dnjepropetrowsk

• Johannes Weiz: „Ich 
wollte Arzt werden und 
meine Mutter heilen.“

• Ernst Strohmaier: Orga-
nisationen der Deut-
schen aus Russland

• Dr. Anton Bosch: Die 
Wiener KSZE-Konferenz 
von 1985 - 1986

Publikationen Tafel 25
der Landsmannschaft der Deutschen aus Russland
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• Der Katharinen-Preis wurde 2013 von der Landsmann-
schaft der Deutschen aus Russland in Erinnerung an 
Zarin Katharina II. gestiftet, die mit ihrem Manifest 
vom 22. Juli 1763 Ausländer zur Einwanderung nach 
Russland einlud.

• Mit dem Katharinen-Preis erinnert die Landsmann-
schaft der Deutschen aus Russland an die Geschichte 
und Kultur der Deutschen in Russland, in der Sowjet-
union und ihren Nachfolgestaaten und würdigt ihren 
Beitrag zum kulturellen, gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Leben.

• Der Katharinen-Preis wird an Persönlichkeiten und Ein-
richtungen der Politik, des Geisteslebens oder der Wirt-
schaft verliehen, die sich besondere Verdienste um die 
Russlanddeutschen in der Sowjetunion, ihren Nachfol-
gestaaten und in Deutschland erworben haben.

2013: Suchdienst  
des Deutschen Roten Kreuzes
Im Rahmen einer Feierstunde am Vorabend des 31. Bun-
destreffens der Landsmannschaft in Augsburg wurde der 
Katharinen-Preis der Deutschen aus Russland am 19. Juni 
2013 zum ersten Mal verliehen. Preisträger war der Such-
dienst des Deutschen Roten Kreuzes.

Den Preis nahm der damalige Präsident des Deutschen Ro-
ten Kreuzes, Dr. Rudolf Seiters, gemeinsam mit der Leiterin 
des DRK-Suchdienstes, Dorota Dziwoki, entgegen.

Der damalige Bundesvorsitzende der Landsmannschaft, 
Waldemar Eisenbraun, würdigte den Preisträger mit den 
Worten:

„Bereits in den ersten fünf Jahren nach der Gründung des 
Suchdienstes konnten insgesamt 6,5 Millionen briefliche 
Suchanfragen und Mitteilungen durch das DRK beantwor-
tet sowie Auskünfte erteilt werden.

Diese Menschen und ihre Nachkommen sind dem Such-
dienst des Deutschen Roten Kreuzes bis zum heutigen Tage 
zu innigem Dank verpflichtet. Dazu gehören nicht zuletzt 
meine Landsleute, die Deutschen aus Russland.

Wir dürfen nicht vergessen, dass noch Jahre und Jahr-
zehnte nach dem Zweiten Weltkrieg nur wenigen von ih-
nen nach schlimmen Zeiten der Repressionen die Rückkehr 
in die Heimat ihrer Vorfahren gestattet wurde. 1950 und 
1953 etwa durfte kein einziger ausreisen, und 1963 waren 
es beispielsweise gerade einmal 209.

Dass unsere konstruktive Zusammenarbeit mit dem Deut-
schen Roten Kreuz bis in die heutige Zeit andauert, durf-

Katharinen-Preis Tafel 26
der Deutschen aus Russland
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ten wir gerade erst erfahren, als das DRK mit 
ausführlichen Stellungnahmen die Initiative der 
Landsmannschaft der Deutschen aus Russland 
für eine verbesserte Härtefallregelung bei der 
Familienzusammenführung im Spätaussiedler-
aufnahmeverfahren unterstützte. “

2015: Grenzdurchgangslager  
und Gemeinde Friedland
Beim 32. Bundestreffen der LmDR am 4. Juli 
2015 in Stuttgart wurde der Preis dem Grenz-
durchgangslager Friedland und der Gemeinde 
Friedland in Niedersachsen für ihre Verdienste 
bei der Aufnahme und Eingliederung der Deut-
schen aus der ehemaligen UdSSR verliehen.

Wie Albina Nazarenus-Vetter, Mitglied der 
Landsmannschaft der Deutschen aus Russland 
und Stadtverordnete in Frankfurt am Main, in ih-
rer Laudatio betonte, hatte sich die Jury für die 
Gemeinde und das Grenzdurchgangslager Fried-
land als „Tor zur Freiheit“ der Deutschen aus 
Russland entschieden.

Die Deutschen aus Russland betrachteten 
Friedland, so die Laudatorin, als Symbol der 
demokratischen Grundwerte wie Freiheit und 
Gleichberechtigung, auf die sie als diskriminierte 
Minderheit in der ehemaligen Sowjetunion jahr-
zehntelang verzichten mussten. Friedland gel-
te vielen von ihnen als „eigentliche Heimat der 
Deutschen aus Russland“.

Im Namen der Landsmannschaft der Deutschen 
aus Russland und aller Landsleute, für die Fried-
land das „Tor zur Freiheit“ bedeutet, bedankte 
sich Albina Nazarenus-Vetter abschließend ganz 
herzlich beim Grenzdurchgangslager und der Ge-
meinde Friedland für ihren unermüdlichen Ein-
satz für Menschen, die in Deutschland Zuflucht 
suchen und finden.

2022: Amt des Beauftragten  
der Bundesregierung für Aussiedlerfragen  
und nationale Minderheiten
Bereits 2019 beschloss der Bundesvorstand der 
Landsmannschaft der Deutschen aus Russland, 
den Katharinen-Preis für das Amt des Beauf-
tragten der Bundesregierung für Aussiedlerfra-
gen und nationale Minderheiten zu verleihen. 
Aufgrund der Corona-bedingten Einschränkun-
gen mussten die Übergabe auf das Jahr 2022 
verschoben werden.

Bild unten: (von links): Waldemar Eisenbraun, Bundes vorsitzender der LmDR, 
Andreas Friedrichs, Bürgermeister der Gemeinde Friedland, Laudatorin Albina 
Nazarenus-Vetter und Heinrich Hörnschemeyer, Standortleiter des Grenzdurch-
gangslagers Friedland bei der Preisverleihung 2015.

DRK-Präsident Dr. Rudolf Seiters und Dorota Dziwoki, Leiterin des DRK-Such-
dienstes, bei der Preisverleihung 2013.

Katharinen-Preis Tafel 26
der Deutschen aus Russland
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Peter Dik mit einem seiner Werke.

1996 (Literatur): Nelly Däs – Chronistin der Deutschen 
aus Russland:
Nelly Däs (geb. 1930 in Friedental, Ukraine, gest. 2021 in 
Waiblingen, Baden-Württemberg) war über Jahrzehnte die 
bekannteste russlanddeutsche Schriftstellerin in Deutsch-
land. Ihre Bücher beschäftigen sich mit der Geschichte der 
Volksgruppe, ganz gleich, ob es sich um Russlanddeutsche 
in Deutschland, in der Ukraine, in Sibirien, im Urwald Süd-
amerikas, auf der Flucht oder in der Verbannung handelt. 

Einer breiteren Öffentlichkeit wurde sie durch zahlreiche 
Lesungen, vor allem aber 1996 durch die Verfilmung ihres 
Romans „Das Mädchen vom Fährhaus“ durch das ZDF unter 
dem Titel „Nadia – Heimkehr in die Fremde“ bekannt.

Nelly Däs‘ Leben war schon ganz früh von ehrenamt-
lichem Engagement geprägt, nicht zuletzt innerhalb der 
LmDR. Für ihren Einsatz erhielt sie das Bundesverdienst-
kreuz am Bande, die Goldene Ehrennadel der Landsmann-
schaft der Deutschen aus Russland und des Landes Baden-
Württemberg, die Goldene Ehrennadel mit Eichenlaub des 
Deutschen Roten Kreuzes sowie die Goldene Ehrennadel 
des Bundes der Vertriebenen.

1998 (Musik): Konstantin Erhard – Pianist, Komponist 
und Musikpädagoge mit vielseitigem Engagement: 
Konstantin Erhard (geb. 1953) aus Weimar erhielt den 
Hauptpreis für sein kompositorisches, publizistisches und 
pädagogisches Schaffen. Er komponiert Orchester-, Instru-
mental- und Vokalmusik.
In den 1990er Jahren trat er wiederholt bei Veranstaltun-
gen der LmDR auf.

2000 (Kunst): Peter Dik – Grenzgänger zwischen 
Kulturen und Stilrichtungen in der Kunst:
Der Graphiker und Maler Peter Dik (geb. 1939 in Gljaden, 
Altai, gest. 2002 im Künstlerdorf Worpswede, Niedersach-
sen) gehörte zu den größten bildenden Künstlern des 20. 
Jahrhunderts in Russland. 

1977 wurde Dik in den Kunstverband der Sowjetunion 
aufgenommen, 1991 wurde er in Russland mit dem Ti-
tel „Verdienter Künstler“ und 1999 mit der Auszeichnung 
„Volkskünstler“ geehrt. Dies ermöglichte ihm, sich durch 
Reisen und Studienaufenthalte weiterzuentwickeln, zuerst 
in den ehemaligen Sowjetrepubliken Lettland, Georgien, 
Armenien und Estland, ab 1992 auch in Deutschland. 

2002 (Literatur): Dr. Alfred Eisfeld –  
Beitrag zur Geschichtsforschung gewürdigt:
Der Historiker Dr. Alfred Eisfeld (geb. 1951 in Uwa, Udmur-
tien) erhielt den Preis in Anerkennung „der Erhaltung und 
Förderung des Kulturgutes der Russlanddeutschen“. In den 
vergangenen Jahrzehnten hat er nahezu alle Aspekte der 
Geschichte und Kultur der russlanddeutschen Volksgruppe 
thematisiert und dokumentiert.

Nelly Däs

Konstantin Erhard

Russlanddeutscher Kulturpreis Tafel 27
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In zahlreichen wissenschaftlichen Dissertationen, Fachreferaten und Publi-
kationen setzte er sich vor allem mit der Diskriminierung und Verfolgung der 
Deutschen in der ehemaligen UdSSR auseinander. Aus der Zusammenarbeit 
mit Archiven in Russland, Aserbaidschan und der Ukraine sind Findbücher für 
Archivbestände hervorgegangen, die Dokumente zur Geschichte der Russland-
deutschen enthalten.

Über Jahre engagierte er sich ehrenamtlich innerhalb der Landsmannschaft 
der Deutschen aus Russland, vor allem in der Kulturarbeit und bei der Heraus-
gabe von Publikationen.

2004 (Musik): Prof. Rudolf Kehrer – „Musik hat mich 
mein Leben lang verfolgt. Im guten Sinne des Wortes.“: 
Der Hauptpreis ging an den weltbekannten Klaviervirtuosen Prof. Rudolf Kehrer 
(geb. 1923 in Tiflis, Georgien, gest. 2013 in Berlin).

Bekannt war Kehrer lange nur in den Ostblockländern, da ihm die Regierung 
Reisen in den Westen verweigerte. Trotzdem wurde ihm zweimal die deutsche 
Staatsangehörigkeit mit der Begründung verweigert, er sei als Professor des 
Moskauer Konservatoriums privilegiert gewesen. Erst mit Hilfe von Freunden 
klappte es beim dritten Antrag, 1998, im Alter von 75 Jahren.

Rudolf Kehrer erhielt im Laufe seines Lebens viele hohe Auszeichnungen, 
wirkte immer wieder als Jurymitglied bei bedeutenden Klavierwettbewerben 
mit und leitete internationale Meisterkurse für Klavier.

2006 (Kunst): Nikolaus Rode – Kunst als „Aufschrei und Appell 
an eine neue Menschlichkeit“: 
Das Werk des Bildenden Künstler Nikolaus Rode (geb. 1940 in Eigental, Schwarz-
meergebiet) ist untrennbar mit seiner eigenen Lebensgeschichte verknüpft, die 
von Krieg, Flucht, Deportation, Diskriminierung und dem Leid, den diese mit sich 
bringen, geprägt ist. Ein beträchtlicher Teil seiner Werke hält in eindringlicher 
Weise die Leidens- und Verfolgungsgeschichte der Russlanddeutschen im 20. 
Jahrhundert fest. 

Nikolaus Rodes Werke leben vom Symbolgehalt der Darstellung; er will die 
Menschen aufrütteln und betroffen machen. Dabei ziehen sich bestimmte Mo-
tive und Symbole wie ein roter Faden durch sein künstlerisches Schaffen: Krieg 
und Tod, Flucht und Vertreibung, Stacheldraht, Zwangsarbeit in den Wäldern 
Sibiriens, Kälte und Schmerz der Ausgrenzung sowie das An-die-Wand-gestellt-
und-zur-Zielscheibe-gemacht-werden – sowohl in Russland als auch in Deutsch-
land.

Dr. Alfred Eisfeld

Prof. Rudolf Kehrer
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Denis Lomtev

2017 überreichte der Bundesvorsitzende 
der LmDR, Johann Thießen, der langjäh-
rigen Leiterin des Museums für russland-
deutschen Kulturgeschichte, Dr. Katharina 
Neufeld, die Goldene Ehrennadel des 
Verbandes.

2008 (Darstellende Kunst): Irene Langemann – Filmregisseurin  
und Drehbuchautorin, die unkonventionelle Wege geht:
Irene Langemann (geb. 1959 in Issilkul, Gebiet Omsk) wurde der Preis für ihre 
herausragenden Leistungen als Drehbuchautorin und Regisseurin verliehen.

Einige ihrer Dokumentarfilme wurden international preisgekrönt. 2001 erhielt 
sie in San Francisco den Golden Gate Award für „Russlands Wunderkinder“. Der 
Film „Lale Andersen – Die Stimme der Lili Marleen“ (2001) wurde mit dem Grand 
Prix für den besten ausländischen Dokumentarfilm und weiteren Preisen ausge-
zeichnet. Auch „Die Martins-Passion“ (2004) erhielt mehrmals Auszeichnungen 
bei internationalen Wettbewerben. 2008 drehte sie den Film „Rubljowka“ über 
die Moskauer Gesellschaft in der postsowjetischen Zeit,

Durch ihre unkonventionelle Herangehensweise entdeckt sie in Vergessenheit 
geratene Persönlichkeiten neu, hinterfragt Mythen und findet neue Zu gänge zur Re-
alität. Im Mittelpunkt ihrer Filme stehen keine „gewöhnlichen“ Talente, es sind meist 
Grenzgänger zwischen Ländern, Kulturen und Sprachen, wie etwa der russlanddeut-
sche Klaviervirtuose Prof. Rudolf Kehrer in „Das Ende einer Odyssee...“ (1998).

2010 (Literatur): Dr. Elena Seifert – erheblicher Beitrag 
zur Literaturgeschichte der Russlanddeutschen:
Die Literaturwissenschaftlerin und Schriftstellerin Dr. Elena Seifert (geb. 1973 in 
Karaganda, Kasachstan) aus Moskau wurde für ihre Monografie „Genreprozes-
se und das ethnische Weltbild in der Poesie der Russlanddeutschen der zweiten 
Hälfte des 20. bis Anfang des 21. Jahrhunderts“ ausgezeichnet. 

Elena Seifert ist Preisträgerin internationaler Literaturwettbewerbe, Mitglied 
des Internationalen Verbandes der deutschen Kultur sowie Chefredakteurin des 
Almanachs, der jedes Jahr literarische Beiträge überwiegend russlanddeutscher 
Autoren veröffentlicht. Sie ist Autorin von über 200 wissenschaftlichen Arbeiten 
und schreibt für mehrere Periodika in Russland und im Ausland.

2012 (Musik): Dr. Denis Lomtev – … damit die Leute nicht vergessen, 
wer für sie lebte und schuf:
Dem 1972 in Moskau geborenen Musikwissenschaftler Dr. Denis Lomtev ist es gelun-
gen, die herausragende Beteiligung von Deutschen an der russischen Musikkultur in 
einem neuen, von ideologischen und politischen Prägungen freiem Licht darzulegen.

Lomtev ist Autor von mehreren Büchern und Dutzenden Aufsätzen über As-
pekte der deutschen Musikkultur in Russland.

Im BMV Verlag Robert Burau sind seine Forschungsergebnisse in Buchform erschie-
nen: „An der Quelle: Deutsche Musiker in Russland“, „Deutsches Musiktheater in Russ-
land“, „Geistliche Musikkultur der Deutschen in Russland“, „Die Deutschen in der russi-
schen Musikwissenschaft“ und „Deutsche in der musikalischen Infrastruktur Russlands“.

2014 (Kulturvermittlung): Museum für russlanddeutsche 
Kulturgeschichte Detmold – ein Auswanderungsmuseum der besonderen Art:
Die Jury war sich bei der Zuerkennung des Preises einig, dass „das 1996 aus einer 
privaten Initiative hervorgegangene Museum am besten dem entspricht, was der 
diesjährige russlanddeutsche Kulturpreis auszeichnen soll: Engagement bei der 
Vermittlung, Verbreitung und Förderung russlanddeutscher Kultur und Identität“.

Unter dem Motto „Der Geschichte eine Heimat geben – Integration durch 
Identität gestalten“ sammelt, dokumentiert und vermittelt das Museum die kultu-
rellen und historischen Erfahrungen der Russlanddeutschen und ist ein Auswan-
derungsmuseum der besonderen Art.

Das kulturgeschichtliche Museum Detmold versteht sich vor allem als interkulturel-
ler Begegnungs- und Lernort. Am Beispiel der Geschichte der Russlanddeutschen wer-
den den Besuchern grundlegende Inhalte über die Migrationsproblematik vermittelt.

In den Räumlichkeiten des Museums finden regelmäßig Sonderausstellungen, 
Seminare und Workshops zu den verschiedensten Bereichen der russlanddeut-
schen Kulturgeschichte statt

Irene Langemann

Dr. Elena Seifert
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2016 (Kulturvermittlung): Russland-Deutsches Theater  
Niederstetten mit den Schauspielern Maria und Peter Warkentin:
Mit ihrem Russland-Deutschen Theater Niederstetten (Baden-Württemberg) leis-
ten die Schauspieler Maria (geb. 1958 bei Omsk) und Peter (geb. 1959 in der 
Altairegion) Warkentin seit mehr als zwanzig Jahren einen wichtigen Beitrag zur 
Vermittlung der russlanddeutschen Kultur.

Das Theater versteht sich als Brücke zwischen Deutschen aus Russland und Einhei-
mischen. Auf dem Spielplan stehen u.a. Werke russlanddeutscher Herkunft und Eigen-
produktionen, welche die russlanddeutsche Geschichte und Gegenwart thematisieren.

Mit Vorstellungen wie „Emigranten“ von Slawomir Mrozek und „Zwei auf einer 
Bank“ von Alexander Gelman sowie Eigenproduktionen wie „Und die Kabale und 
die Liebe“, „Der weite Weg zurück“, „MIX-MARKT einfach anders“ oder „Die Kist‘ 
von der Wolga“ finden Maria und Peter Warkentin überall begeisterte Zuschauer.

2018 (Kulturvermittlung): „Russlanddeutsche Lieder. Geschichte – 
Sammlung – Lebenswelten“ – historisch-kritische Edition über das 
Liedgut der Russlanddeutschen:
Der Hauptpreis wurde Ingrid Bertleff, Eckhard John und Natalia Svetozarova für 
das zweibändige Werk „Russlanddeutsche Lieder. Geschichte – Sammlung – Le-
benswelten“ verliehen. Damit würdigte die Jury eine Leistung, die in besonderem 
Maße zur Bewahrung, Erschließung und Vermittlung eines bedeutenden Teils des 
kulturellen Erbes der Russlanddeutschen beiträgt.

2020 (Literatur) Eleonora Hummel – breitenwirksame  
Auseinandersetzung mit ihrem kulturellen Hintergrund:
18 Jahre nach Erhalt des Förderpreises des Russlanddeutschen Kulturpreises 
wurde der Schriftstellerin Eleonora Hummel (geb. 1970 in Zelinograd, heute Nur-
Sultan, Hauptstadt von Kasachstan) 2020 der Hauptpreis verliehen.

Die Jury hob in der Begründung der Entscheidung unter anderem hervor, dass 
sich Eleonora Hummel breitenwirksam mit ihrem kulturellen Hintergrund ausei-
nandersetze. In bemerkenswerter Weise gelinge es ihr, Themen wie zum Beispiel 
die Erinnerungskultur und Mehrfachzugehörigkeit nicht nur für Personen mit 
russlanddeutschem Zuwanderungshintergrund zu platzieren, sondern diese auch 
in einen gesamtgesellschaftlichen Diskurs zu überführen. Ihre Texte ermöglichten 
damit sowohl das Selbstverstehen von Russlanddeutschen wie auch das Fremd-
verstehen durch die Mehrheitsgesellschaft.

Russlanddeutscher Kulturpreis Tafel 28 
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Maria und Peter Warkentin

Eleonora Hummel

Kulturpreis 2018: Staatssekretär Wilfried Klenk (4. von links), der Bundesvorsitzende der 
LmDR, Johann Thießen (rechts), und Jury-Präsident Waldemar Weber (links) mit den Preisträ-
gerInnen (Hauptpreis, Förderpreis, Ehrengabe) auf der Bühne (von links): Nina Hurr, Viktor Hurr, 
Eckhard John, Ingrid Bertleff, Dr. Irene Klünder und Elena Schilling.

Aufgrund der Corona-Pandemie konnten 
die Preise des Jahres 2020 erst mit einem 
Jahr Verzögerung übergeben werden. Von 
links sind auf dem Titelbild des landsmann-
schaftlichen Presseorgans „Volk auf dem 
Weg“ zu sehen: Katharina Martin-Virolainen 
(Förderpreis), Eleonora Hummel (Hauptpreis) 
und Dr. Wendelin Mangold (Ehrengabe).
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Zentraler Bestandteil der Öffentlichkeitsarbeit der Landsmannschaft der Deutschen 
aus Russland ist die Präsentation der Wanderausstellung „Deutsche aus Russland. 
Geschichte und Gegenwart“ (bis Ende 2013 „Deutsche aus Russland gestern und 
heute. Volk auf dem Weg“), die vom Bundesministerium des Innern gefördert wird 
und seit über 25 Jahren ein Multiplikator des Wissens über die Geschichte und Kultur 
der Russlanddeutschen ist.

Ziel
der Wanderausstellung ist, die Öffentlichkeit über die Geschichte und Gegenwart 
der Deutschen aus Russland aufzuklären und somit bestehende Vorurteile über diese 
Volksgruppe im Besonderen und Zuwanderer aus anderen Ländern im Allgemeinen 
abzubauen.

Dazu werden geschichtliche Hintergründe beleuchtet, warum die Deutschen nach 
Russland ausgewandert sind und warum sie 250 Jahre später wieder nach Deutsch-
land zurückkehren.

Die Tätigkeit
der Projekt leiter Jakob Fischer, Dr. Eugen Eichelberg und Christian Sprenger an den 
jeweiligen Ausstellungsorten teilt sich in zwei Bereiche auf:
•  Organisation der Wanderausstellung und der dazu gehörenden Begleitveranstal-

tungen (zum Beispiel Feiern zur Ausstellungseröffnung, Podiumsdiskussionen, ge-
meinsame Gottesdienste, Tage und Abende der Begegnung, Seniorennachmittage, 
gemeinsame Veranstaltungen mit Repräsentanten der Politik und Öffentlichkeit);

•   anschließende Präsentation der Wanderausstellung in Form von Vorträgen und 
Führungen.

Die Präsentation
der Wanderausstellung wird von den Projektleitern organisiert.

Dazu gehört die Kontaktaufnahme zu Schulen, Stadt- und Kreisverwaltungen, 
kirchlichen Einrichtungen, Bibliotheken, Mehrgenerationenhäusern, Jugendhäusern, 
Banken und Sparkassen, Bürgerhäusern, Stadthallen, Wohlfahrtsverbänden etc., die 
sich bereit erklären, die Wanderausstellung in ihren Räumlichkeiten kostenlos aufzu-
stellen und der Bevölkerung zugänglich zu machen.

Die Wanderausstellung und der dazu gehörende Katalog werden durch weitere 
Instrumente ergänzt, mit deren Hilfe die LmDR auf sachlicher Basis dem offensichtli-
chen Mangel an korrekten Informationen über die deutschen Spätaussiedler aus den 
Staaten der GUS begegnet.

Im Rahmen von Schulprojekttagen
versucht die Wanderausstellung, Schüler über die Geschichte und Gegenwart der 
Deutschen aus Russland aufzuklären. Deshalb werden an den teilnehmenden Schulen 
jeweils zwei bis drei Projekttage zum Thema „Migration und Integration“ durchgeführt.

Begleitveranstaltungen:
Außerdem werden zahlreiche Veranstaltungen mit Vorträgen, Führungen durch die 
Ausstellung und Kulturprogramm zum gegenseitigen Kennenlernen von Einheimi-
schen und Deutschen aus Russland durchgeführt:
• Ausstellungseröffnungen mit Politikern sowie Vertretern von Kirchen, Vereinen, 

Wohlfahrtsverbänden und Schulen;
• Podiumsdiskussionen mit Politikern zum Thema „Integration in Deutschland“;
• gemeinsame Gottesdienste unter dem Motto Thema „Heimat in der Fremde – 

Fremde in der Heimat“;
• Tage und Abende der Begegnung;
• Seniorennachmittage und Jugendbegegnungstage;
• gemeinsame Veranstaltungen mit den Beauftragten der Bundesregierung für 

Aussiedlerfragen und nationale Minderheiten.

Die Projektleiter der Wanderausstellung 
(von links): Jakob Fischer, Dr. Eugen Eichel-
berg und Christian Sprenger.

Wanderausstellung der LmDR
„Deutsche aus Russland. Geschichte und Gegenwart“
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1652
Endgültige Errichtung der „Deutschen 
Vor stadt“ („Nemezkaja sloboda“) in 
Mos kau.

1702
In einem Berufungsmanifest sichert 
Peter der Große den einwanderungs-
willigen Militärs und Fachleuten Reli-
gionsfreiheit zu.

1703
Gründung von St. Petersburg, wo sich 
zahlreiche deutsche Wissenschaftler, 
Militärs und Handwerker niederlas-
sen.

1727
In der neuen russischen Hauptstadt 
St. Petersburg erscheint die erste 
deutsche Zeitung, die spätere „St. Pe-
tersburger Zeitung“ (verboten 1916).

1735
Gründung der St. Annenschulen in St. 
Petersburg.

1762
12. Dezember: Erster Aufruf von Zarin 
Katharina II. zur Auswanderung nach 
Russland, dem wenig Erfolg beschie-
den ist.

1763
22. Juli: Einladungsmanifest der Zarin 
Katharina II., vor allem an Handwerker 
und Ackerbauern. Es beginnt die Zeit 
der Masseneinwanderung deutscher 
und anderer Ausländer.

1764
Gründung von Nishnaja Dobrinka, der 
ersten deutschen Kolonie an der Wol-
ga.

1764 – 1773
An der Wolga werden 104 deutsche 
Siedlungen (Kolonien) angelegt, 45 
auf der Bergseite und 59 auf der 
Wiesenseite; 66 Kolonien sind lu-
therisch, 38 katholisch. In Saratow 

konstituiert sich eine evangelische 
Gemeinde.

1765
Gründung der Herrnhuter Kolonie Sa-
repta (heute Teil von Wolgograd); im 
Umkreis von St. Petersburg entstehen 
die „Nördlichen Kolonien“, in Neuruss-
land die Belowescher Kolonien bei 
Kiew.

1789
In den Siedlungen Chortitza und Ro-
sental am Dnjepr entstehen die ersten 
Kolonien deutscher Mennoniten in der 
Südukraine.

1800
Gnadenprivileg Pauls I. für die Menno-
niten.

1803
Ansiedlung von Deutschen in Odessa. 
Gründung einer evang. Gemeinde.

1804 – 1824
Württemberger, Pfälzer, Baden-
er und Elsässer folgen dem Einla-
dungsmanifest des russischen Zaren 
Alexander I. (1801–1825) zur An-
siedlung am Schwarzen Meer (Neu- 
Russland, Bessarabien, die Krim).

1814
Beginn der deutschen Auswanderung 
nach Bessarabien.

1816
Ansiedlung von Westpreußen, Rhein-
ländern, Pfälzern und Württember-
gern in Wolhynien.

1816/1817:
Beginn der Auswanderung von schwä-
bischen Siedlern aus Württemberg in 
den Südkaukasus.

1822
Gründung der ersten weiterführenden 
Bildungsanstalt für Kolonisten in Or-
loff, Taurien.

1826
27. August: Überfall von einheimi-
schen Stämmen auf die deutsche Sied-
lung Katharinenfeld im Kaukasus mit 
zahlreichen Toten und in die Sklaverei 
Verschleppten.

1830
Gründung eines Lehrerseminars in 
Odessa.

1832
Gesetz über die evangelisch-lutheri-
sche Kirche in Russland.

1848
Gründung des katholischen Bistums 
Tiraspol mit Sitz in Saratow.

1853 – 1856
Deutsche Siedler unterstützen die 
russischen Truppenteile im Krimkrieg 
tatkräftig bei der Versorgung und 
Krankenpflege.

1854 - 1859
Mennoniten aus Westpreußen grün-
den Kolonien im Gebiet Samara, Wol-
gagebiet.

1856
Gründung eines katholischen Priester-
seminars in Saratow.

1861
Aufhebung der Leibeigenschaft in 
Russland.

1863
Gründung der „Odessaer Zeitung“.
Deutsche Einwanderer aus Schlesien 
und Polen gehen als Siedler nach Wo-
lhynien.

1871
Aufhebung der staatlichen Sonderver-
waltung der Kolonisten. Sie werden 
nun als „Siedler-Eigentümer“ Teil des 
russischen Bau ernstandes. Deutsche 
Dörfer und Landkreise behalten die 
innere Selbstverwaltung, unterste-

Anmerkung: Bis zum 1. Februar 1918 sind alle Daten der russischen Geschichte nach dem Julianischen Kalender (alter 
Stil) angegeben. Ab dem Jahr 1900 betrug der Unterschied zu dem im Westen geltenden Gregorianischen Ka lender 13 
Tage. Deshalb wurde in der Sowjetunion zum Beispiel der Tag der bolschewistischen Machtergreifung, die so genannte 
Oktoberrevolution, die am 25. Oktober 1917 (A.S.) stattfand, am 7. November (25. Oktober plus 13 Tage) gefeiert.

Zeittafel zur Geschichte und Gegenwart
der Russlanddeutschen



60

hen jedoch seither der allgemeinen 
Verwaltung auf Gouvernements- und 
Bezirks ebene.
Erste Auswanderungswelle nach 
Übersee.

1874
Einführung der allgemeinen Wehr-
pflicht für Deutsche in Russland.

1881
24. Mai: Einweihung der katholischen
Kathedrale in Saratow.

1882 – 1914
Gründung zahlreicher Tochtersiedlun-
gen in Turkestan, in der kasachischen 
Steppe, in Sibirien und im Südural.

1887
Erlass über die Begrenzung des 
Grundbesitzes für Ausländer in den 
russischen Westgouvernements.

1895
Verbot der Vergabe von Krediten der 
Bauernbodenbank an deutsche Sied-
ler-Eigentümer.

1897
Zwangsrussifizierung: abrupte Um-
stellung in deutschen Dorfschulen auf 
den Unterricht der meisten Fächer in 
russischer Sprache. Nach 1907 teil-
weise zurückgenommen.

1905
Erste russische Revolution, Unruhen 
und Aufstände auf dem Land und in 
den Städten.
17. Oktober: Zar Nikolaus II. verkün-
det die Einführung einer gesetzgeben-
den Reichsduma und die Gewährung 
bürgerlicher Grundrechte.

1906
Gründung der „Saratower Deutschen 
Zeitung“, 1914 verboten und 1917/ 
1918 kurzzeitig wieder erschienen.

1914
Nach Ausbruch des Ersten Weltkrie-
ges werden die Deutschen in Russland 
zahlreichen Restriktionen unterzogen, 
obwohl ungefähr 300.000 von ihnen 
in der russischen Armee Dienst leisten.

4. August: Demolierung und Ausplün-
derung der Deutschen Botschaft in St. 
Petersburg.
18. August: Die Hauptstadt St. Peters-
burg wird in Petrograd umbenannt.
18. August: Erlass der Zarenregierung 
verbietet den Gebrauch der deutschen 
Sprache in der Öffentlichkeit.
Die russische Militärführung der 
westlichen Frontabschnitte ordnet die 
Ausweisung zahlreicher „verdächtiger 
Elemente“ und potentieller Landes-
verräter an. Insgesamt werden bereits 
in diesem Jahr etwa 30.000 russische 
Bürger deutscher Herkunft belangt.

1914 - 1916
Schließung aller deutschsprachigen 
periodischen Presseorgane, Verbot 
des Schulunterrichts und der Gottes-
dienste in der Muttersprache.

1915
2. Februar: „Liquidationsgesetze“. 
Deutscher Landbesitz soll in einem 
150 Kilometer tiefen Grenzstreifen 
zwangs  ver äu ßert und russischen Bau-
ern gegeben werden.
Die Militärverwaltung ordnet Depor-
tationen der Deutschen aus den front-
nahen Gouvernements ins Landesin-
nere an; vor allem die Deutschbalten 
und Wolhynier sind davon betroffen.
26.–29. Mai: Antideutscher Pogrom in 
Moskau mit mehreren Toten und Ver-
wundeten.
14. Juni: Anordnungen der Militär-
verwaltung zur Aussiedlung der deut-
schen Kolonisten und Juni aus dem 
Gouvernement Wolhynien. Bereits 
bis zum 20. Juli 1915 werden etwa 
70.000 Wolhyniendeutsche in größter 
Eile ins Innere des Landes verschickt.
13. Dezember: Verschärfung der Li-
quidationsgesetzgebung, Ankauf des 
Landbesitzes der russischen Unterta-
nen „feindstaatlicher Herkunft“ zu fes-
ten Preisen und nur durch die Bauern-
Länderbank.

1916
Insgesamt werden während des Ers-
ten Weltkrieges etwa 200.000 russi-
sche Staatsbürger deutscher Herkunft 
zwangsverschickt; Tausende kommen 
dabei ums Leben.

Ausführliche Angaben zu Opferzahlen 
des kommunistischen Terrors in der So-
wjetunion auf Tafel 16 der Ausstellung.

1917
Liquidationsgesetzgebung soll sich prak-
tisch auf das ganze Land erstrecken.
27. Februar: Bürgerliche demokra-
tische Revolution stoppt weitere 
Zwangsaussiedlungen und -enteig-
nungen.
Kongresse der Russlanddeutschen in 
Mos kau, Saratow und Warenburg/
Wolga, Slawgorod/Sibirien und Odessa.
25. Oktober: „Oktoberrevolution“; 
Macht er grei fung der Bolschewiki.

1918
1. bis 14. Februar: Wolgadeutscher 
Kongress in Warenburg, der eine ter-
ritoriale Autonomie verlangt.
3. März: Frieden von Brest-Litowsk 
mit gegenseitiger Repatriierungsklau-
sel für russischstämmige Bürger in 
Deutschland bzw. deutschstämmige 
Bürger in Russland.
April: Im Wolgagebiet wird eine „Kom-
mission für deutsche Angelegenhei-
ten“ unter der Leitung des späteren 
Regierenden Bürgermeisters von Ber-
lin, Ernst Reuter, gebildet.
19. Oktober: Der Rat der Volkskommis-
sare genehmigt per Dek ret die Errich-
tung einer Gebietsautonomie (Arbeits-
kommune) der Wolgadeutschen.
Dekret der kommunistischen Regie-
rung „Über die Trennung von Staat 
und Kirche und der Schule von der 
Kirche“, wodurch „alles Vermögen der 
in Russland bestehenden Kirchen und 
Religionsgemeinschaften zum Staats-
eigentum“ erklärt wird.

1919
Juli – August: Bewaffnete Erhebung 
der deutschen Bauernschaft in Groß-
liebental, Kreis Odessa, gegen bol-
schewistische Lebensmitteleintrei-
bungen und Mobilisierungen.
Oktober – Dezember: Plünderungen, 
Brandschatzungen, Raub, Verwüstun-
gen, Vergewaltigungen und mehrere 
hundert Morde gehen auf das Konto 
der Banden des Anarchis ten Mach-
no, insbeson dere in den Mennoniten-
Siedlungen der Südukraine.
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1921
Auf Revolution und Bürgerkrieg folgt 
in Russ land eine große Hungersnot, 
verursacht in erster Linie durch falsche 
Wirtschaftspolitik mit rücksichtslosen 
Nahrungsmitteleintreibungen, von 
denen die deutschen Dörfer an der 
Wolga und im Süden des Landes hart 
getroffen werden. Das Präsidium des 
Gebiets exekutivkomitees des Auto-
nomen Gebietes der Wolgadeutschen 
erklärt, dass mehr als zwei Drittel der 
dort lebenden Wolgadeutschen (etwa 
300.000) hungern.
März: Unter dem Eindruck der landes-
weiten Unruhen und Bauernaufstände 
beschließt die Sow jetführung einen 
Übergang zur „Neuen Ökonomischen 
Politik“ (NÖP, 1921–1928).
März– April: Hungeraufstände in 
mehreren wolgadeutschen Dörfern, 
die brutal niedergeschlagen werden.
16. Mai: Gründung des Allrussischen 
mennonitischen landwirtschaftlichen 
Vereins.

1922
Eingliederung russischer, ukrainischer 
und tatarischer Dörfer in das Gebiet 
der Wolgadeutschen.
August: In Seelmann, Wolga, wird das 
erste deutschsprachige pädagogische 
Technikum, das ein Jahr später nach 
Marxstadt überführt wird, gegründet.

1923
Gründung des Allrussischen Menno-
nitischen landwirtschaftlichen Vereins 
(aufgelöst 1928).

1924
20. Februar: Aufwertung des Autono-
men Gebietes zur Autonomen Sozia-
listischen Sowjetrepublik der Wolga-
deutschen (ASSRdWD) mit Pok rowsk, 
dem späteren Engels, als Hauptstadt.
12. Juni: Einführung von Deutsch als 
Amts- und Unterrichtssprache in der 
ASSRdWD.

1925
9. Juni: Beschluss der Regierung der 
Wolgarepublik zur Gründung des Zen-
tralmuseums der ASSRdWD mit dem 
Sprachwissenschaftler Prof. Georg 
Dinges als erstem Direktor.

1926
Verabschiedung der Verfassung der 
ASSRdWD.
Laut Volkszählung leben in der So wjet-
union 1.238.549 Deutsche, davon in 
der Ukraine 393.924, in der ASSRdWD 
379.630, auf der Krim 43.631 usw.
In Moskau erscheint die „Deutsche 
Zentralzeitung“ (DZZ), die bis 1939 
existiert.

1927
Gründung eines deutschen Rayons Al-
tai.

1928
Beginn der Zwangskollektivierung 
der selb stän digen Bauernwirtschaf-
ten, verbunden mit der rest  losen Ent-
eignung der wohlhabenden Bauern 
(„Kulaken“) und ihrer Verbannung 
nach Ka sachs tan und in den Hohen 
Norden.
5. Oktober: Beschluss der Regierung 
der RSFSR über die Gründung des 
Deutschen Pädagogischen Instituts 
in Pokrowsk, Wolgagebiet, zur Aus-
bildung von Lehrern für Mittelschu-
len mit deutscher Unterrichtsspra-
che.

1929
8. April: Per Gesetz werden Geistliche 
und andere Personen im Dienst der 
Kirche zu zweitrangigen sowjetischen 
Bürgern erklärt.
Als Protest gegen Enteignungen und 
religiöse Verfolgungen brechen im 
November und Dezember an die 
14.000 Deutsche, zumeist Menno-
niten, mit ihren Familien auf. Sie for-
dern freie Ausreise aus dem Land. 
Insgesamt gelingt es 5.671 von ihnen, 
über Deutschland nach Amerika aus-
zuwandern.

1930
6. Januar: Offizielle Eröffnung der ers-
ten Hochschule mit deutscher Unter-
richtsprache in der Sowjetunion, des 
Deutschen Pä dagogischen Instituts in 
Engels.
30. Januar: Verhaftung von Prof. Ge-
org Dinges; Auftakt zum Kampf gegen 
den „deutschen bürgerlichen Nationa-
lismus“ in der Wolgarepublik.

1931
Zum 1. Juli sind 95 Prozent der Wol-
gadeutschen in Kolchosen. Zahlreiche 
deutsche Kirchen werden zu „Kultur-
häusern“ umfunktioniert.

1932
22. Mai: Offizielle Eröffnung des Deut-
schen Akademischen Staatstheaters in 
Engels

1932 – 1934
Zweite große Hungersnot an der Wol-
ga, in Kasachstan und in der Ukraine; 
eine Folge der überstürzten Kollekti-
vierung, die besonders die Landbevöl-
kerung trifft.

1933
Dezember: Führende Dozenten und 
Professoren der Deutschen Abteilung 
des Ukrainischen Pädagogischen Insti-
tuts in Odessa werden verhaftet.

1936
Nach einem Regierungsbeschluss über 
die Aussiedlung von 15.000 polni-
schen und deutschen Haushalten aus 
der Ukraine werden 69.283 Personen 
aus den Grenzgebieten nach Kasachs-
tan verbannt; Polen machen dabei mit 
etwa 75% das Gros der Zwangsausge-
siedelten aus.
5. Dezember: Annahme der Stalin‘ schen 
Verfassung, die direkte oder indirekte 
Beschränkungen der Rechte von Perso-
nen aufgrund ihrer Volks zugehörigkeit 
oder die Propagierung von Nationalitä-
tenhass unter Strafe stellt.

1937
Sämtliche deutschen Kirchen werden 
entweiht.
Die ASSRdWD bekommt eine sozialis-
tische Verfassung.

1937 – 1938
Die sowjetische politische Strafjus-
tiz verurteilt in diesen zwei Jahren 
1.372.382 Personen, von denen 
681.692 erschossen werden. Nach 
bislang veröffentlichten Opferlisten 
und Schätzungen der russischen Men-
schenrechtsorganisation „Memori-
al“ kostete der „Große Terror“ etwa 
55.000 Deutschen das Leben
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12. Dezember 1937: Neun Wolga-
deutsche in den Obersten Sowjet 
der UdSSR, das „oberste Organ der 
Staatsgewalt“, gewählt.

1938
24. Januar: Beginn der Schließung der 
deutschsprachigen allgemeinbilden-
den Schulen sowie Fach- und Hoch-
schulen mit Ausnahme derer, die in der 
ASSR der Wolgadeutschen liegen.
1. September: Alle deutschen Schulen 
außerhalb der ASSR der Wolgadeutschen 
werden im Normalfall in russische und 
seltener in ukrainische umgewandelt.
Zu den Maßnahmen im Rahmen des 
„Großen Terrors“ in den Jahren 1936 bis 
1938 siehe Tafel 9.

1939
Die Anfang des Jahres durchgeführte 
Volkszählung registriert in der UdSSR 
1.427.232 Deutsche – 0,8 Prozent der 
Gesamtbevölkerung des Landes.
März: Auflösung der deutschen Ra-
yons in der Ukraine.

1939 – 1940
Aufgrund der geheimen Absprache 
der beiden Diktatoren Stalin und Hit-
ler annektiert die Sow jet union Bes-
sarabien (gehörte zu Rumänien), die 
Westukraine und Westweißrussland 
(zu Polen) sowie die unabhängigen bal-
tischen Staaten Estland, Lettland und 
Litauen. Die dort ansässige deutsche 
Minderheit votiert in überwiegen-
der Mehrheit für Deutschland („Ver-
tragsumsiedler“).

1941
22. Juni: Beginn des Angriffs von NS-
Deutschland auf die Sow jetunion.
28. August: Verabschiedung des Erlas-
ses über die Aussiedlung der Deutschen 
aus den Wolgaregionen. Damit legali-
siert das Präsidium des Obersten Sow-
jets der Sowjetunion die Deportation 
seiner deutschen Bürger, die zu dieser 
Zeit bereits voll im Gange ist. Es kommt 
zur Auflösung und Liquidierung aller 
kulturellen Institutionen wie deutsche 
Museen, Bib liotheken, Theater, Zeitun-
gen oder Verlage. Schlie   ßung oder Um-
profilierung von Bildungsstätten, Verbot 
des Unterrichts in deutscher Sprache.

31. August: Das Politbüro des Zen-
tralkomitees der ukrainischen KP 
beschließt die Ausweisung der Deut-
schen aus der Ukraine.
7. September: Territorium der ASSR 
der Wolgadeutschen geht an die Ge-
biete Saratow und Stalingrad.

1942
Durch geheime Beschlüsse des Staat-
lichen Verteidigungskomitees vom 
10. Januar, 14. Februar und 7. Okto-
ber werden im Laufe des Krieges ca. 
350.000 russlanddeutsche Jugendli-
che, Frauen und Männer zur Zwangs-
arbeit mobilisiert.
Zum Verlauf der Deportation und der 
Verbringung in die Zwangsarbeitslager 
siehe Tafeln 10-13 der Ausstellung.

1943 – 1944
Etwa 340.000 Schwarzmeerdeut-
sche, die in den nationalsozialisti-
schen Herrschaftsbereich geraten 
sind, werden beim Rückzug der 
Wehrmacht in den Warthegau um-
gesiedelt und erhalten die deutsche 
Staatsbürgerschaft („Administrati-
vumsiedler“).
Eine Reihe von Völkern, Tschetsche-
nen, Kal mü cken, Krimtataren u.a., 
werden kollektiv des Vaterlandsver-
rats beschuldigt und nach Sibirien und 
Zentralasien deportiert.

1945
8. Januar: Regierungsverordnung der 
Sowjetunion über die Rechtsstellung 
der Deutschen und anderer deportier-
ter Völker. Einrichtung von Sonder-
kommandanturen zur besseren Kont-
rolle der Sondersiedler.
8. (9.) Mai: Kapitulation des Deutschen 
Reiches. 
11. Oktober: Befehl des NKWD der 
Sowjetunion zur Einweisung aller re-
patriierten Russlanddeutschen in Son-
dersiedlungen.
21. September: Gründung des 
Grenzdurchgangslagers Friedland, 
das sich über die Jahrzehnte für Mil-
lionen deutsche Heimkehrer, Ver-
triebene, Flüchtlinge und Aussiedler 
zum Symbol ihrer Ankunft und ihres 
neuen Lebens in Deutschland entwi-
ckelt.

1945 – 1946
„Repatriierung“ unter Zwang und 
falschen Versprechungen von ca. 
210.000 russlanddeutschen „Adminis-
trativumsiedlern“. Sie werden jedoch 
nicht in ihre ursprünglichen Siedlungs-
gebiete in der UdSSR, sondern in die 
Deportationsgebiete in Zentralasien 
und Sibirien gebracht und unter das 
Sonderregime des Innenministeriums 
gestellt.

1946
Gründung des Suchdienstes des Deut-
schen Roten Kreuzes, der etwa 23.000 
Deutschen aus Russland erfolgreich 
bei der Suche nach Verwandten hel-
fen kann.

1948
21. Februar: Verordnung des Minister-
rates „Über die Verbannung, Auswei-
sung und über die Sondersiedlungen“, 
die ein wesentlich strengeres Unter-
bringungsregime für die verbannten 
Völker vorsieht.
26. November: Verschärfung der Be-
dingungen für Deutsche und ande-
re Sondersiedler durch ein Dekret, 
das die Verbannung „auf ewig” fest-
schreibt und für unerlaubtes Verlas-
sen des Aufenthaltsortes 20 Jahre 
Zwangsarbeit vorsieht.

1950
22. April: Gründung der LmDR in 
Stuttgart unter dem Namen „Arbeits-
gemeinschaft der Ostumsiedler“. Ihren 
heutigen Namen erhält sie bei ihrem 
dritten Bundestreffen am 30. Mai 
1955 in Frankfurt am Main.
5. August: Die LmDR unterzeichnet 
die „Charta der deutschen Heimatver-
triebenen“.

1953
5. März: Stalins Tod. Vorsichtige Libe-
ralisierung der sow jetischen Gesell-
schaft, beginnende Rehabilitierung der 
Opfer politischer Justiz, schrittweise 
Verbesserung der Lage der deportier-
ten Völker.
Unter den 2.820.000 in der Sowjetuni-
on registrierten Sondersiedlern stellen 
die Deutschen mit 1.225.000 (43,4%) 
den weitaus größten Anteil.
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1954
5. Juli: Regierungsbeschluss „Über die 
Aufhebung einiger Einschränkungen in 
der Rechtsstellung der Sondersiedler“.

1955
22. Februar: Bundesrepublik Deutsch-
land erkennt Einbürgerungen aus der 
Kriegszeit an.
10. März: Deutsche Sondersiedler er-
halten ihre Pässe, die ihnen seit Ende 
des Zweiten Weltkrieges vorenthalten 
worden sind.
9.–13. September: Besuch von Bun-
deskanzler Adenauer in Moskau. Auf-
nahme diplomatischer Beziehungen.
13. Dezember: Erlass über die Auf-
hebung der Einschränkungen in der 
Rechtsstellung der deutschen Son-
dersiedler und ihre Befreiung von der 
Kommandanturaufsicht.

1955 – Mitte der 1960er Jahre
Zehntausende deutsche Justizopfer 
der 1930er bis 1940er Jahre wer-
den im Zuge der widersprüchlichen 
Entstalinisierungspolitik Chruscht-
schows rehabilitiert. Allerdings kann 
nur die Revision einer strafrechtli-
chen Verurteilung durch ein ordent-
liches Gerichts bzw. andere Organe 
mit gerichtlichen Befugnissen bean-
tragt werden. Willkürliche Erschie-
ßungen und Verhaftungen während 
des Bürgerkriegs, Enteignungen, 
Deportationen und Verbannungen, 
Einweisungen in Zwangsarbeitslager 
und ähnliche Unrechtstaten können 
weder juristisch angefochten werden 
noch zu einer Schadenersatzklage 
führen.

1956
Im Altai erscheint die „Arbeit“, die ers-
te russlanddeutsche Zeitung in der So-
wjetunion der Nachkriegszeit.

1957
Die Wiederherstellung der autono-
men Gebiete und Republiken der 
Tsche tschenen, Kal mü cken, Balkaren, 
Karatschaen und Inguschen führt zur 
offiziellen Beseitigung des Verrats-
vorwurfes, bringt eine begrenzte 
mate rielle Entschädigung mit sich und 
bewirkt ein gewisses sprachlich-kultu-

relles und soziales Fortkommen die-
ser Völker. Dagegen verweigert man 
den Deutschen (und den Krimtataren) 
jegliche substanzielle Wiedergutma-
chung. 
In Moskau erscheint die überregionale 
deutschsprachige Zeitung „Neues Le-
ben“.

1958
15. Januar: Nach langem Ringen er-
reicht die LmDR die Einbeziehung der 
Deutschen aus Russland in das bereits 
am 1. Januar 1952 in Kraft getretene 
Lastenausgleichsgesetz.
8. April: Deutsch-sowjetische Über-
einkunft über die Zusammenarbeit 
der Rotkreuz-Organisationen beider 
Länder eröffnet Per spektiven für die 
Familienzusammenfüh rung.
Juni: Gründung einer Redaktion für 
deutschsprachige Radiosendungen in 
der kasachischen Hauptstadt Alma-Ata.

1959
Bei der Volkszählung geben 1.619.000 
Sowjetbürger deutsch als Nationalität 
an. 1939 waren es etwa genauso viele, 
die Gesamtbevölkerung der UdSSR ist 
im gleichen Zeitraum aber um 22 Pro-
zent gestiegen.
24. April: Deutsch-sowjetisches Ab-
kommen über Familienzusammenfüh-
rung. Die Ausreiseanträge werden von 
den sowjetischen Behörden jedoch 
meistens abgelehnt.

1960
1960: Die erste Nachkriegspublika-
tion deutschsprachiger Literaten in 
der UdSSR, der Sammelband „Hand in 
Hand“, erscheint.

1961
17.– 31. Oktober: 22. Parteitag der 
KPdSU, auf dem Stalin und seine Poli-
tik ungewöhnlich scharf kritisiert wer-
den. Die Beschlüsse des Parteitags 
geben einen nachhaltigen Impuls zur 
Erstarkung der deutschen Protest- 
und Autonomiebewegung in der Sow-
jetunion.

1964
29. August: Aufgrund zahlreicher 
Protestbriefe und Eingaben erscheint 

ein Dekret über die Teilrehabilitie-
rung der Russlanddeutschen. Für die 
Deutschen in der Sowjetunion hebt 
das Präsidium des Obersten Sowjets 
den Teil des Deportationserlasses 
vom 28. August 1941 auf, „der pau-
schal erhobene Vorwürfe gegen die 
Wolgadeutschen enthält“. Der Erlass 
legt jedoch großen Wert darauf, dass 
die Russlanddeutschen in den Gebie-
ten in Sibirien, Kasachstan usw. blei-
ben, wo sie jetzt leben und „integriert 
sind“.

1965
Zwei Abordnungen von Russland-
deutschen reisen nach Moskau und 
versuchen vergeblich, eine Wieder-
herstellung der aufgelösten deut-
schen Autonomie an der Wolga zu 
erreichen. Enttäuschung und verstärk-
ter Wunsch, in die Bundesrepublik 
Deutschland auszuwandern, um dort 
Glaubens- und Gewissensfreiheit, 
rechtliche Gleichheit und die erhoff-
te sprachlich-kulturelle Umgebung zu 
finden.

1970
In der Sowjetunion leben laut Volks-
zählung 1.846.317 Deutsche. 66,8% 
von ihnen geben Deutsch als Mutter-
sprache an; nur 316 Russlanddeutsche 
dürfen ausreisen.
12. August: Moskauer Vertrag zwi-
schen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Sowjetunion.

1971 – 1982
Über 70.000 Russlanddeutsche pro-
fitieren von der Ost-West-Entspan-
nung. Sie dürfen nach Deutschland 
ausreisen.

1972
3. November: Russlanddeutschen und 
Griechen wird neben den Bulgaren 
und Armeniern auf der Krim per Ukas 
zugesagt, dass sie wieder frei ihren 
Wohnsitz wählen können.

1973
25. Februar: Festnahme von zwölf 
Russlanddeutschen, die vor der Deut-
schen Botschaft in Moskau für ihre 
Ausreise demonstrieren wollen.
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1974
„Volk auf dem Weg“ berichtet: Nach der 
Verurteilung von vier Sowjetdeutschen 
in Estland zu Freiheitsstrafen wegen 
Beteiligung an einer Demonstration hat 
der sowjetische Regimekritiker Sacha-
row an die Bundesregierung appelliert. 
In einem westlichen Korrespondenten 
zugänglich gemachten Schrei ben an 
Bundeskanzler Schmidt, den SPD-Vor-
sitzenden Brandt und die Abgeordneten 
des Bundestages ruft Sacharow dazu 
auf, für die „unschuldig Verurteilten“ 
einzutreten und alle „nur möglichen 
Formen“ auszunutzen, um auf die Sow-
jetmacht einzuwirken.
Nach Angaben Sacharows hat ein est-
nisches Gericht in der Stadt Kechra die 
Sowjetdeutschen Waldemar Schulz, 
Gerhard Fast und Ludmilla Oldenbur-
ger zu je zwei sowie Peter Bergmann – 
er ist Vater von acht Kindern – zu drei 
Jahren Freiheitsstrafe verurteilt, weil sie 
Anfang Februar vor dem Gebäude des 
Moskauer Zentralkomitees für ihre Aus-
reise in die Bundesrepublik im Zuge der 
Familienzusammenführung demonst-
riert hatten. Ludmilla Oldenburger hat-
te sich dabei mit ihren beiden Söhnen an 
eine Verkehrsampel gekettet.
In seinem Brief ruft Sacharow dazu auf, 
von den sowjetischen Behörden eine 
„Überprüfung dieses ungerechten und 
grausamen Urteils“ zu fordern sowie die-
jenigen Sowjetdeutschen, die in die Bun-
desrepublik ausreisen wollen, zu unter-
stützen. In weiteren Schreiben appelliert 
der Atomphysiker an US-Außenminister 
Kissinger, den Kongress sowie an Sena-
tor Jackson, den Verurteilten zu helfen. 
Das sowjetische Staatsoberhaupt Pod-
gorny wird schließlich aufgefordert, das 
Urteil überprüfen zu lassen.

1975
1. August: Unterzeichnung der KSZE-
Akte in Helsinki mit Verankerung der 
Menschenrechte als wichtigstem Er-
gebnis für die Deutschen in der Sow-
jetunion.

1979
30. Januar: Übernahme der Paten-
schaft über die LmDR durch die baden-
württembergische Landesregierung 
mit ihrem damaligen Ministerpräsi-

denten Lothar Späth (1937–2016).
Scheinversuch der Einrichtung eines 
deutschen autonomen Gebiets im 
Norden Kasachstans.

1980
26. Dezember: In Temirtau, Kasachs-
tan, wird ein deutschsprachiges Thea-
ter eröffnet, das 1990 nach Alma-Ata 
umzieht und heute nur noch ein be-
scheidenes Dasein fristet, zumal die 
meis ten Schauspieler nach Deutsch-
land ausgereist sind.

1984
28. Dezember: Das Politbüro des Zent-
ralkomitees der KPdSU beschließt Maß-
nahmen gegen die „propagan distische 
Kampagne im Westen rund um die Lage 
der sowjetischen Bürger deutscher Na-
tionalität in der Sow jet union“.

1985
11. März: Michail Gorbatschow wird 
zum Generalsekretär der KPdSU ge-
wählt.
2. November: Übernahme der Paten-
schaft über die Wolgadeutschen durch 
das Land Hessen.

1986
Im Dezember finden schwere ethni-
sche Unruhen in der kasachischen 
Met ropole Alma-Ata statt, die zum 
ersten Mal öffentlich zur Sprache kom-
men. Sie dienen als Ausgangspunkt für 
eine Auseinandersetzung mit zahlrei-
chen ungelösten Nationalitätenprob-
lemen des Landes, darunter auch der 
Frage der deutschen Minderheit.

1987
1. Januar: Nach dem Inkrafttreten des 
neuen sow jetischen Gesetzes über die 
Ausreise und Einreise steigen die Aus-
siedlerzahlen erheblich an auf bisher 
nicht da gewesene Werte.
Oktober: Bundeskanzler Kohl emp-
fängt in Moskau Vertreter der deut-
schen Autonomiebewegung.

1989
In der UdSSR gibt es laut Volkszählung 
2.036.000 Deutsche; nur 48,7% von 
ihnen geben Deutsch als Mutterspra-
che an.

16. Januar: Dekret des Präsidiums des 
Obersten Sowjets der UdSSR „Über 
zusätzliche Maßnahmen zur Wieder-
herstellung der Gerechtigkeit hinsicht-
lich der Opfer der Repressionen im 
Zeitraum der 1930er und 1940er Jah-
re sowie zu Beginn der 1950er Jahre“.
Im März wird in Moskau die Unionsge-
sellschaft „Wiedergeburt“ gegründet, 
die sich als erstes Ziel die Wiederer-
richtung der Deutschen Autonomie 
setzt.
Ebenfalls im März beginnt die Aus-
strahlung der täglichen deutschspra-
chigen Sendung „Guten Abend“ im 
kasachischen Fernsehen.
14. November: Erklärung des Obers-
ten Sowjets der UdSSR „Über die Be-
wertung der Repres sionsakte gegen 
Völker, die gewaltsam umge siedelt 
wurden, als ungesetzlich und verbre-
cherisch und über die Gewährung der 
Rechte dieser Völker“. 

1989 – 1992
Massive Proteste an der Wolga gegen 
die Rückkehr der Deutschen und die 
Wiederherstellung der autonomen 
Republik.

1990
Mai: Gorbatschow dämpft die Hoff-
nungen der Russlanddeutschen auf 
eine Autonomie, als er in Nischnij Ta-
gil sagt: „Dort, wo einst die deutsche 
Autonomie an der Wolga war, wohnen 
heute andere Menschen. Wir können 
nicht ein Problem lösen und damit ein 
anderes schaffen.“
13. August: Regierungserlass der 
UdSSR „Über die Wiederherstellung 
der Rechte aller Opfer politischer Re-
pressalien der 1920er bis 1950er Jah-
re“.
23.–26. Oktober: Organisiert von 
Jakob Fischer, veranstaltet das Deut-
sche Theater Alma-Ata, Kasachstan, 
das größte Festival der deutschen 
Kultur in der Geschichte der Russland-
deutschen mit über 2.000 Musikern 
und Sängern aus 120 Gebieten der So-
wjetunion.
9. November: Ein Vertrag zwischen 
Deutschland und der UdSSR ermög-
licht u. a. deutschen Sowjetbürgern 
die Pflege ihrer nationalen, sprachli-

Zeittafel zur Geschichte und Gegenwart
der Russlanddeutschen



65

chen und kulturellen Identität. Wird 
von Russland als Rechtsnachfolgerin 
der UdSSR übernommen.

1991
12. bis 15. März: Außerordentli-
cher Kongress gewählter Vertreter 
der deutschen Bevölkerung, der die 
Wiederherstellung der Autonomen 
Republik der Wolgadeutschen als 
Voraussetzung ihrer rechtlichen und 
politischen Gleichstellung fordert.
Gesetze der Republik Kasachstan (14. 
April), der Ukraine (17. April), der Re-
publik Kirgisistan (27. Mai) und der 
Russischen Föderation (18. Oktober) 
über die Rehabilitierung der Opfer po-
litischer Repressionen.
1. Juli: In der Region Altai, Sibirien, 
wird der 1938 aufgelöste deutsche 
Landkreis Halb stadt wiederherge-
stellt.

1992
8. Januar: In einer Rede im Gebiet 
Saratow erteilt der amtierende Präsi-
dent der Russischen Föderation, Boris 
Jelzin, den Autonomieplänen eine un-
missverständliche Absage.
17. Februar: Erlass des Präsidiums des 
Obersten Sowjets der Russischen Fö-
deration über die Gründung des deut-
schen Landkreises Asowo im Gebiet 
Omsk, Sibirien.
21. Februar: Ukas „Über sofortige 
Maßnahmen zur Rehabilitation der 
Russlanddeutschen“, in dem ein deut-
scher nationaler Ra yon im Gebiet Sa-
ratow und ein deutscher Landkreis im 
Gebiet Wolgograd vorgesehen sind. 
Diese Entscheidungen bleiben auf 
dem Papier.
10. Juli: Unterzeichnung des russisch-
deutschen Protokolls über die Zu-
sammenarbeit beider Länder bei der 
schrittweisen Wiederherstellung der 
Staatlichkeit der Russlanddeutschen.

1993
1. Januar: Inkrafttreten des Kriegsfol-
genbereinigungsgesetzes, in dem u.a. 
festgehalten wird:
Wer als Spätaussiedler ab dem 1. Janu-
ar 1993 in die Bundesrepublik Deutsch-
land eingereist ist, erhält eine pauschale 
Eingliederungshilfe für den erlittenen 

Gewahrsam. Für Russlanddeutsche, die 
vor dem 1. April 1956 geboren wurden, 
beträgt die pauschale Eingliederungs-
hilfe DM 4000. Sie erhöht sich auf DM 
6000, wenn das Geburtsdatum des Be-
rechtigten vor dem 1. Januar 1946 liegt.
11. Juni: Eröffnung des „Bayerischen 
Hauses“ in Odessa.
Nach dem Zerfall der UdSSR und dem 
Rücktritt Gorbatschows am 25. De-
zember 1991 haben sich die Aktivitä-
ten der ehemaligen Sowjetdeutschen 
in ihre Aufenthaltsorte in der GUS 
und in Deutschland verlagert. Die 
Ausreisezahlen erreichen ungeahn-
te Ausmaße von 200.000 und mehr 
pro Jahr und können auch durch das 
Kriegsfolgenbereinigungsgesetz vom 
1. Januar 1993 nicht gesenkt werden, 
da bereits zu viele ausreisewillige 
Bürger der GUS auf gepackten Kof-
fern sitzen.
Ende des Jahres: Der Aussiedlerbe-
auftragte der Bundesregierung, Dr. 
Horst Waffenschmidt, bezeichnet 
zehn Regionen, Zentren und Interes-
senvertretungen in der ehemaligen 
Sowjetunion als Inseln der Hoffnung 
für die Deutschen in Russland:
• Nationalkreis Asowo und der „Regio-

nalverband Omsk“
• Kirchen- und Kulturzentrum Omsk
• Nationalkreis Halbstadt (Altai)
• Wirtschaftszentrum Nowosibirsk
• Siedlungsschwerpunkte im Wolga-

Gebiet
• Kirchen- und Kulturzentrum Marx/

Wolga
• Kulturzentrum St. Petersburg
• Entwicklungsregion St. Petersburg
• Nationalrat der Russlanddeutschen 

in Moskau
• Deutsche Botschaft in Moskau sowie 

die Deutschen Generalkonsulate in 
St. Petersburg, Saratow, Nowosi-
birsk und Kaliningrad

1994
Der Präsident der Ukraine, Leonid 
Kraw tschuk, lässt die Nachricht ver-
breiten, 400.000 Deutsche in ihren 
früheren Wohngebieten im Süden der 
Ukraine aufzunehmen, doch bereits 
am 14. April erklärt die deutschspra-
chige Zeitung „Neues Leben“ in Mos-
kau das Projekt für gescheitert.

1996
Die Bundesregierung versucht durch 
die Einführung von Sprachtests und 
anderen restriktiven Maßnahmen die 
hohen Einwanderungszahlen (1995: 
172.181) zu drosseln. In den folgenden 
Jahren gehen die Zahlen kontinuierlich 
bis auf unter 2.000 im Jahr 2012 zu-
rück.
22. Juni: Die LmDR kann zu ihrem 25. 
Bundestreffen in Stuttgarter offizielle 
Vertreter von zehn russlanddeutschen 
Organisationen in der ehemaligen So-
wjetunion begrüßen:
• Deutsche in Litauen
• „Deutscher Kanal“
• „Internationaler Verband der Russ-

landdeutschen“ 
• „Internationale Verband der Russ-

landdeutschen Kultur“
• „Russlanddeutsche Akademie der 

Wissenschaften“
• „Verband der Russlanddeutschen 

in Kasachstan“
• „‚Wiedergeburt‘ Kasachstan“
• „‚Wiedergeburt‘ Russland“
• „Zwischenstaatlicher Rat der Russ-

landdeutschen“
1. März: Die Bundesregierung be-
schließt das Wohnortezuweisungsge-
setz zur Festlegung eines vorläufigen 
Wohnsitzes für Spätaussiedler.
25. September: Novellierung des 
Fremdrentengesetzes durch die Bun-
desregierung mit erheblichen Renten-
minderungen für Spätaussiedler.

1997
Mai: Bundeskanzler Helmut Kohl 
bekräftigt bei einem Besuch in Al-
maty, Kasachstan, die Positionen 
der Bundesregierung, indem er die 
Deutschen zum Verbleib in Kasach-
stan ermutigt, gleichzeitig aber die 
Rechtsposition bestätigt, dass Deut-
sche weiterhin nach Deutschland 
ausreisen dürfen.
2. September: Bundespräsident Ro-
man Her zog eröffnet in Moskau ein 
Haus der Russlanddeutschen als Zen-
t rum der Begegnung von Deutschen 
und Russen. Mit deutscher Hilfe ent-
stehen ähnliche Begegnungsstätten 
auch im Raum Sankt Petersburg, in Ka-
sachstan und im Altaigebiet.
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1998
In der Nähe von St. Petersburg werden 
die ersten Wohnhäuser für deutsche 
Umsiedler fertig.
6. Juni: Stuttgart: 26. Bundestreffen 
der LmDR mit Bundeskanzler Kohl 
als Festredner. Er betont das Eintre-
ten der bundesdeutschen Regierung 
für die Deutschen in der ehemaligen 
Sowjetunion und verweist auf die oft 
zermürbenden Verhandlungen mit der 
russischen Regierung.

1999
Der Nachfolger von Dr. Horst Waf-
fenschmidt (CDU) als Beauftragter 
der Bundesregierung für Aussied-
lerfragen, Jochen Welt (SPD), ver-
spricht keine Kehrtwende, aber neue 
Akzente in der Aussiedlerpolitik in 
Richtung kleinerer und gezielterer 
Projekte.

2000
Wladimir Putin löst Boris Jelzin als 
Präsident der Russischen Föderation 
ab. Die Welt erwartet von ihm mehr 
Demokratie. Die Russlanddeutschen 
warten ab und richten ihre Blicke wei-
terhin in Richtung Deutschland.
Begrenzung der Aufnahmebescheide 
pro Jahr auf 100.000.

2001
Papst Johannes Paul II. wendet sich 
bei einem Besuch Kasachstans an 
die Deutschen und sagt: “Durch 
eure menschliche Anstrengung ist es 
euch gelungen, die Lebensleistun-
gen in diesem weiten Land zu ver-
bessern.” 
26. August: Gedenkveranstaltung der 
LmDR vor dem Brandenburger Tor 
aus Anlass des 60. Jahrestages der 
Deportation der Deutschen in der 
UdSSR.
Jochen Welt nennt die vier Säulen der 
Aussiedlerpolitik der Bundesregierung:
• Sprachförderung in Form von 

Sprachkursen;
• soziale Beratung und Betreuung 

durch ein bundesweites Netz von 
Einrichtungen;

• Maßnahmen zur beruflichen Inte-
gration, die entgegen dem allgemei-
nen Trend auf dem Arbeitsmarkt be-

reits zu einem deutlichen Rückgang 
von Arbeitslosigkeit bei Spätaussied-
lern geführt haben.

• gesellschaftliche Integration durch 
zentrale Organisationen und Ver-
bände.

2002
In den bundesdeutschen Medien häu-
fen sich einseitig negative Berichte 
über Deutsche aus Russland. Zu einem 
Beitrag im ARD-Magazin Panorama 
unter dem reißerischen Titel „Dea-
len statt Deutschkurs – Zunehmende 
Kriminalität unter Spätaussiedlern“ 
nimmt die LmDR mit deutlichen Wor-
ten Stellung:
„Vielen ‚Einheimischen‘ ist das Schick-
sal der russlanddeutschen Volksgruppe 
nicht bekannt. Ihr Bericht hat in keiner 
Weise dazu beigetragen, diese Unkennt-
nis zu beseitigen, er hat vielmehr durch 
einseitige Informationen bestehende 
Vorurteile vertieft.“

2003
Aus Nischni Tagil und Krasnoturinsk 
im mittleren Ural sowie zahlreichen 
anderen Städten Russ lands werden 
Ini tiativen zum Gedenken an den Jah-
restag des Ukases vom 28. August 
1941 über die Deportation der Russ-
landdeutschen gemeldet und Gedenk-
tafeln enthüllt.

2004
28. August: Einweihung einer russ-
landdeutschen Gedenkstätte in Ar-
changelsk.
17. November: Der Bundestagsab-
geordnete Hans-Peter Kemper über-
nimmt das Amt des Aussiedlerbeauf-
tragten der Bundesregierung.
Zunehmende Aktivitäten vermeldet 
die russische Menschenrechtsorgani-
sation „Memorial“, die sehr umfang-
reiche Gedenkbücher mit Tausenden 
von Namen und Daten aus den so-
wjetischen Kriegs- und Terrorjahren 
veröffentlicht. Am 5. Dezember erhält 
die Gesellschaft den „Alternativen No-
belpreis“.

2005
1. Januar: Das Zuwanderungsgesetz 
tritt in Kraft, das die LmDR bereits 

zwei Jahre vor seiner endgültigen Ver-
abschiedung heftig kritisiert hat:
Das Zuwanderungsgesetz trägt in 
höchst ungenügender Weise dem be-
sonderen Schicksal der russlanddeut-
schen Volksgruppe Rechnung. Dabei 
dürfte es dem Gesetzgeber durchaus be-
kannt gewesen sein, dass die Russland-
deutschen vor allem nach dem Überfall 
Hitlers auf die Sowjetunion jahrzehnte-
langer Verfolgung und Vernichtung aus-
gesetzt waren.
Diese Menschen nach dem Verlust un-
zähliger Angehöriger, nach Repressi-
onen und Unterdrückung ein weiteres 
Mal zu bestrafen, indem man die Hür-
den für ihre Ausreise höher baut, ist un-
verantwortlich.
Wer die Bestimmungen des Zuwande-
rungsgesetzes durchsetzen will, nimmt 
Familientrennungen in Kauf oder ver-
hindert bewusst die weitere Einreise von 
Russlanddeutschen.
FAZIT: Die Landsmannschaft ist je-
derzeit bereit, mit allen, die es ernst 
meinen, über Schwierigkeiten bei der 
Integration von russlanddeutschen 
Spätaussiedlern zu sprechen. Sie kann 
es aber nicht zulassen, dass Menschen, 
die ein halbes Jahrhundert lang un-
schuldig gelitten haben, aufgrund fal-
scher Prämissen an der Ausreise gehin-
dert werden.
Im Einzelnen enthält das Gesetz die 
folgenden Vorgaben für die Aufnahme 
von Deutschen aus der ehemaligen 
Sowjetunion:
• Ausreichende deutsche Sprach-

kenntnisse bei Ehegatten und Ab-
kömmlingen von Spätaussiedlern

• Nachzug von Ehegatten und Ab-
kömmlingen nach ausländerrechtli-
chen Vorgaben

• Einbeziehung von Ehegatten bei kur-
zer Ehezeit nicht möglich

• Einbeziehung nur auf ausdrückli-
chen Antrag

• Anspruch der Spätaussiedler sowie 
der Ehegatten und Abkömmlinge auf 
einen kostenlosen Integrationskurs

• Zuständigkeit des Bundesverwal-
tungsamtes für das Bescheinigungs-
verfahren, um das Verfahren zu ver-
einheitlichen

• Ausschluss der Höherstufung von 
Ehegatten und Abkömmlingen von 
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Spätaussiedlern, wenn sie bereits 
eine rechtskräftige Ablehnung ihres 
eigenen Antrags auf Aufnahme als 
Spätaussiedler erhalten haben

2006
Februar: Dr. Christoph Bergner (CDU) 
wird neuer Aussiedlerbeauftragter der 
Bundesregierung.
Das Bundesverfassungsgericht erklärt 
die drastischen Kürzungen der Renten 
für Aussiedler für rechtens.
10. April: Konstituierung des Beira-
tes für Spätaussiedlerfragen beim 
Bundesministerium des Innern. Das 
Gremium, das sich zunächst aus 16 
Vertretern der Bundesländer, der 
Vertriebenenorganisationen, der Kir-
chen, der kommunalen Spitzenver-
bände, der Wohlfahrtsverbände und 
der Spitzenorganisationen der Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer zusam-
mensetzt, soll die Bundesregierung 
sachverständig in Fragen der Aufnah-
me und Integration von Spätaussied-
lern beraten.
26.–27. Mai: Teilnahme von Bun-
deskanzlerin Angela Merkel an den 
Deutsch-russischen Regierungskon-
sultationen in Tomsk, Altai.

Ab 2006
Der drastische Rückgang der Spätaus-
siedlerzahlen nach Inkrafttreten des 
Zuwanderungsgesetzes bestätigt die 
Befürchtungen der LmDR. Konnten 
2004 noch 58.728 Deutsche aus den 
Republiken der ehemaligen Sowjetuni-
on als Spätaussiedler nach Deutsch-
land kommen, sind es 2006 nur noch 
7.704 mit weiter abnehmender Ten-
denz, bis 2012 mit 1.786 der Tiefpunkt 
erreicht ist.
Diese Entwicklung ist umso bedauerli-
cher, als eine wissenschaftliche Studie 
für NRW zu folgenden Ergebnissen 
kommt;
• Die Zahl der tatverdächtigen Spät-

aussiedler in Nordrhein-Westfalen 
liegt mit 2,4 Prozent deutlich unter 
ihrem Bevölkerungsanteil von ca. 4,5 
Prozent.

• Die meisten (jungen) Spätaussiedler 
sind weder besonders kriminell noch 
besonders auffällig, sondern integ-
rieren sich gut in diese Gesellschaft.

• Bei den auffälligen Jugendlichen 
handelt es sich um eine kleine 
Gruppe.

• DEN kriminellen Aussiedler gibt es 
nicht!

• Ein großer Teil der Kriminalität im 
Jugendalter ist als vorübergehende, 
oft episodenhafte Entwicklung an-
zusehen.

2007
26. Mai: In seiner Rede beim 29. Bun-
destreffen der LmDR in Wiesbaden 
bringt der Bundesvorsitzende Adolf 
Fetsch negative Berichte und Einstel-
lungen gegenüber russlanddeutschen 
Spätaussiedlern mit einem Zitat des 
Generalsekretärs der Menschen-
rechtsorganisation „Gesellschaft für 
bedrohte Völker“, Tilman Zülch, auf 
den Punkt:
„Aussiedlerfeindlichkeit ist nicht besser 
als Ausländerfeindlichkeit.“

2008
Juni: Erklärung der LmDR zu aktuellen 
Missständen bei der Aufnahme und 
Eingliederung von Deutschen aus Russ-
land mit den folgenden Unterpunkten:
• Degradierung in Ausbildung und 

Beruf
• Fremdrenten unter dem Existenzmi-

nimum
• Drastischer Rückgang der Spätaus-

siedlerzahlen
• Behinderungen des Zuzugs von Fa-

milienangehörigen
• Fehlende Beachtung der Volks-

gruppe
• Mangelnde Solidarität – sinkende 

Akzeptanz
• Ausschluss von politischen Entschei-

dungsprozessen

2009
Die Studie “Ungenutzte Potentiale. 
Zur Lage der Integration in Deutsch-
land” des Berliner Instituts für Bevöl-
kerung bescheinigt den Deutschen 
aus Russland hervorragende Integrati-
onsleistungen:
„Die Aussiedler sind eine sehr integra-
tionsfreudige Herkunftsgruppe. Die in 
Deutschland geborenen schneiden bei 
vielen Indikatoren deutlich besser ab als 
die Zugewanderten und weisen zum Teil

sogar bessere Werte auf als die Einhei-
mischen. Bemerkenswert ist der Rück-
gang bei der Jugenderwerbslosigkeit, 
die sich von der ersten auf die zweite 
Generation fast halbiert hat.“
9. Mai: Zahlreiche Mitglieder der Lan-
desgruppe Niedersachsen der LmDR 
beteiligen sich an einer Veranstaltung 
des „Friedländer Bündnisses gegen 
Rechts“ am Heimkehrerdenkmal in 
Friedland, die sich gegen einen so ge-
nannten Friedensmarsch einer NPD-
nahen Organisation richtet, die ohne 
jegliche Legitimation vorgibt, im Na-
men der Deutschen aus Russland zu 
agieren.
13. Juni: Bundesinnenminister Dr. 
Wolfgang Schäuble betont beim 30. 
Bundestreffen der LmDR in Rheinberg 
als Festredner:
„Die Deutschen aus Russland haben sich 
um unser Land verdient gemacht, und 
sie tun das bis heute. ... Die Deutschen 
in Russland haben gelitten, weil sie trotz 
ihrer Loyalität zu Russland immer auch 
Deutsche geblieben waren. Sie sind her-
gekommen, weil sie hier als Deutsche 
leben und sich einbringen wollen. Wenn 
sie in das Land ihrer Ahnen zurückkeh-
ren, dann sind die Deutsche unter Deut-
schen und nicht Teil einer russischspra-
chigen Diaspora.“
24. August: Beteiligung von führen-
den Vertretern der LmDR und ihres 
Jugendverbandes an einem Gespräch 
mit Bundeskanzlerin Dr. Angela Mer-
kel, bei dem Frage der Aufnahme und 
Integration sowie Probleme im Aus-
bildungs- und beruflichen Bereich im 
Mittelpunkt stehen.

2010
14. und 15. Oktober: 8. Sitzung der 
Deutsch-Kasachischen Regierungs-
kommission in Berlin. Dr. Christoph 
Bergner:
„Die bewährten Hilfen der Bundesre-
gierung im kulturellen, sozialen und 
Bildungsbereich werden auch weiter-
hin dazu beitragen, dass die deutschen 
Volkszugehörigen in Kasachstan für 
ihre Zukunft eine gute Perspektive ha-
ben und dadurch auch ihrerseits einen 
wichtigen Beitrag zu den guten bilatera-
len Beziehungen beider Staaten leisten 
können.“
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Die demografische Dynamik der wol-
gadeutschen Bevölkerung spiegelt die 
Geschichte der Wolgadeutschen wider:

1769 23.200
1788 30.900
1816 60.700
1834 108.300
1857 198.600
1897 390.800
1914 569.500
1926 439.100
1941 438.700
1989 52.300
2010 19.700

2011
16. und 17. Mai: 16. Sitzung der 
Deutsch-Russischen Regierungskom-
mission für die Angelegenheiten der 
Russlanddeutschen in Tomsk: Fortset-
zung der finanziellen Förderung der 
Deutschen in Russland.
26. August: Einweihung des Denkmals 
„Den Russlanddeutschen – Opfer der 
Repressionen in der UdSSR“ in Engels.
30.– 31. August: Konferenz des BMI 
aus Anlass des 70. Jahrestages der 
Deportation der Deutschen in der So-
wjetunion.
August– Oktober: Außer der zentralen 
Gedenkfeier der LmDR am 28. August 
zum 70. Jahrestag der Deportation fin-
den 18 weitere Gedenkveranstaltun-
gen auf Orts- und Länderebene statt.
9. Dezember: 9. Sitzung der Deutsch-
Kasachischen Regierungskommission 
in Astana: Abschluss eines bilateralen 
Abkommens zwischen der Landsmann-
schaft der Deutschen aus Russland und 
der Assoziation der gesellschaftlichen 
Vereinigungen der Deutschen Kasach-
stans „Wiedergeburt“.

2012
30. und 31. Mai: 17. Sitzung der 
Deutsch-Russischen Regierungskom-
mission in Zerbst/Anhalt: Dr. Berg-
ner betont die Wichtigkeit bilateraler 
Partnerschaftsprojekte, die eine völ-
kerverbindende Brücke zwischen den 
Zivilgesellschaften Deutschlands und 
Russlands darstellen.
26. November: Die LmDR verfasst für 
die Sitzung des Beirates für Spätaus-
siedlerfragen beim BMI Stellungnah-

men zu drei zentralen Fragen der ak-
tuellen Aussiedlerpolitik:
• Überbetonung deutscher Sprach-

kenntnisse im Spätaussiedleraufnah-
meverfahren

• Erneute Prüfung abgelehnter Auf-
nahmebescheide

• Härtefälle im Spätaussiedleraufnah-
meverfahren

2013
Zahlreiche Veranstaltungen in Deutsch-
land und der ehemaligen Sowjetunion 
zum 250. Jahrestag der Auswanderung 
von Deutschen nach Russland.
14. September: Das 10. Änderungsge-
setz zum Bundesvertriebenengesetz, 
mit dem der Nachzug von Familien-
angehörigen von Spätaussiedlern er-
leichtert wird, tritt in Kraft.
22. Oktober: Heinrich Zertik, Mitglied 
der LmDR, wird Abgeordneter des 
Deutschen Bundestages.

2014
8. Januar: Hartmut Koschyk (CSU) 
neuer Beauftragter der Bundesregie-
rung für Aussiedlerfragen und natio-
nale Minderheiten.
21. April: Erlass der Russischen Föde-
ration über Maßnahmen zur Rehabili-
tierung der von der Krim deportierten 
Völker (Armenier, Bulgaren, Griechen, 
Krim-Tataren und Deutsche).

2015
4. Juli: Hartmut Koschyk würdigt als 
Festredner beim 32. Bundestreffen 
der LmDR in Stuttgart die besondere 
Rolle des Verbandes:
„Bei der Bewahrung der spezifischen 
russlanddeutschen Identität nimmt 
die Landsmannschaft der Deutschen 
aus Russland als die seit 65 Jahren un-
bestritten anerkannte Vertretung der 
Deutschen aus der ehemaligen Sowjet-
union eine zentrale Rolle ein.“
Dezember: Wiederaufnahme der Tä-
tigkeit der Deutsch-Russischen und 
der Deutsch-Ukrainischen Regie-
rungskommission.

2016
Januar: Die LmDR verurteilt aufs 
Schärfste die von ultrarechten Grup-
pen gesteuerten Demonstrationen im 

Zusammenhang mit der angeblichen 
Entführung und Vergewaltigung ei-
nes russlanddeutschen Mädchens (der 
„Fall Lisa“). Sie schreibt in ihrer Stel-
lungnahme:
„Wir sind sehr darüber in Sorge, dass die 
jüngsten Ereignisse in den Medien und 
der Gesellschaft ein verzerrtes Bild un-
serer Landsleute entstehen lassen. Wir 
warnen eindringlich davor, das Verhal-
ten nicht repräsentativer Gruppen auf 
die gesamte Personengruppe der Deut-
schen aus Russland zu übertragen.“
31. Januar: Der russische Präsident 
Putin unterzeichnet den Erlass „Über 
erstrangige Maßnahmen zur Rehabili-
tation der Russlanddeutschen“, der die 
früher verankerte Wiederherstellung 
der „russlanddeutschen Staatlichkeit“ 
nicht mehr enthält.
24. und 25. Mai: Eröffnung des Deut-
schen Kultur- und Geschäftszentrums 
„Deutsch-Russisches Haus“ in Omsk im 
Rahmen der Sitzung der 21. Deutsch-
Russischen Regierungskommission.
6. Juli: Beschluss des Haushaltsaus-
schusses des Deutschen Bundestages, 
deutschen Staatsbürgern, die zwischen 
dem 1. September 1939 und 1. April 
1956 Zwangsarbeit für einen ausländi-
schen Staat verrichten mussten, einen 
symbolischen Anerkennungsbetrag in 
Höhe von 2.500 Euro zu gewähren.
28. August: Gedenkveranstaltung in 
der Akademie der Konrad-Adenauer-
Stiftung in Berlin für die russlanddeut-
schen Opfer des stalinistischen Re-
gimes anlässlich des 75. Jahrestages 
der Veröffentlichung des Erlasses des 
Präsidiums des Obersten Sowjets der 
Sowjetunion „Über die Übersiedlung 
der Deutschen, die in den Wolgara-
yons wohnen“.
30. November: Die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer der Bundesdelegier-
tenversammlung der LmDR fassen 
einstimmig den folgenden Beschluss:
„Die überproportional hohe Zunahme 
der Altersarmut unter den Deutschen 
aus Russland soll als große Herausfor-
derung für Politik und Gesellschaft auf 
allen Ebenen betrachtet werden. ...
Wir fordern wirksame Schritte zur Be-
seitigung der bestehenden und der dro-
henden Altersarmut bei Deutschen aus 
Russland auch im Sinne des sozialen 
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Friedens in den Reihen der Spätaussied-
ler. Unsere Landsleute haben die Solida-
rität der Gesellschaft verdient.“
Dezember: Offizieller Beginn der ge-
meinsamen Aktion des Bundes der 
Vertriebenen und der Landsmann-
schaft der Deutschen aus Russland zur 
Bekämpfung der Altersarmut unter 
Spätaussiedlern aufgrund restriktiver 
Bestimmungen im Fremdrentengesetz.

2017
13. Februar: Gespräch des BdV-Prä-
sidiums (darunter der Vorsitzende 
der LmDR, Waldemar Eisenbraun) mit 
Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel, 
u.a. zu den Themen Altersarmut unter 
Spätaussiedlern und die Situation der 
deutschen Minderheiten in Südosteu-
ropa und den Ländern der ehemaligen 
Sowjetunion.
29. und 30. März: Fachtagung der 
Bundeszentrale für politische Bildung 
in Berlin zum Thema „Aussiedlung – 
Beheimatung – politische Teilhabe 
Deutsche aus Russland in Wechsel-
wirkung mit russischsprachigen Grup-
pen in Deutschland“ unter Beteiligung 
der LmDR.
15. Mai: Tagung der Deutsch-Kasa-
chischen Regierungskommission unter 
Teilnahme von Vertretern der LmDR, 
insbesondere mit Fragen der Situation 
der deutschen Sprache in Kasachstan.
17. Mai: Gespräch von Mitgliedern des 
Bundesvorstandes mit Bundeskanzlerin 
Dr. Angela Merkel, bei dem vor allem die 
folgenden Themen behandelt wurden:
• Problematik der drohenden Altersar-

mut unter Aussiedlern
• Bedarf an nachholender Integration 

und politischer Bildung
• Förderung von Ehrenamt und Kul-

turarbeit
• Bedeutung des christlichen Glau-

bens
• Unterstützung identitätsstiftender 

Maßnahmen
• Ausweitung gesellschaftlicher und 

politischer Partizipation
26. August: Festveranstaltung der 
LmDR im Kursaal von Stuttgart-Bad 
Cannstatt zum 200-jährigen Auswan-
derungsjubiläum von Deutschen in den 
Südkaukasus.
Oktober: Wiedereröffnung des 

Deutsch-Russischen Hauses in Königs-
berg/Kaliningrad.
1. November: Der Parlamentarische 
Staatssekretär Prof. Dr. Günter Krings 
(CDU) wird Übergangsnachfolger von 
Hartmut Koschyk als Aussiedlerbeauf-
tragter.

2018
11. April: Der Präsident des Bundes 
der Vertriebenen, Prof. Dr. Bernd Fa-
britius (CSU), wird zum Beauftragten 
der Bundesregierung für Aussiedler-
fragen und nationale Minderheiten 
ernannt.
2. und 3. Mai: Fachtagung der Bundes-
zentrale für politische Bildung in Berlin 
zum Thema „Perzeption – Partizipati-
on – politische Bildung: Deutsche aus 
Russland und russischsprachige Grup-
pen“.
12. und 13. Juni: Fachkonferenz der 
Deutschen Gesellschaft e. V. zum The-
ma „100 Jahre Gründung der Wolga-
republik“.
28. Juni: Beschluss der 16. Sitzung der 
Deutsch-Kasachischen Regierungs-
kommission in Berlin, in Kasachstan ne-
ben den beiden Pflichtsprachen Kasa-
chisch und Russisch wieder Deutsch als 
erste Fremdsprache wählen zu können.
25. und 26. September: Bei der 23. Sit-
zung der Deutsch-Russischen Regie-
rungskommission in Kaliningrad wird 
insbesondere die gemeinsame Betei-
ligung an der Umsetzung deutsch-
russischer Projekte zugunsten der 
Russlanddeutschen als untrennbarer 
Bestandteil der deutschrussischen Zu-
sammenarbeit beschlossen.
7. November: Festakt in der Franzö-
sischen Friedrichstadtkriche in Kirche 
aus Anlass des 30-jährigen Bestehens 
des Amtes des Beauftragten der Bun-
desregierung für Aussiedlerfragen und 
nationale Minderheiten.
Dezember: Start einer gemeinsa-
men Aktion der Landsmannschaften 
der Deutschen aus Russland und der 
Banater Schwaben sowie des Ver-
bandes der Siebenbürger Sachsen 
in Deutschland zur Beendigung der 
Benachteiligung von Spätaussiedler 
durch die Kürzungen im Fremdren-
tenrecht.

2019
18. Januar: Offizielle Eröffnung des 
Bayerischen Kulturzentrums der 
Deutschen aus Russland durch den 
Bayerischen Ministerpräsidenten Dr. 
Markus Söder.
März: Bundeskanzlerin Merkel schlägt 
zur Beseitigung der Benachteiligung 
von Spätaussiedlern durch die Fremd-
rentengesetzgebung eine Fondslö-
sung vor.
16. bis 21. Mai: Der Bundesvorsitzen-
de der LmDR. Johann Thießen, mit der 
deutschen Regierungskommission in 
Kasachstan und Kirgisistan.
4. Juni: Dialogforum des Bundes-
ministeriums des Innern, für Bau 
und Heimat zum Thema „Heimat im 
Herzen, Heimat in Deutschland“. Im 
Mittelpunkt standen der kulturel-
le und gesellschaftliche Gewinn für 
Deutschland durch die Aufnahme der 
Deutschen aus Russland sowie die Er-
folgsgeschichte ihrer Beheimatung in 
Deutschland.
25. bis 29. September: Vereinbarung 
weiterer grenzüberschreitender Maß-
nahmen bei den Feierlichkeiten zum 
30-jährigen Jubiläum der Vereinigung 
der Deutschen Kasachstans „Wieder-
geburt“ in Nur-Sultan.

2020
August: Appell des Bundesvorstandes 
der LmDR an den Präsidenten Russ-
land, die Russlanddeutschen so viele 
Jahre nach Ende des Zweiten Welt-
krieges auch faktisch zu rehabilitieren 
und ihre unschuldigen Opfer mit Wor-
ten des Bedauerns und des Mitgefühls 
zu würdigen, bleibt wie schon frühere 
Appelle gleichen Inhalts ohne Ant-
wort.
5. September: Die LmDR setzt im 
Rahmen ihrer zentralen Gedenkfeier 
in Friedland ein deutliches Zeichen 
gegen Vereinnahmungsversuche der 
russlanddeutschen Geschichte durch 
rechte Splittergruppen. Die stellver-
tretende Bundesvorsitzende und Vor-
sitzende der Landesgruppe Nieder-
sachsen der LmDR, Lilli Bischoff, führt 
dazu in ihrer Rede aus:
„Die Deutschen aus Russland mussten 
über Jahrzehnte in der Sowjetunion er-
fahren, was es bedeutet, allein aufgrund 
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der Volkszugehörigkeit diskriminiert 
und gehasst zu werden.
Wer mit eben diesem Hass Menschen 
begegnet, die ihre Heimatländer wegen 
der dort herrschenden lebensbedrohli-
chen Umstände verlassen mussten, hat 
mit dem energischen Widerstand der 
Landsmannschaft der Deutschen aus 
Russland zu rechnen.“

2021
1. Januar: Inkrafttreten des soge-
nannten Grundrentengesetzes, in das 
ausdrücklich auch die anerkannten Ar-
beitszeiten von Aussiedlern und Spät-
aussiedlern einbezogen sind.
Januar: Das von der Jugendorganisati-
on der LmDR und der Gemeinschaft der 
Deutschen aus Russland Lyra Marzahn 
e. V. online veranstaltete internationale 
Familienfestival „Wir gemeinsam – Мы 
вместе“ mit mehr als 190 Kulturbeiträ-
gen aus fünf Ländern verzeichnet über 
750.000 Aufrufe im Internet.
23. Juni: Diw Bundesregierung stellt 
für Spätaussiedler und jüdische Zu-
wanderer einen Fonds in Höhe von 
einer Milliarde Euro zur Abmilderung 
von Härtefällen in der Rentenüberlei-
tung in den Haushaltsplan 2022.
Die LmDR gibt sich damit jedoch nicht 
zufrieden und wendet sich mit der 
folgenden Pressemitteilung an die Öf-
fentlichkeit:
„Dabei von einem Tropfen auf den hei-
ßen Stein zu sprechen, wäre vermutlich 
übertrieben. Die Einrichtung dieses 
Fonds genügt jedoch keinesfalls, die 
zunehmende Altersarmut unter unse-
ren Landsleuten auf Dauer wirksam zu 
bekämpfen. Sie ist noch weit davon ent-
fernt, diesen Missstand zu beseitigen, 
den wir bereits vor einigen Jahren in 
einer Presseerklärung festgehalten ha-
ben. Wir haben dort geschrieben:
Es ist nicht zu vertreten, dass Deutsche 
aus Russland selbst bei Lebensarbeits-
zeiten von 45 Jahren aufgrund sämtli-
cher Kürzungen im Fremdrentenbereich 
im Alter unter das Existenzminimum 
fallen. Und das, obwohl ihre Kinder und 
Enkel weitaus mehr in die deutschen 
Rentenkassen einbezahlen, als ihnen 
selbst aus diesen Kassen zufließt. Es 
lässt sich keine stichhaltige Erklärung 
finden, weshalb ausgerechnet für die 

Volksgruppe der Deutschen aus Russ-
land der Generationenvertrag außer 
Kraft gesetzt wird.
Wir werden also auch künftig unsere 
Bemühungen um eine gerechte Renten-
regelung für die Deutschen aus Russ-
land fortsetzen und unsere Anliegen mit 
der nötigen Deutlichkeit bei Gesprächen 
mit politischen Entscheidungsträgern 
vortragen.
Der Einsatz für soziale Gerechtigkeit ist 
und bleibt einer der zentralen Grundsät-
ze der landsmannschaftlichen Sozialar-
beit.“
August und September: Die Monats-
schrift der LmDR, „Volk auf dem Weg“, 
kann über 15 landsmannschaftliche 
Gedenkfeiern auf allen Ebenen zum 80. 
Jahrestag der Deportation der Deut-
schen in der Sowjetunion berichten.

2022
Februar: Mit Beginn des russischen 
Krieges gegen die Ukraine berichten 
Deutsche aus Russland vermehrt über 
Ausgrenzungen und Diskriminierun-
gen durch die einheimische Bevölke-
rung aufgrund irrtümlicher und fal-
scher Zuordnungen als „Russen“.
Gemeinsam mit dem Beauftragten der 
Bundesregierung für Aussiedlerfra-
gen und nationale Minderheiten, Prof. 
Dr. Bernd Fabritius, startet die LmDR 
breitgefächerte Maßnahmen zur Un-
terstützung ukrainischer Kriegsflücht-
linge. Dazu gehört die Spendenaktion 
„Nothilfe für Deutsche aus der Ukrai-
ne“, die der Bund der Vertriebenen ge-
meinsam mit der Landsmannschaft der 
Deutschen aus Russland und in enger 
Abstimmung mit den Partnerorganisa-
tionen der deutschen Minderheiten in 
den Nachbarländern der Ukraine ins 
Leben gerufen hat.
März: Interview mit Prof. Dr. Bernd 
Fabritius zum Krieg in der Ukraine und 
seine Auswirkungen auf Deutsche aus 
Russland.
15. April: Die Bundestagsabgeordnete 
Natalie Pawlik (SPD) wird Nachfolge-
rin von Prof. Dr. Fabritius.
Mai: Pressemitteilung der LmDR ge-
gen die Absage von Präsentationen 
der landsmannschaftlichen Wander-
ausstellung aufgrund des Ukraine-
Krieges.

Johann Thießen beteiligt sich an einer 
BdV-Delegation mit Hilfslieferungen 
für die ukrainischen Städte Mukat-
schewo/Munkatsch und Uschgorod/
Ungwar.
27. Mai: Der russlanddeutsche Histo-
riker Dr. Dr. h. c. Alfred Eisfeld erhält 
als erster Deutscher aus Russland die 
BdV-Ehrenplakette.
3. September: Natalie Pawlik bezeich-
net in ihrer Festrede bei der zentralen 
Gedenkfeier der LmDR in Friedland 
die Deutschen aus Russland als „Sün-
denböcke Stalins für Hitlers Angriff 
auf die Sowjetunion“, die unter dem 
Generalverdacht der Kollaboration 
mit dem Nazi-Regime stehend den 
höchstmöglichen Preis bezahlt hätten. 
Eine Brücke in die Gegenwart schlägt 
Johann Thießen in seiner Ansprache:
„Meine Landsleute haben in einem 
Staat, der von Unrecht geprägt war, 
viel, ja eigentlich viel zu viel erdul-
den müssen. Und trotzdem müssen 
wir immer wieder feststellen, dass 
das Schicksal weiten Teilen der bun-
desdeutschen Öffentlichkeit nicht 
bekannt ist oder es sie gleichgültig 
lässt. Eine Antwort darauf zu geben, 
ist schwierig, und ich weiß auch, dass 
sie gefährlich ist und leicht uminter-
pretiert werden kann.
Ich betone deshalb mit aller Deutlich-
keit: Es kann keinen Zweifel an all dem 
Schrecklichen geben, das deutsche 
Menschen unter Hitler der Menschheit 
angetan haben. Und wer den Holocaust 
oder die Hitler‘schen Angriffskriege 
mit Millionen und Abermillionen Toten 
leugnet oder relativiert, wird selbst zum 
Verbrecher und hat in der Landsmann-
schaft der Deutschen aus Russland 
nicht das Geringste verloren.
Trotzdem gab es auch Deutsche, die 
selbst ohne jede eigene Schuld zu Op-
fern wurden. Seien es die Deutschen 
in der Sowjetunion oder die deutschen 
Vertriebenen aus den Ländern Ost- und 
Südosteuropas.
All diese Menschen haben unser Mit-
gefühl verdient und sollten, wie gerade 
jetzt im Zusammenhang mit dem An-
griffskrieg Russlands gegen die Ukraine 
immer wieder zu beobachten, nicht in 
skandalös einseitiger Weise diffamiert 
werden.“
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UNSCHULDIGES LEIDEN
ENTRECHTET – ENTWÜRDIGT – 
ENTWURZELT

Aus dem Inhalt:
• Dr. Alfred Eisfeld: „Großer Terror“ – 

Trud armee
• Dr. Viktor Krieger: Chronologie der an-

tideutschen Maßnahmen im Russischen 
Reich bzw. in der UdSSR

• 1937/38 – Jahre des „Großen Terrors“ 
• Johann Kampen: Mein Vater David 

Kampen
• Dr. Alfred Eisfeld: Sind die Deutschen 

aus der UdSSR Vertriebene?
• Dr. Victor Herdt: Zeittafel der Deporta-

tionen
• Chronik: Deportation der Deutschen in 

der Sowjetunion
• Dr. Viktor Krieger: Vorgeschichte und 

Umstände der Deportation im Jahr 1941
• Trudarmee – Zwangsarbeitslager
• Prof. Dr. Viktor Kirillow: Deportation, 

Arbeitsmobilisierung und Sondersied-
lung der Deutschen in der UdSSR (nach 
Materialien des Uralgebiets)

• „In jenen Jahren“ – Requiem für alle De-
portierten, Verbannten und Ermordeten

• Nina Paulsen: Unterdrückung, Deporta-
tion, Zwangsarbeit. Entwurf eines Sze-
narios zur Geschichte der Deutschen in 
der Sowjetunion

Die 2016 erschienene Broschüre schildert 
die Geschichte der Russlanddeutschen an-
hand von wissenschaftlichen und künstle-
rischen Beiträgen ebenso wie mittels Zeit-
zeugenberichten.

Der damalige Bundesvorsitzende der 
LmDR, Waldemar Eisenbraun, betonte in 
seinem Vorwort:

„Aus Anlass des 75. Jahrestages der Deporta-
tion der Deutschen in der Sowjetunion wei-
sen wir erneut auf die Notwendigkeit einer 
vollständigen Rehabilitierung der russland-
deutschen Volksgruppe hin. Eine Rehabilitie-
rung, die längst überfällig ist! Eine Rehabili-
tierung von Menschen, die ohne jede Schuld 
zu Opfern zweier Unrechtssysteme wurden.“

Die beiden Broschüren sind kostenlos abrufbar unter 
www.lmdr.de - Digitale Bibliothek

„HEIMATBUCH 2020  
DER DEUTSCHEN AUS RUSSLAND“ 

Inhalte:
• Im Kapitel I kommen insbesondere Zeit-

zeugen zu Wort, die das Leben in der So-
wjetunion vor der Ausreise nach Deutsch-
land, die Ausreisebemühungen und die 
ersten Jahre hier in Deutschland vor dem 
Hintergrund ihrer eigenen Erfahrungen 
schildern.

• Ausführliche Biografien von Deutschen 
aus Russland enthält Kapitel II.

• Kapitel III befasst sich mit Aspekten der 
russlanddeutschen Geschichte und Kultur.

• Kapitel IV fasst Publikationen zur russland-
deutschen Thematik zusammen, die in den 
letzten Jahren innerhalb und außerhalb 
der Landsmannschaft der Deutschen aus 
Russland herausgegeben wurden.

• Herausragende Momente der russland-
deutschen Geschichte und Kultur kommen 
dabei ebenso zur Sprache wie schlimme 
Erfahrungen, die Deutsche aus Russland 
in der ehemaligen Sowjetunion machen 
mussten. Aber auch erhebliche Hinder-
nisse, die ihnen bei ihren Integrations-
bemühungen hier in der Bundesrepublik 
Deutschland in den Weg gestellt wurden.
300 Seiten, 10,- Euro

„HEIMATBUCH 2017  
DER DEUTSCHEN AUS RUSSLAND“ 

Inhalte:
• Deportation der Russlanddeutschen mit 

der anschließenden Verbringung in die 
stalinistischen Zwangsarbeitslager; 

• Beiträge zum 200-jährigen Auswande-
rungsjubiläum der Kaukasusdeutschen;

• Geschichte der russlanddeutschen Lite-
ratur, die von Nina Paulsen kenntnisreich 
dargestellt wird;

• Artikel über wichtige Veranstaltungen 
der LmDR, Beiträge, die weit zurückgrei-
fen in die russlanddeutsche Geschichte, 
und Nachrufe auf herausragende russ-
landdeutsche Persönlichkeiten;

• abgeschlossen wird der Band durch zwei 
Beiträge zum Alltagsleben der Deut-
schen in der Sow jetunion nach dem 
Zweiten Weltkrieg.
292 Seiten, 10,- Euro

Bestellungen bitte an:  
LmDR e. V., Raitelsbergstraße 49, 70188 Stuttgart, Tel.: 0711-1665922 E-Mail: Versand@LmDR.des

Publikationen der Landsmannschaft der Deutschen aus 
Russland – eine Auswahl
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